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Unfähiges Geldſackparlament.
Alle Wahlrechtsanträge lehnte das Dreiklaſſenhaus ab!

Die Schmach des dreiklaſſig entrechteten preußiſchen

Volkes wird immer größer! Die Geduld des Volkes auf
immer härtere Proben geſtellt! Seit 62 Jahren ſchleppt
das Volk das wider Geſetz und Recht aufoktroyierte Joch

des Dreiklaſſenwahlunrechts und kann es nicht abwerfen,

nicht einmal lockern! Hohn und Spott erntet es noch für

ſeine Duldſamkeit.

Endlich hatte die Regierung durch die Thronrede ver
kündet, die Wahlreform ſei die „wichtigſte Aufgabe der
Gegenwart“. Da brachte Bethmann eine „Reform“ ein,
die eine Verſchlechterung des Dreiklaſſenrechtes
bedeutete. Die privilegierten Klaſſenvertreter und das
erhabene „Herrenhaus“ konnten ſich nicht einigen, die
Reform verſchwand in der Müllgrube. Seitdem treibt
eine Mehrheit des Klaſſenhauſes hohnvolles Spiel mit
dem Wahlrechtsbegehren des Volkes.

Geſtern hat die Junkerſtube ſämtliche Wahlrechts-
anträge abgelehnt! Das iſt ein Triumph der Volksfeinde
und politiſchen Gewaltmenſchen, denn nun bleibt dem
Volke nichts anderes mehr übrig, als auf die Straße zu
gehen und ſich ſein gleiches Wahlrecht zu ertrotzen!

Der alte Fluch der privilegierten Klaſſenvertretungen
erwies aufs neue ſeine Wirkſamkeit: die privilegierten
Feſtungen der beſitzenden Klaſſen ſind aus ſich heraus un
fähig, ſich ſelbſt zu reformieren. Das Unrecht iſt in
ihnenerſtarrt und kann nicht gelöſt werden. Bisher
hieß es allgemein, im Klaſſenhauſe ſei wenigſtens eine
Mehrheit für geheime und direkte Stimm-
abgabe vorhanden. Sozialdemokraten, Freiſinnige,
Nationalliberale, Zentrum und Polen ſtellen in der Tat
231 (von 448) Abgeordnete, aber die bloße Zahlenrech-
nung iſt immer vergeblich. Man muß die wirklichen
Ziele der Parteien kennen, nicht nur die, die ſie aufs
Programmpapier ſchreiben. Zentrum und Natio-
nalliberale wollen unter der Hand jede nennens-
werte Wahlreform verhindern, deshalb komman-
dierte das Zentrumdie Hälfte, die National-
liberalen ein Drittel einfach ab, ſo daß im
ganzen bei der namentlichen Abſtimmung 73 „Wahl-
reformfreunde“ fehlten, während die Junker alle
Mann zuſammengetrommelt hatten. Die ſchamloſe
Komödie gelang jeder Reformantrag wurde durch
die Tricks der beiden Parteien zu Fall gebracht. Die
preußiſche Regierung kann ſich jetzt mit Fug und Recht
darauf ſtützen, daß die „berufene Vertretung des preu-
ßiſchen Polkes“ keine Aenderung des Dreiklaſſenwahl-
ſyſtems will! Damit ſind nun wirklich al le Wege zu
einer Weiterentwicklung Preußens verſperrt!

Wasnun? Jnm nächſten Jahre ſind Neuwahlen
zum Klaſſenhauſe. Bisher bäumte man ſich gegen den
Gedanken auf, daß ſie unter der alten Dreiklaſſen-
ſch m ach ſtattfinden würden. Nun aber beſteht keine
Hoffnung auf Aenderung falls das Volk nicht in letzter
Stunde ein Machtwort ſpricht!

Ja das Volk, das drittklaſſige Volk, die Maſſe, die
85 Prozent Recht loſe! Wie ſollen die zu Wort und
zum Recht gelangen, wenn man jhnen nur ſechs Abgeord-
nete (durch Zufall) unter 443 einräumt, dieſe ſechs im
Reden beſchränkt, durch polizeilichen Hinguswurf an der
Ausübung ihres Mandates hindert und ſie ſchließlich durch
Staatsanwalt und Juſtiz ins Gefängnis werfen läßt?!
Sollen die Maſſen auf die Kraft der Reden dieſer ſechs
vertrauen? Wahnfſinn! Die Neuwahl bringt doch wieder
volle zwei Drittel Junker und Großkapitaliſten in die
privilegierte Stube, weil es das Dreiklaſſenſyſtem nicht
anders zuläßt. Dieſe Mehrheit lehnt wieder jede Reform

ab wasbleibtdaübrig?

Die Maſſen des preußiſchen Volkes müſſen nun ihr
Schickſal in ihre eigenen ſtarken Hände nehmen, müſſen
zu einer neuen Kampfestaktik ſchreiten und die Wuchtung
draußen im Volke planmäßig betreiben.

Ohne den Spruch der Maſſen keine Wahlreform!

Ohne die „Diktatur der Straße“ keine Fortentwicklung
Preußens!

Alle Wege ſind verrammelt, es bleibt nur der Ausweg
der Straße und des Maſſenſtreiks!

Dieſe Kampfesmittel werden kommen. Zwar nicht
heute und morgen; die Situation iſt dafür nicht reif.
Aber ſie wird reif werden, weil eine andere Löſung
nicht möglich iſt. Wir müſſen nun an die Arbeit gehen

und die Dinge vorbereiten. Wir müſſen mit
aller Kraft unſere politiſchen Organiſationen
ſtärken, unſere Preſſeverbreiten und vor allem
den Kampfesgeiſt in den Reihen der Kämpfer wecken und
ſtählen! Klare Erkenntnis zuerſt! Und dann der
Wille, das gleiche Recht zu ertrotzen!

Noch liegt der Herbſt und Winter vor uns, ehe wir zu
Neuwahlen ſchreiten. Die Situation kann über Nacht
eine günſtige werden, kann zu Entſcheidungen
drängen. Seien wir vorbereitet!

Der Weg alles politiſchen Fortſchrittes in Deutſchland
geht über die Beſeitigung des preußiſchen Dreiklaſſenwahl
ſyſtems. Daran jſt kein Zweifel. Rüſten wir, daß kom-
mende große Entſcheidungen endlich einmal ein großes
Geſchlecht finden mögen.

Es geht um Kultur, um Recht, um Geſittung!

Cs geht aufs Ganze!

Stimmungsbild über die Verhandlung.
Aus dem Klaſſenhauſe ſchreibt man uns:
P. B. Das preußiſche Dreiklaſſenhaus begann am Montag

unter ſtarker Beſetzung des Hauſes und der Tribünen die Be-
ratung der Wahlrechtsanträge. Die Regierung dokumentierte
äußerlich ihre Abneigung gegen jede Aenderung des Dreiklaſſen-
wahlſyſtems dadurch, daß kein Vertreter von ihr im Saal er-
ſchien. Der Präſident, der offenbar fürchtete, daß irgendwelche
Störungen eintreten könnten, hatte ſtrenge Sperrmaßregeln
angeordnet, die auch ſtrikte durchgeführt wurden nur wer eine
Karte hatte, fand Zutritt zum Hauſe.

Zunächſt begründete Abg. Wiemer den fortſchrittlichen An
trag auf Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen,
eventl. e Einführung der geheimen und direkten Stimm-
abgabe. Nach ihm begründete der nationalliberale Abg. Dr.
Lohmann den Antrag ſeiner Freunde auf Einführung des
Pluralrechts.

Nach der Begründung der Anträge ergriff zunächſt zur Ge
ſchäftsordnung Genoſſe Hirſch das Wort zu folgenden Aus
führungen: „Artikel 60 Ziffer 2 der Verfaſſung lautet: „Jede
Kammerkanndie Gegenwart der Miniſter ver
langen.“ Namens meiner Freunde beantrage ich entſprechend
dieſem Artikel die Anweſenheit des Miniſterpräſidenten und
des Miniſters des Jnnern zu verlangen und bis zu dem ſofort
zu veranlaſſenden Erſcheinen der Miniſter die Verhandlungen
auszuſetzen. Die Wichtigkeit der Frage und die Mißachtung
der politiſchen Pflichten, die der Regierung durch ihre verant
wortlichen Miniſter obliegen, zwingen uns zu unſerem Antrage.
Wir erblicken in dem Nichterſcheinen zudem eine ſchwere Be
leidigung des preußiſchen Volkes.“

Für den ſozialdemokratiſchen Antrag erklärten ſich nur die
Fortſchrittler, während ſich die beiden konſervativen Parteien,
das Zentrum und die Nationalliberalen dagegen ausſprachen.
Ein Verſuch, über den Antrag eine namentliche Abſtimmung
herbeizuführen, ſcheiterte daran, daß die Sozialdemokraten die
genügende Anzahl von Unterſchriften nicht aufbringen konnten
ſogar von den Fortſchrittlern unterſtützten nur ſehr wenige den
Antrag auf namentliche Abſtimmung. Der Antrag ſelbſt auf
Erſcheinen der Miniſter wurde gegen die Stimmen der Sozial
demokraten, Polen, Dänen und Fortſchrittler abgelehnt.

Das Ergebnis der Debatte war: Ablehnung ſfämt-
licher Anträge! Zunächſt wurde der fortſchrittliche Haupt
antrag auf Uebertragung des Reichstagswahlrecht s auf
Preußen gegen die Stimmen der Fortſchrittler, Sozialdemo-
kraten, Dönen, Polen und des Zentrums abegelehnt.
Gleichfalls abgelehnt wurde der Antrag auf Neueintei-
lung der Wahlkreiſe Hierfür ſtimmten nur Fort
ſchrittler, Nationalliberale und Sozialdemokraten. Für den

nationalliberalen Antrag auf Einführung eines Pluralwahl
rechts erhoben ſich nur die Antragſteller. Auch der fortſchritt

liche Eventualantrag Einführung der geheimen und
direkten Stimmabgabe) fand keine Mehrheit. Hierüber,
wurde namentlich abgeſtimmt. Für den Antrag ſtimmten 158,
dagegen 188 Mitglieder. Die Minderheit ſetzte ſich zuſammen
aus der geſamten Linken, den Polen, Dänen und dem Zentrum,
doch war das Zentrum außergewöhnlich ſchwach vertreten es
fehlten mindeſtens 40 ſeiner Mitglieder, und es unterliegt
keinem Zweifel, daß eine plan mäßige Abkomman-
diernung ſtattgefunden hat, um ein Votum des Hauſes für die
direkte und geheime Stimmabgabe zu hintertreiben. Das
Zentrum hat hier dasſelbe heuchleriſche Spiel getrieben, wie
auch ſchon früher, namentlich bei der letzten Wahlrechtsvor
lage.

Die Debatte ſelbſt geſtaltete ſich ſtellenweiſe recht ſtürmiſch.
Nach den Antragſtellern, Abgg. Wiemer und Lohmann, kam zu
nächſt Genoſſe Leinert zu Worte, der die ganze Schändlich-
keit des Dreiklaſſenſyſtems darlegte, ſeine Entſtehung ſchilderte,
am Wahlſyſtem und ſeinen Folgen beißende Kritik übte, um
ſchleßlich mit denjenigen abzurechnen, die aus der neulichen
Rekchstagsrede unſers Genoſſen Scheidemann Kapital gegen die
Sozialdemokratie zu ſchlagen ſuchten. Jhm erwiderte Abg.
Dr. v. Heydebrand, der ſich gegen jede Wahlrechtsreform
wandte, in der Hauptſache aber nicht über das Wahlrecht ſprach,
ſondern eine Schimpfkanonade gegen die Fortſchrittler und
gegen die Sozialdemokraten losließ. Zunächſt nahm er ſich die
Fortſchrittler vor, denen er ihr Wahlbündnis mit den Sozial
demokraten nicht verzeihen kann. Er machte hierbei die inter-
eſſante Enthüllung, daß die Fortſchrittler zu gleicher Zeit
auch mit den Konſervativen angebandelt hätten.
Trotz aller Zurufe konnte er ſich nicht dazu verſtehen, den Be
weis dafür beizubringen. Gegen die Sozialdemokraten zog er
das ſtärkſte Geſchütz auf, und ganz beſonders wandte er ſich
gegen die ſozialdemokratiſchen Mitglieder des Hauſes, ein Ver
halten das um ſo mehr zu verurteilen iſt, als er genau wußte,
daß ſeine Freunde den ſo ſchimpflich angegriffenen Mitgliedern
die Gelegenheit zur Erwiderung nehmen würden.

Nach Heydebrand ſprachen noch Herold (Zentrum) und
Korfanty (Pole) für das Reichstagswahlrecht, während
Frhr. 5. Zedlitz (freikonſ.) unter den üblichen Ausfällen gegen
die Sozialdemokratie jede Wahlrechtsreform bekämpfte.
Hierauf wurde die Debatte gewaltſam geſchloſſen; nur die Abgg.
Dr. Pachnicke (Fortſchritt) und Dr. Friedberg (nationalliberal)
erhielten noch das Wort. Dem Genoſſen Borchardt wurde
es brutal abgeſchnitten. Die Abſtimmung ergab das oben mit
geteilte Reſultat. Die Regierung wird ſich alſo allen An-
forderungen auf eine Reform des Wahlrechts gegenüber auf
das Votum des Hauſes ſtützen, ein Votum, das nur durch die
verräteriſche Taktik des Zentrums zuſtande gekommen iſt. Denn
tatſächlich würde ſich ſelbſt in dieſem Hauſe mit dem Zentrum
eine Mehrheit zuſammenfinden wenigſtens für die geheime und
direkte Stimmabgabe,.

Dienstag wird ſich das erhabene Haus u. a. mit den Straf-
anträgen gegen den Vorwärts und gegen unſere Genoſſen
Borchardt und Leinert beſchäftigen und alle drei der preußiſchen
Juſtiz ausliefern.

Politiſche Aeberſicht.
Halle a. S., den 21. Mai 1912.

Die Liebesgabe.
Die ſogenannte Deckungsvorlage gelangte am Mon-

tag im Reichstage zur zweiten Leſung, nachdem zuvor
nach kurzer Debatte die Rechtsverträge Deutſchlands mit Bul-
garien und der zweite Nachtragsetat erledigt waren. Von
einer Deckung der durch die Wehrvorlagen entſtandenen
Ausgaben kann man in Wirklichkeit nicht mehr ſprechen. Zu
erſt hat die Regierung auf die Verwirklichung der Wermuth-
ſchen Abſichten verzichtet und den Staatsſekretär ausgeſchifft,
der ihr in der Vertretung ſoliderer Grundſätze etwas unbe
quem geworden war. Damals ſollte die Branntweinſteuer-
vorlage immerhin 36 Millionen bringen, während der Etat
durch die Mehrüberſchüſſe aufgebracht werden ſollte. Jn
zwiſchen hat aber die Kommiſſion auch noch von dieſen 36
Millionen reichlich die Hälfte für andere Zwecke in Anſpruch
genommen, ſo daß eine weitere „Streckung“ des Etats not-
wendig geworden iſt. Wenn nun wenigſtens die Vorlage ſelbſt
in ihrem ſachlichen Jnhalt berechtigt wäre. Das behaupten
ja ihre Perteidiger, daß ſie die Liebesgabe aufhebe, und Zen-
trum und Konſervative geben ſich den Anſchein, als wider
ſpreche ſich die Linke und namentlich die Sogzialdemokratie,
wenn ſie nach ihren früheren Angriffen auf die Liebesgabe
jetzt der Beſeitigung des Kontingents nicht zuſtimme. Jn
Wirklichkeit bedeutet die Vorlage gar nicht die Ausſchaltung
eines unerhörten Steuerprivilegs, denn ſie läßt die im Laufe
der Jahre viel wichtiger gewordenen Beſtimmungen über den
Durchſchnittsbrand und den Vergällungszwang beſtehen. Es
iſt ein ganz plumper Täuſchungsverſuch, der hier unter
nommen wird, teilweiſe ſicherlich in der Hoffnung, das böſe
Wort von der Liebesgabe werde aus dem politiſchen Wort-
ſchatz verſchwinden. Dieſe Hoffnung wird ſich aber als trüge
riſch erweiſen.

Unſere Genoſſen hatten eine Reihe von Abänderungs
anträgen geſtellt, die der Vorlage wirklich einen anderen
Charakter geben wollten. Neben der Aufhebung der Betriebs
auflage, des Durchſchnittsbrandes und des Vergällungszwangs
im geltenden Geſetze beantragten ſie auch, daß das Konti
(außerhalb der Reſervatſtaaten Baden, Württemberg und
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Bayern) in der Weiſe beſeitigt werde, daß nicht der niedrigere
Abgabenſatz von 105, ſondern der höhere von 125 aufgedoben
werde. Dieſe Beibehaltung nur des unteren Steuerſatzes
hätte einmal den Erfolg gehabt, daß der Spirituspreis zum
Sinken gebracht worden wäre, und zum anderen machte er
den Weg frei für die Erbſchaftsſteuer. Denn nachdem
aus dem Geſetz ſelbſt der erwartete Ertrag nicht mehr hätte
erwachſen können, war unſere Fraktion bereit, zum Erſat für
die aufgehobene indirekte Steuer die Erbſchaftsſteuer zu be
willigen. Allein wie in der Kommiſſion ſo vergaßen auch im
Plenum die Nationalliberalen wieder all die Ver
ſprechungen und all die großen Reden, die ſie während des
Wahlkampfes über die Erbſchaftsſteuer verbrochen haben. Sie
ſtimmten zum größten Teil gegen unſeren Antrag und
brachten damit, geradeſo wie neulich in der Budgetkommiſſion,
die Erbſchaftsſteuer zu Fall. Ebenſo ſtimmten ſie
gegen unſeren Antrag, die von der Kommiſſion zugunſten des
techniſchen Spiritus abgezogenen 16 Millionen für die Er-
höhung der Beihilfen an die Kriegsteilnehmer und
für die Herabſetzung der Altersgrenze bei der

Altersverſicherung auf das 65 Lebensjahr zu verwenden. Jn
der Generaldebatte, die zu dem S 1 ſtattgefunden hatte, waren
unſere Redner Dr. Südekum, Dr. Weill und Wurm vergeblich
bemüht geweſen, in ausführlichen und völlig einwandfreien
Darlegungen die Mehrheit zu einer beſſeren Ueberzeugung zu
bringen. Das Kompromiß war nun einmal zwiſchen dem
ſckwarzblauen Block und der großen Mehrheit der von den
Großbrennern Paaſche und Sieg geführten Nationalliberalen
fertig, und dieſe Mehrheit ließ ſich nirgends und in keinem
Punkte ſtören. Ein einziger Abänderungsantrag, die Ver-
günſtigung für das Bleiweiß auszunehmen, der von dem Ge-
noſſen Davidſohn begründet war, wurde angenommen. Alle
anderen fielen dem unerbittlichen Richtſchwert zum Opfer,
das die kompakte Mehrheit führte. Selbſtverſtändlich wurden
von dieſer Majorität abgelehnt diejenigen unſerer Anträge,
die prinzipielle Bedeutung hatten und die wir oben angedeutet
haben. Aber auch die lleinſten und beſcheidenſten Modifika-
tionen fanden keine Gnade, mochten ſie noch ſo berechtigt ſein.
Den Standpunkt unſerer Fraktion zu den einzelnen Para-
graphen und unſere Auffaſſung, wie ſie in den Abänderungs-
anträgen ausgedrückt war, vertraten unſere Genoſſen Peirotes,
Dr. Südekum, Dr. Weill und Wurm.

Nur in einem Punkte außer dem Bleiweiß wurde das
Geſetz amendiert: die Kommiſſion hatte eine Beſtimmung auf
genommen, wonach das Kontingent (in den Reſervatsſtaaten,
wo es allein noch beſtehen bleibt) auf höchſtens 3000 Hektoliter
begrenzt werden ſolle. Dieſe Aenderung, die den Groß-
brennern im Süden begreiflicherweiſe ſehr auf die Nerven
gegangen war, wurde von der Mehrheit wieder r
nachdem das Zentrum entgegen ſeiner Haltung in der Köm-
miſſion ſich wieder zum großen Heerhaufen zurückgefunden
hatte.

So ging es weiter im unwürdigen Eiltempo, bis nach 8 Uhr
der Präſident verkünden konnte, daß die zweite Leſung der
Novelle zur Branntweinſteuer beendet ſei. Mittwoch, ſpäteſtens
Donnerstag, wird das Haus in die große Sommerpauſe ein-
treten.

Furchtbares vom Kulturverwüſter Moloch.
Der Kriegsminiſter hatte zum Montag den Reichstag zu

einem Beſuch des Schießplatzes in Jüterbog einge-
laden. Von einem Teilnehmer wird uns darüber geſchrieben:
Dieſer Einladung waren Mitglieder aller Parteien ziemlich
zahlreich gefolgt. Ein Sonderzug der Militäreiſenbahn brachte
die Beſucher nach Jüterbog, wo ein ganzer Fuhrpark alter und
älteſter Vehikel aufgeſtellt war, die ein raſches Vorwärts-
kommen ermöglichen mußten. Der Schießplatz hat das iſt
in ſeinem Zweck begründet eine ungeheure Ausdehnung.
Gegen die Weſtſeite zu iſt ein beſonderes Dorf das ſo-
genannte Zieldorf aufgebaut, das der übenden Artillerie
als Zielobjekt dienen muß. Sonſt ſieht man weit und breit
auf dem hügeligen Gelände nichts als weite Sandwüſten, ab

zu durch kümmerliche Kieferwaldungen unterbrochen. Wo
ch der Militarismus im Zerſtören übt, hat die Kultur ihr

Recht verloren.
Der Boden dröhnte, als die Feuerſchlünde der ſchweren

Feldhaubitzen ihre wuchtigen Geſchoſſe hinausſchickten. 6000

bis 7000 Meter fliegen dieſe Geſchoſſe, ein Kurzes, grelles Auf
blitzen, mächtige Rauchwolken verkünden, daß und wo das
Projektil aufgeſchlagen hat. Zwei ſtolz ſich aufblähende Feſſel
ballons, in weiter Ferne ſchwebend, dienten u. a. äls Ziel
objekte. Der eine fiel bald, von den Geſchoſſen getroffen,
herab, der andere ſtieg in die Höhe, das Feſſelſeil war durch
ſchoſſen worden. An der Spitze der todbringenden Jnſtrumente
ſtehen die Mörſer, große, ſchwere Geſchütze, deren neueſte in
zwei Teilen gefahren werden müſſen. Beide Teile laſſen ſich
mit verblüffender Schnelligkeit zu einem Ganzen vereinen.
Die Wirkung dieſer Geſchoſſe muß im Ernſtfall eine fürchter
liche ſein. Die Geſchoſſe, von denen eins auf 200 Mk. zu ſtehen
kommt, wiegen nicht weniger als 214 Zentner, ſie treffen noch
auf eine Entfernung von 9000 Metern! Das Schießen der
Feldartillerie iſt Peitſchenknallen gegenüber dem ohrenbetäu-
benden Dröhnen der ſchweren Artillerie.

Welche Unſumme menſchlichen Scharfſinns und Schaffens-
geiſtes war notwendig, um dieſe Geſchütze, dieſe Meiſter-
werke der Technik, bis zu ihrer heutigen Vervollkommnung zu
bringen! Jn welch hohem Maße hätte der Menſchheit,
der Kultur gedient werden können, wenn dieſer Scharfſinn
und dieſer Schaffensgeiſt auf andere Gebiete gelenkt worden
wäre? Wer dieſen Schießübungen beiwohnte, der hatte die
Ueberzeugung, daß im Ernſtfalle in meilenweitem Umkreis
alles in Schutt und Aſche geſchoſſen werden muß, Um ſo mehr
als dann nicht nur eine, ſondern auch die andere Seite ſchießt.
Der Kriegsminiſter mag mit berechtigtem Stolz davon geredet
haben, daß alles wunderbar geklappt hat, aber dem Freunde
des Friedens muß die Notwendigkeit nur noch draſtiſcher klar
geworden ſein, daß alles aufgeboten werden muß, zu ver-
hüten, daß die ehernen Feuerſchlünde ſich einmal gegen fried-
liche Wohnſtätten arbeit ſamer Menſchen wenden. Dieſes Ziel
iſt aber nur dadurch zu erreichen, daß der gefahrdrohende
Militarismus bekämpft wird, bis zu ſeiner endlichen Ueber-
windung. Von dieſem Gedanken waren die ſozialdemokra-
tiſchen Mitglieder des Reichstags beſeelt, als die ganz gewiß
ſehr intereſſante Vorführung ihr Ende erreicht hatte.

Das rote Geſpenſt im „Herrenhauſe“.
Das ſogenannte preußiſche Herrenhaus ſetzte am Montag

ſeine Etatsberatungen fort. Zwei Redner, die Herren von
Puttkamer und von Kleiſt, konnten es nicht über ſich
bringen, ſich mit der Reichstagsrede unſeres Genoſſen Scheide-
mann zu beſchäftigen. Sie bewegten ſich dabei natürlich auf
demſelben ſcharſmacheriſchen Niveau wie Herr v. Zedlitz im
Dreiklaſſenhauſe. Herr v. Puttkamer ging aber darüber hinaus,
indem er noch als Vormund der Fortſchrittler auftrat und
ihnen gute Ratſchläge gab, ſich doch nicht in das Joch der
Sozialdemokratie zu begeben. Auch den Nationalliberalen gab
er dieſen gewiß unnötigen Ratſchlag. Herr v. Kleiſt will zum
Angriff gegen die Sozialdemokratie übergehen, damit der
Reichstag nicht am Ende noch eine ſozialdemokratiſche Mehrheit
bekomme, die Preußen nicht dulden dürfe. Er gab aber das
Rezept für dieſen Angriff nicht an, ſondern verlangte von der
Regierung nur, daß ſie wieder einmal den „Sammlungsruf“
erlaſſe, der aber bisher noch ſelten etwas genützt hat.

Jm übrigen beſchäftigte man ſich eifrig mit der Dänenver-
folgung in Nordſchleswig. Es wurde von verſchiedenen Rednern,
darunter auch von dem Bruder der Kaiſerin, Herzog Ernſt
Günther von Schleswig-Holſtein, von der Regierung „Feſtigkeit
und Schärfe“, namentlich auch gegenüber den Heimatloſen
verlangt.

Der „diebiſche“ ſozialdemokratiſche Reichstagskandidat.
Nach Anſicht des Schöffengerichts Borna darf ein nationaler

Reichstagswähler mit Seelenruhe behaupten, der ſozialdemo-
kratiſche Reichstagskandidat ſei ein Dieb. Es geſchieht dem
nationalen Wähler nichts. Am Tage vor der Reichstagswahl
gebrauchte nämlich der Gutsbeſitzer und Hauptmann a. D.
Georg Hochheim in Zöpen in der Gaſtſtube des dortigen Gaſt
hofs Aeußerungen, aus denen hervorging, der ſozialdemo-
kratiſche Kandidat Ryſſel ſei wegen Diebſtahls vom Realgym-
naſium verwieſen worden.

Das Schöffengericht Borna erklärte jedoch am 29. Februar
den Reichsverbändler Hochheim für ſtraffrei. Die Begründung
dieſes Urteils iſt für unſere Rechtſprechung ſo charakteriſtiſch,
daß wir ſie im entſcheidenden Teil hierher ſetzen:

34] Die Mutter. er. verb.
Erzählung von Auguſt Friedrich Krauſe.

Der Paul war totenblaß geworden, als der Schmerz ſo aus
der Mutter herausbrach; ihre Verzweiflung warf ihn nieder zu
ihren Füßen.

Aber kein Schluchgzen durchſchütterte mehr ſeinen Leib. Die
Zähne feſt in ihre Schürze verbiſſen, rang er mit ſich ſelbſt im
tiefſten Jnnern ſeiner Seele, wie die Mutter bisher immer ge-
rungen hatte.

Der aber rannen, als wären ihre Weſen vertauſcht, Tränen
um Tränen über die eingefallenen, vergrämten Wangen, und
die Runen, die der Schmerz eines halben Lebens hineinge-
ſchnitten, waren die Bahnen, in denen ſie hinabrollten. Die
naſſen Augen, zur Decke gerichtet, brannten in einem ſehn-
füchtigen Feuer. und die harte Frau, die bisher immer gewußt
hatte, den Mund für die Worte ihres Herzens zu verſiegeln,
vergaß ganz ihre Art und beichtete von dem, was als heißes
Sehnen in ihrem Herzen war:

„Jch hab mir immer ſo gewünſcht, ihn ock noch amal zu ſehn,
eh ich ſterbe, noch amal reden können mit ihm, ihn noch amal
bitten können, daß er mir verzeihen tut, was ich 'm hab' antun
müſſen. Jch hab's ja nich für mich getan, wahr und wahr-
haftig nicht für michl“
Sie ſchluckte ein paarmal, als würgte ſie das Weh, und ihre

zitternde Hand ſuchte den Kopf ihres Sohnes und verwühlte
ſich in ſein Haar.

„Wie der Joſeph neulich kam und ſagte, er er wär wieder
da beim Glück-Schuſter wär er wieder heem möcht er

da hätt er mich bahle zerriſſen, der Schmerz. Aber da hatte
mich auch gleich wieder die Angſt gepackt und ich dachte: Du
tätſt dich von mir abwenden, wenn du alles derführſt, und tätſt
werden wie er und und

Sie vermochte nicht mehr weiter zu ſprechen; ſchütterndes
Schluchzen ging durch ſie hin, ſo ganz zermürbt und zerſtoßen
war ſie. Eine unſägliche Sehnſucht war in der kranken, müden
z ſich verlieren zu dürfen, untergehen zu dürfen im Un-
bewußten, „da kein Leid, noch Geſchrei, noch Schmerz mehr fein
wird“.
Der Paul war aufgeſtanden, und als er nun das Geſicht

hob, in dem noch immer keine Farbe war, war etwas Hartes,
Verſteinertes in ſeine Mienen gekommen, wie die Mutter es
hatte, und die ſchmalen Lippen waren feſt aufeinandergepreßt.
Jmmer mehr und mehr verglomm in ſeinen Augen, die nach
der Wand und hinaus in eine fremde, troſtlos leere Ferne ge-
richtet ſchienen, das dunkelglühende Feuer des Schmerzes, als
kröche es langſam zurück in die verborgenſten Tiefen ſeines
Herzens immer kälter wurde ihr Glanz, bis er war wie das
Glitzern hartgeſchliffener dunkler Edelſteine.

WMechaniſch griff er in den Mund, und als er beſah, was er
den Zähnen geſpürt hatte, waren es Fetzen von der
Schürze der Mutter, die er durchbiſſen.
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u lam eDer Angeklagte hat die feſtgeſtellte Aeußerung in einer
öffentlichen Gaſtwirtſchaft vor allen Gäſten getan. Dieſe
Art der Aeußerung gewährte die einzige
Möglichkeit, am Vorabend der Reichstag s-
wahl dieſen für den Ausfall der Wahl nicht
un bedeutenden Umſtand einem möglichſt
großen Wählerkreiſe noch bekannt zu geben.
Nach ſeiner Verſicherung hat auch bei ſeiner Aeußerung Hoch-
heim die Abſicht gehabt, möglichſt viele Wähler dem
Kandidaten Ryſſel abſpenſtig zu machen und
ſo indirekt dem von ihm unterſtützten nationalen Kan-
didaten zu nützen. Er iſt von der Richtigkeit deſſen,
was er gehört und was er am Stammtiſch behauptet hat,
überzeugt geweſen. Das hat er erklärt und das muß ihm
geglaubt werden, da Grund zu einem Zweifel in keiner Weiſe
hervargetreten iſt. Nach Anſicht des Gerichts hat jeder Wähler
ein berechtigtes Intereſſe daran, daß der von ſeiner Partei
aufgeſtellte Reichstagskandidat aus der Wahl ſiegreich her-
vorgeht, und jeder Wähler, der ſich in dieſem Sinne betätigt,
ſei es, daß er den eigenen Kandidaten im Wahlkampf ver
teidigt, ſei es, daß er den Gegenkandidaten angreift, handelt,
ſolange er nur gutgläubig iſt, und ſeine Behauptungen nicht
wider beſſeres Wiſſen aufſtellt, in Wahrung berech-
tigter Jntereſſen.“

Der reichsverbändleriſche Beleidiger wurde freigeſprochen
und Genoſſe Ryſſel ſollte obendrein die Koſten bezahlen, obwohl
der Reichsverbändler zugeben mußte, daß er eine Unwahrheit
weitererzählt hatte.

Ein juriſtiſches Filigranſtückchen! Das Landgericht Leipzig
aber, das Ryſſel anrief, machte dem Reichsverbändler ſofort,
ehe noch in die Verhandlung eingetreten war, den Vorſchlag,
eine Ehrenerklärung zu erlaſſen, eine Buße zu
zahlen und die Koſten zu übernehmen. Und der Reichsver-
bändler ſträubte ſich keinen Augenblick. Es wurde dieſe Er-
klärung feſtgeſtellt:

„Der Angeklagte erklärt, daß er gegen die
perſönliche Ehrenhaftigkeit des Privat-
klägers nichts einzuwenden habe und be-
dauere, wenn derartiges aus ſeinen Aeuße-
rungen hat entnommen werden können. Der
Angeklagte zahlt 30 Mk. zugunſten Bedürftiger der Gemeinde
Sahlis, die der Vorſitzende der Amtshauptmannſchaft zur
Verfügung ſtellen wird, und übernimmt ſämtliche gericht-
lichen und außergerichtlichen Koſten. Die Privatklage wird
zurückgenommen. Der Angeklagte iſt einverſtanden, daß auf
ſeine Koſten im Bornaiſchen Tageblatt der Wortlaut des
Vergleichs bekannt gemacht wird.“

Borna, in dem das erſte, als völlig unhaltbar erkannte
Urteil gefällt wurde, liegt im Wahlkreis des Reichsverbands-
generals v. Liebert.

Schnaps!
Die Produktion von Spiritus iſt ziemlich erheblich zurück

gegangen. Aber nach dem letzten Ausweis ſtieg der Verbrauch
von Trinkbranntwein wieder ganz bedeutend. Steuererleichte-
rungen und höhere Abſchlagspreiſe der Spirituszentrale reizen
zu Produktionsſteigerungen. Zweifellos führen die erhöhten
Preiſe des Spiritus zu weiteren Verſchlechterungen der Güte
des Branntweins oder zu direkten Preisaufſchlägen. Die
Trinker ſollen den Junkern in geſteigertem Maße tributpflichtig
werden. Die ſtrengſte Beachtung des Schnapsboykotts muß
ſolche Pläne zuſchanden machen. Wie ſich in der Periode Ok-
tober-März der aufgeführten Jahre Trinkverbrauch und ge-
ee Verbrauch entwickelt haben, zeigt die folgende Auf-
tellung:

GewerblicherProduktion Trinkverbrauch Verhr n
1908 1909 3 654 363 hl 1 489 320 hl 1 044 659 hl
1909 1910 3 128 601 1045 349 1182 153
1910 1911 2966 453 1 188 263 801 541
1911-1912 2 671 501 1215 348 910 993

Mögen die Junker den Fuſel ſelber ſaufen. Man denke nur
daran, daß in jedem Groſchen, den man für Schnaps ausgibt,
9 Pfennige Steuern, Profit der Schnapsbrenner und Händ-
ler, ſtecken.

Um Jahre war er gealtert an dieſem letzten Abend de
Ja und aus dem unreifen Burſchen war ein Mann ge-
worden.

Als beſänne er, aus ſeiner Verſunkenheit ſich aufreißend,
plötzlich ſich auf das, was ihn äufgejagt hatte von den Knien,
reichte er der Mutter die Hand und ſagte rauh:

„Morgen geh ich zur Krimke-Anna!“
Was er verſprochen, hielt er auch, und als Bräutigam kehrte

er von dieſem Gange zurück.
Die Mutter verſchloß die Freude darüber wieder tief im

Herzen; nur noch ſtiller war ſie als ſonſt, und in den Augen
ſtrahlte ein wärmerer Glanz. Der Schmerz hatte ſie in der
höchſten Not übermannen können, die Freude, ſo groß ſie auch
war, vermochte es nicht. Als hätte ſie um einen anderen Aus
gang der Werbung nie gebangt, begrüßte ſie die Neue Tochter,
die nach dem Neujahrsgottesdienſt die Kranke beſuchen kam.

„Sei gut zu 'm, Anng, na gell?“ bat ſie, und fügte leiſer
hinzu: „Und halt ihn dir feſt!“

Die Braut drückte ihr in ſchweigendem Gelöbnis die Hand.
„Jch hab' noch 'n Gang, Mutter,“ ſagte der Paul nach einer

Weile und nahm die Mütze vom Nagel.
Er hatte ſie dabei nicht anſehen können, in der Sorge, den

ſtets forſchenden Augen im Blick ſeine Abſicht zu verraten, und
das machte die Kranke unruhig

„Wo willſt'n hin, ha?“
Da bat die Annag:
„Laß ihn, Mutterl! Er kommt bald wieder. Jch bleib ſolange

bei dir, gelt?“Der ſtille, feſte Blick des Mädchens beruhigte ſie, daß ſie
ſogar mit ſchwachem Lächeln ſcherzen konnte:

Ihr habt wohl gar ſchon Heimlichkeiten mit'nander, ihr
beidenDas war ein ſchwerer Gang, den der Paul vorhatte: ins
Schuſterhäuſel wollte er zu Karl Glück, um den nach ſeinem
Vater zu fragen.Der Verzählſel-Schuſter lehnte, als der Paul eintrat, im
Sofa und las den Hausfreund, das Wochenblatt. Auch der
Joſeph hockte am Tiſch und wartete auf das Mittageſſen, das er
gegen kleine Bezahlung im Schuſterhauſe erhielt. Solange ſein
Geld noch reichte, wollte er im Dorf bleiben und ſich pflegen,
kam er dem Beutel auf den Grund, war's immer noch Zeit,
ans Wandern zu denken. Er ſchüttelte ſich heimlich, wenn er
daran dachte. Bis zum April hatte er auf den warmen Unter-
ſchlupf im Tiſchlerhauſe gerechnet. Heute war erſt Neujahr
und in dieſer Jahreszeit auf die Walze gehenl?

Als er den Sohn ſeiner bisherigen Meiſterin eintreten ſah,
lachte der Joſeph hämiſchch

„Tag, Paulel“ grüßte er ſpöttiſch. „Was macht die Arbeit,
hä? Haſte immer noch a Spiritus zum Einheizen unter a
Politurflaſchen ſtehn?

Dazu ſchlug er ein häßliches Lachen an, damit der Burſche
nur ja merken ſollte, daß es darauf abgeſehen war, ihn zu

ärgern. tDer aber achtete gar nicht auf den Giftigen und wandte ſich
nur an den Schuſtermit ſeinem

e d n re an Sie, Herr Glück!“
Ueber das Geſicht des Kleinen ging ein Aufleuchten; er dachtenicht anders als: der Burſche käme um die Grete. So le W

die Zeitung beiſeite und nahm die Brille ab. Freundlich lud
er ein.
mit da ſetzen Sie ſich ock; nehmen Sie uns nich die Ruhe

Der Joſeph war ganz ſtille geworden; wenn der Schuſterfreundlich war, durfte er's nicht anders halten, denn r

r r Da v ß er ſich lieberie Küche, um die Grete auf das große Ereignis,er witterte, vorzubereiten. groß iguis. dar angy
Schon in der Tür, hörte er aber noch, was der Paul vorzu

bringen hatte:
„Jch komm wegen meinem Vater zu Jhnen, Herr Glückl“

Da drückte, der Joſeph ſich weniger ſchnell hinaus, und es tat
ihm nun leid, daß er überhaupt gegangen war. Zurück konnte
er nicht mehr, ſo legte er wenigſtens draußen das Ohr ans
Schlüſſelloch, damit ihm nichts entgehen konnte, was drinnen
geſprowen er h

inen Augenblick hatte der Schuſter ſeinen Beſuch verblüangeſtarrt, dann ſtieß er rauh e f ſuch verbräitt
„So, wegen 'm Vater? 's wird Zeit,

Leuten amal jemand umſieht nach ml“
W ſchon lange hier im Dorfe?“
„A Vierteljahr!“ übertrieb der Kleine mit icht, um die

r nſigteit ſeiner Mutter dem Paul recht zu
en.

33 W W bahle ſeinab's nicht gewußt!“ wies d iden Vorwurf zurück. er Vurſche ruhig und feſt
„„Aber Jhre Mutter hat's gewußt!“ ſchrie der Schuſter, plötzlich in Wut geratend und wurde braunrot im öeſtg ee t

„Sie wiſſen ja ſelber, warum die Mutter das tun mußte. Sie
am beſten!“

daß die Mutter dem Sohne alles

daß ſich von ſeinen

Da merkte der Mann,
gelegt und damit ihm die letzte Waffe aus der Hand genommen

Um ſeinen aufwallenden Aerger zu verbergen, ſchrie erder Tochter, und als die, den Paul erkennen u ocken 3
gahenorot geworden, in der offenen Tür ſtehen blieb, rief er

„'s kommt endlich amal eens aus 'm Tiſchlerhauſe, ſich nam Rother umſehn. Geh, bring a Paul zu a e e
genug hat der alte Mann um a Sohn gejammert!“

ſie hieß; ihre brennenden Augen ſuchten den Blick des Geliebten, der, das Geſicht von fahler Bläſſe überzogen, die Lippen
feſt aufeinanderpreßte und es vermied, ſie anouſchen

„Mach, mach, mach!“ trieb der Vater, der die beiden jungen
Leute ſcharf beobachtete. „Der Paul hat's eilig. Nich amal
geſetzt hat er ſich, ſo preſſiert's ihm

Die Grete aber hörte kaum etwas von dem, was der Vater
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Der Fall Malecka. traf. Gleich darauf ſah man zwei zerlumpte Männer e Streiks erklären. Dieſe Abſtimmungen haben geheim zu er
Aus London ſchreibt man uns: Se Ameglio ließ ſie verfolgen, und es gelang ihre Feſtnahme. Da folgen.“ Jtand kein ſo allgemeiner Ehurkhungeterm zeegen die mer es ſich nicht um türkiſche Soldaten handelte, wurden die armen Das neue Statut tritt mitſamt allen Unterſtützungsberech

barbarei getobt wie jetzt. Die Tatſache, daß eine engliſche Teufel, die die „Popularität“ des Generals vermehren halfen, tigungen am 1. Juli dieſes Jahres in Kraft. Jn der Geſamt-
Staatsbürgerin in Rußland zu vierjährigem Zuchthaus und auf den Befehl Ameglios an einem Baum gebunden und ſofort abſtimmung über die Vorlage wurde dieſelbe einſtimmig

lebenslänglicher Verbannug nach Sibirien verurteilt worden erſchoſſen. angenemweJ. m.iſt für ein Verhalten, das in England nicht nur völlig ſtraflos Konſtantinopel, 20. Mai. Die Durchfahrt der Schiffe ſo Ver hie i e n t ten
iſt, ſondern deſſen ſich viele der geachteten Perſönlichkeiten durch die Meerenge hat begonnen. Die erſten Dampfer haben, di Ger i t tetartel Anweiſe der Tarifbewegung der
Englands und oft ſogar liberale Parlamentarier jahraus jahr wie der Kommandant der Dardanellen meldet, die Einfahrt Tah l ehe s bisher ihre Aufwertſamkeit zu wid
z machen, hat die ganze öffentliche Meinung im ohne jeden Unfall paſſiert mee Ferner wünſchte man Dranchenkonferengzen

ohen Grade erſchüttert. Si i u hn en an e rege gen Amerika. e eEinſpruch zu erheben und die Ehre des engliſchen Namens zu Die Katzbalgerei zwiſchen Rooſevelt und Taft um den Präſi e ſeuege ſeviet e i hder Reſolution erledigt, die der Referent Deichmann dahin
interpretierte, daß bei ihrer Durchführung die Anträge berück-
ſichtigt werden ſollten

„Die Generalverſammlung beauftragt den Vorſtand, alle
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, im die Tarifver-
tragspolitik im Sinne des Referats zu fördern.

Bei der Vorſtandswahl wurde einſtimmig Deichmann als
Vorſitzender, Nieder-Welland als erſter, Krohn als zweiter
Kaſſierer, Tiedermann als Sekretär wiedergewählt. An Stelle
des ausgeſchiedenen Kollegen Ferle wurde Huſung- Nordhauſen
gewählt. Außerdem tritt Arnhold, Sortierer, als Sekretär in

retten. Es iſt wahr, daß die engliſche Regierung mehr als dentenſeſſel nimmt immer ſchärfere und unparlamentariſchere
irgend eine andere imſtande wäre, einen entſprechenden Druck Formen an. Hie Rooſevelt! Hie Taft! lautet die Parole, und
auf den Zarismus auszuüben. Aber nach den bisherigen Er beide Gegner bekämpfen ſich in ihren Reden mit einer ſolchen
fahrungen ſetzt Sir Edward Grey ſeinen Stolz eben darein, Heftigkeit, wie bei einem Wahlkampf noch niemals zu be
in lakaienhafter Liebedienerei für den Zaren alle anderen cobachten war. Wo ſich nur eine Gelegenheit bietet, ergreifen
Mächte zu überbieten. Es iſt das eine Folge der engliſchen die beiden Präſidentſchaftskandidaten das Wort zu einer
Verbrüderung mit der ruſſiſchen Gewaltherrſchaft in Perſien. Brandrede, um ſich die Stimmen der Wähler zu ſichern. Die
Es iſt auch nach den bisher gewonnenen Erfahrungen nicht ſehr Widerlichkeit dieſes erhebenden Streites wird nur gemildert
wahrſcheinlich, daß die Entrüſtung der Radikalen anhaltend durch einen unfreiwillig komiſchen Beigeſchmack, den er zu-
und energiſch genug ſein wird, um Sir Edward Grey zu einem weilen erhält. Nicht ſelten kommt es vor, daß ſich beide
entſchiedenen Auftreten gegen dieſe letzte Zarenſchmach zu Gegner in ein und demſelben Ort aufhalten und zur gleichen den Vorſtand ein. Bei der Wahl des Ausſchußvorſitzenden wurde
gw gen Zeit verſuchen, den anderen in den Augen ſeiner Zuhörer her EilkenAltona wiedergewählt. Damit waren die Arbeiten der

Der Tatbeſtand iſt kurz der folgende: Miß Kate Malecka iſt abzuſetzen und für ſich Stimmung zu machen. Mit welcher Verſchmelzungstagung erledigt. Deichmann würdigte in einem
vor 40 Jahren in England geboren als die Tochter eines in Energie und Heftigkeit der Wahlkampf geführt wird, erhellt packenden Schlußworte die Bedeutung der Generalverſamm-
England naturaliſierten Polen und ſeiner engliſch geborenen aus der Tatſache, daß beide Anwärter auf die Präſidentſchaft lung und ſchloß mit dem Wunſche, daß alle die Hoffnungen
Frau. Sie wurde in England erzogen und verbrachte ihr manchmal vollſtändig niedergebrochen ſind. Taft ſich erfüllen mögen, die die Tabakarbeiter an die Verſchmelzung
ganzes Leben faſt ausſchließlich in England. Ende 1909 ging hat ſich durch das viele Redenhalten eine ſo große Heiſer- geknüpft haben. Mit einem dreifachen Hoch auf die geeinigte
ſie nach Warſchau, um als Lehrerin für Muſik und Engliſch keit (1) zugezogen, daß er notgedrungen mehrere Tage pau- Tabakarbeiterorganiſation gingen die Delegierten auseinander.
zu wirken. Sie konnte gar kein Ruſſiſch und ſehr wenig Pol- ſieren muß. Aber auch Rooſevelt geht es nicht beſſer. Die
niſch, reiſte mit einem engliſchen Paß und war überhaupt in ſtundenlangen Anſprachen an ſeine Freunde haben ihn ein G w k ftlich 8jeder Beziehung eine Engländerin. Jm April 1909 wurde ſie Kehlkopfleiden eingetragen, ſo daß er ſich in ärztliche ewer ſcha eS.
unter Anklage der Verſchwörung gegen die ruſſiſche Regierung Behandlung begeben muß. Wie können doch ſogenannte Koalitionsfeindliche Malermeiſter.
verhaftet. Ueber ſechs Monate wurde ſie ohne Unterſuchung „große“ Männer mitunter erbärmlich klein ſein!chun B ind di ganiſier Malerund ohne formelle Anklage in Haft gehalten, als man ſich in Auf der Jnſel Borkum ſind die organiſierten Ma u

r gehilfenausſtändig geworden. Die Unternehmer hattenEngland für ſie zu intereſſieren begann. Nach vielen Proteſten Marokko. auf den eingereichten Tarifentwurf der Gehilfen nicht nur jedes
innerhalb und außerhalb des Parlaments wurde Sir Edward Die Lage in Fez hat ſich wieder verſchlimmert, und man Verhandeln abgelehnt, ſondern ſie forderten die ſofortige Auf
Grey zur Jntervention veranlaßt, die im Oktober die Frei- rechnet mit einer bevorſtehenden Erhebung verſchiedener Ein [öſung der vor kurzem gegründeten Filiale des Malerverbandes.

laſſung der Malecka gegen eine Kaution von 2000 Pfund Ster geborenenſtämme. Der Berichterſtatter des Pariſer Matin Jn dem Ablehnungsſchreiben, das der Vorſitzende des Unter

ling, die in England geſammelt worden waren, erwirkte. Jm in Fe ibt ſei ß di n Jz ſchreibt ſeinem Blatte, daß die drohende Haltung der e v die Gehilfenorganiſation richtete, hieß es:Februar d. J. kam es zur formellen Gerichtsverhandlung. Sie nehmervereins an die Gehilfenorganiſ hießzur fo Stämme in der Umgebung der Hauptſtadt ſich bereits ver- Um aber jeder Eventualität aus dem Wege zu gehen,
wurde angeklagt, Mitglied einer geheimen Geſellſchaft zu ſein wirllicht hat, ſo daß die franzöſiſchen Truppen gezwungen ſind, ſehen wir uns veranlaßt, Sie aufzufordern, die Filiale des
und mit Revolutionären verkehrt zu haben. Die geheime Ge Tag und Nacht auf der Hut vor einem Ueberfall zu ſein. Verbandes Borkum aufzuheben. Wir wollen es jedem ein-
ſellſchaft iſt die Polniſche Sozialiſtiſche Partei. Die Anklage Da die in Fez liegende Garniſon nur gering iſt, kann an eine zelnen überlaſſen, aus dem Verbande auszutreten, halten es
ſtützte ſich ausſchließlich auf die Ausſagen der Geheimpolizei Verfolgung der Aufrührer nicht gedacht werden. Die franzö- aber für die älteren anſäſſigen Gehilfen für vorteilhafter,
(Ochrana) und des zum Denunzianten gewordenen Revolutio ſiſchen Soldaten müſſen fortwährend gefährliche Attacken ab- keinem Verbande anzugehören. Sollte die Aufhebung der
mar Sukiennik, deſſen Ausſagen aber mehrfach unwiderleglich ſchlagen, die die rebelliſchen Stämme auf Fez unternehmen. Filiale Borkum uns nicht bis Sonnabend, den 18. d. M., mit-
als falſch erwieſen worden ſind. Das Urteil lautete, wie geſagt, Auch die Situation in der Umgebung von Sefxrou iſt außer- geteilt, bezw. Schritte dazu getan ſein, ſo ſehen wir uns
auf vier Jahre Zuchthaus und lebenslängliche Verbannung. ordentlich gefahrdrohend. Wie weiter aus Oran gemeldet leider gezwungen, ſämtliche dem Verbande angehörenden Ge-

Die Anklage ſelber gibt Malecka als engliſche Staatsbürgerin wird, unternahm eine mehrere Tauſend Köpfe ſtarke marokka- hilfen zu entlaſſen.“
an. Daß ſie eine ſolche iſt, ſteht rechtlich über jedem Zweifel, niſche Harka in der Nacht vom 18. zum 14. einen Angriff auf Unterzeichnet war dies Schreiben von den vereinigten
aber der Zarismus hat ſie durch eine ſpitzfindige Ausflucht in die Stadt Morada. Der Kampf dauerte 2 Stunden und Malermeiſtern Borkums. Nach Empfang des Schreibens haben
ſeine Krallen zu bringen verſucht. Jetzt hat ſich ein Komitee führte auf beiden Seiten zu großen Verluſten. die Maler den Herren ſofort die richtige Antwort gegeben; ſie
von Parlamentariern und anderen Perſönlichkeiten konſtituiert, legtenvollzählig die Arbeitnieder, um dieſen Ge
er ne do r r a Sir Pevgee wen mütsmenſchen Achtung vor dem Koalitionsrecht der Arbeiteri errei orden, daß er verſprochen hat, ſi i ingen.ein Stenogramm der Gerichtsverhandlungen zukommen zu Generalverſammlung wer Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
laſſen und demgemäß ſein Verhalten zu beſtimmen. der Zur angekündigten Metallarbeiteraus-TDabakarbeiter und Zigarrenſortierer. ſperrung im Maingau. Nachdem die Metallinduſtriellen

Deutſches Reich. Süddeutſchlands die Ausſperrung von 60 Prozent der BeJn der Woche vom 13. bis 18. Mai fanden ſich die Delegier-
ten der Verbände der Tabakarbeiter und Zigarrenſortierer in
Hamburg zu einer außerordentlich wichtigen Tagung zuſam-
men. Es galt, über einen von den beiderſeitigen Verbands-
vorſtänden ausgearbeiteten Entwurf zur Verſchmelzung
beider Verbände zu beſchließen. Während der beiden erſten
Tage nahm jeder Verband für ſich getrennt zu den Ver-
ſchmelzungsbedingungen Stellung und erledigte des weiteren

e t ß ſeine geſchäftlichen Arbeiten. Der Verband der Zigaren-raſcht und nicht imſtande, ſie zu verhindern. Die Verſammlung r r m u egemntmnärtt t 2ir r S
S ſortierer ſtand gegenwärtig auf zirka 3500 Mitglieder,ſelbſt war von 9000 Männern und Frauen beſucht. darunter über 1000 weibliche. Beiden Verbandsvorſtänden

Verfaſſungsdebatten in Elſaß-Lothringen. In der zweiten wurde für ihre Geſchäftsführung einſtimmig Decharge erteilt.
elſaßlothringiſchen Kammer werden am Dienstag Anträge Einſtimmig wurde auch nach eingehenden Beratungen die ge
beraten, durch die eine Aenderung der Verfaſſung herbeigeführt fundene Grundlage der Verſchmelzung gutgeheißen. arbeiter in Mitleidenſchaft gezogen worden, welche nunmehr
werden ſoll. Es wird die volle Selbſtändigkeit des Mittwoch tagten die Delegierten beider Verbände zum erſten gleichfalls den Ausſtand proklamiert haben. Jhre Zahl wird
Landes und die Aufhebung der Strafen für „aufrühreriſche Male gemeinſam. Man gab dem Einheitsverbande den auf über 100 000 Mann veranſchlagt. Man befürchtet, daß der
Rufe und Zeichen“ verlangt. Auch ſoll eine eigene Landesflagge Namen Deutſcher Tabakarbeiterverband. Bezüglich der Konflikt noch eine weitere Ausdehnung nehmen wird
geſchaffen werden. Der erſtere Antrag bezweckt, für Elſafß- Jugendlichen beſchloß man, daß denſelben bis zum 16. Jahre
Lothringen die gleiche Selbſtändigkeit herbeizuführen, wie ſie nur der Beitritt in die erſte Beitragsklaſſe geſtattet iſt und ſie,die Bundesſtaaten haben. Weiter ſoll durch die Strafaufhebung ſofern ſie aus Jugendorganiſationen kommen, kein Eintritts- Jugend bewegung.

für „aufrühreriſche Ruſe ein ſeit 40 Jahren für Elſaß geld zu zahlen brauchen. Die Beiträge werden gegen Mit Ruckſack und Wanderſtab. Unter dieſem Titel erſchien
Lothringen beſtehendes Ausnahmegeſetz beſeitigt werden. wenige rn r t Pf. r erſten, 45 Pf. r der ſoeben eine von Jürgen San verfaßte d v der

ung in der nationalliberalen Partei. zweiten, 55 Pf. in der ritten, 7 f. in der vierten, 1 Mk. in Zentralſtelle für die arbeitende Jugend Deutſchlands heraus-Der ne e e eder eheralen Partei, der an dem der fünften, 1,20 Mk. in der ſechſten Klaſſe feſtgeſetzt. gegeben iſt. Die Schrift handelt vom Jugendwandern, das
Die Stärke der ob V s ü gegenwärtig ſo recht im Schwange iſt. Aber ſie handelt vonletzten Vertretertag beſchloß, eine eigene Organiſation d v tärle der oberen etwa des Verbandes wurde für einer beſonderen Art des Wanderns. Die Wanderungen, die

als Gegengewicht gegen die Jung liberalen zu ſchaffen, en Vorſtand auf neun, für den Ausſchuß auf ſieben Perſonen n der arbeitenden Jugend unternommen werden, ſollen der
hat jetzt den Aufbau ſeiner Organiſation vollzogen. Der feſtgeſetzt. Beiden Körperſchaften muß mindeſtens ein Sor fözrperlichen Erholung und der geiſtigen Erfriſchung dienen.
Hannoverſche Courier iſt in der Lage, folgende Einzelheiten tierer angehören, jedoch ſollen nach Möglichkeit alle Einzel- Dazu bedarf es des vernünftigen Wanderns. Vernünftiges
aus der Sonderorganiſation der Rechtsnationalliberalen zu branchen darin vertreten ſein. Wandern aber iſt eine Kunſt, die gelernt ſein will. In dieſe
melden: Da die Sondergeneralverſammlung der Sortierer einſtimmig die n 7 d De feige4 z ſ i ſ iderſeiti Schrift. Jhr Erſcheinen dürfte beſonders von den Funktio-Die neue Organiſation wird eine beſondere Zentralſtelle beſchloſſen hatte, bei der Verſchmelzung der beiderſeitigen Ver C der Lroletariſchen Jugendbewegung begrüßt werden,

bandsvermögen auf die Bildung eines beſonderen Kaſſenfonds pin Berlin erhalten, der der frühere Abg. Fuhrmann als ge ſond echt deren Aufgabe es iſt, kleine und große Wanderungen zu ver-ſchäftsführender Direktor vorſtehen ſoll. Von dieſer Zen- mit allen daraus hervorgehenden beſonderen Berechtigungendi ſo anſtalten. Die Broſchüre enthält eine Fülle praktiſcher Winke
trale wird eine täglich erſcheinende Korreſpondenz für s verzichten, ſo waren alle zu dieſer Frage vorliegen- und Ratſchläge für alle die Arbeiten, die die Organiſation und

ſchäftigten vom 1. Juni ab angekündigt haben, falls in Frank
furt keine Einigung erzielt wird, gibt der Metallarbeiterver-
band an alle Metallarbeiter, denen durch Fabrikanſchlag die
Kündigung angedroht iſt, die Parole aus, jede Ueberzeitarbeit
zu verweigern.

Streik der Nieter in Kiel. Vierhundert Nieder der
Kruppſchen Germania-Werft haben wegen Ablehnung ihrer
Lohnforderungen die Arbeit niedergelegt.

Der Streik der Rheinſcchiffer hat inſofern eine
Ausdehnung erfahren, als jetzt auch die Beſatzungen von 25 bis
30 Mainbooten ſich dem Streik angeſchloſſen haben.

Streikder engliſchen Hafenarbeiter. Durch die
verkündete Ausſperrung der Verlader ſind beſonders die Hafen-

Straßendemonſtration gegen das Junketparlament. Die
Königsberger Arbeiterſchaft demonſtrierte am letzten
Sonntag in eindringlichſter Weiſe gegen die Angriffe auf die
wirklichen Volksvertreter im preußiſchen Junkerparlament. Es
war nur eine große Verſammlung geplant, vor der Verſamm-
lung aber bildete ſich eine gewaltige Straßendemon-
ſtration, an der mindeſtens 6000 Perſonen teilnahmen. Die
Polizei war durch die ſpontane Straßenkundgebung völlig über

Zeitungen ſowie ein Wochenblatt herausgegeben. Fuhr- den Vorſchläge erledigt. Die ſonſtigen im Jntereſſe der Sor die Leitung einer Wanderung ſowie die Ausrüſtung der Wan-
Wann, der bisher dem Zentralbureau der nationalliberalen tierer unterbreiteten Vorſchläge wurden angenommen. Sie derer erheiſchen. u ePartei als zweiter Generalſekretär angehörte, ſcheidet mit lauten: „Tarifverträge für die Zigarreninduſtrie können nur Jm Jntereſſe der Förderung vernünftiger Jugendwande-

1 J. aus dieſem Amte dann abgeſchloſſen werden, wenn außer den Forderungen der rungen wäre zu wünſchen, daß die kleine Schrift in die Maſſe
dem 1. Januar n. J. g in der Zigarrenmacherei beſchäftigten Arbeiter auch die Forde- der arbeitenden Jugend'dringe. Dafür ſollen unſere Jugend-

tri Zi 2 h die Forde- r rDen Rücktritt Fuhrmanns aus dem Generalſekretariat 2 Aigerrenſartiererei heſchäftt 9 lter ausſchüſſe und Jugendvertrauensleute Sorge tragen. Diebeſtätigt die parteiamtliche Nationallib. Korreſp rungen der in der Zigarrenſortiererei beſchäftigten Arbeiter Broſchüre koſtet 20 Pf. und iſt durch die Volksbuchhandlung in

h O kA V 9 3 3 tDie Kölniſche Zeitung ſagt: „Wir bedauern, den Eindruck Anerkennung gefunden haben. Die Arbeitsnachweiſe Halle a. S,, Harz 42-43, zu beziehen.
der Sortier it eigener Leitung ſind beizubehalten undi iſſen, daß durch dieſe Neuorganiſation des er eriterg t eZhien Zgels die Einigteit W Geſchioſendeit e damit l iſt r e geſchle a r Z. dung

2 e von Arbeitsnachweiſen geſtattet. Alle Beſchlüſſe der Zigarren-die Stoßkraft der Partei aufs ernſteſte gefährdet zu ſeinſcheint.“ ſortierer in bezug auf Hausarbeit und Sonntagsarbeit ſindDie Zerſetzung der Partei geht langſam aber ſicher ihren als m e e Inzuerkennen

Weg. Es wurde dann eine Reſolution angenommenSchweden. „Die Generalverſammlung empfiehlt dringend allen Zahl-
ſtellen, die Gründung von Lokalkaſſen vorzunehmen undKein Wahlrecht für die Frauen. Die Erſte Kammer den Betrag auf wöchentlich 5 Pf feſtzuſetzen.“ Weiter be- 3 Lore ſpöun ſohn

verwarf nach langer Debatte mit 86 gegen 58 Stimmen den ſchloß der Verbandstag, daß durch die Neuregelung der durch u Mann
Geſetzentwurf der Regierung über die Einführung des e das Geſetz über die Verſicherung der Privatange-
wahlrechts zum Parlament. Die Zweite Kammer Rahm ſtellte n geſchaffenen Verhältniſſe den Beamten des Verdagegen nach längerer Debatte den Geſetzentwurf mit 140 bandes keinerlei Mehrkoſten erwachſen ſollen, die Beiträge 3

gegen 66 Stimmen an. Der Geſetzentwurf iſt damit für dies- vielmehr vom Verband übernommen werden.“ n v r ſo i Nu
mal verworfen. Ohne Aenderung gelangte die von den Vorſtänden aus

Türkei gearbeiteten Wahl und Streikreglements zur Annahme. Jm
letzteren heißt es: „Der Verbandsvorſtand entſcheidet, ob und

Ein „Attentat“ auf den General Ameglio. Nach einem Tele wann und unter welchen Vorausſetzungen in eine Bewegung
gramm der Frankf. Ztg. aus Rom wurde auf der Jnſel J eingetreten werden ſoll und ob zur Unterſtützung der Bewegung
Rhodos auf den italieniſchen Höchſtkommandierenden, von der Arbeitseinſtellung Gebrauch gemacht werden ſoll. Ein 1General Ameglio, angeblich ein „Attentat“ verübt, dem dieſer Streik iſt vom Vorſtande für beendet zu erklären, wenn von n h
aber entkam. Als Ameglio ein Dorf betrat, fielen plötzlich in den Streikenden in einer zu veranſtalteten Abſtimmung ſich
einer engen Gaſſe zwei ſcharfe Schüſſe, bon denen aber keiner I weniger als zwei Dritt el für die Fortführung des
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tenheute u. täglich abends S Uhrcrobe, gußergewöhnliche

Künsctier Vorsteſungen

des Kapllan J. Strohschneſder.
Als Schluß einer feden Vorſtellung
Begteigung des hoden Drabtturmzelles,

auf d ſtets die ſchwierigſten
Produktionen von men und

Herren ausgeführt werden.
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Kapitän J. cKönige
Mittagstisch 45, 60 u. 1004J Stammspeisen von 404 an. 2
JedenDonnerstag: skatabencdi.

Slumen-Ampeln
aus Drahtgeflecht und Ton.

C. F. Ritter, hen
Zildschön
macht ein zart., reines Geſicht, roſi-

es, fugendfriſch. Ausſehen, weiße,
ſamtweiche Hant u. ein ſchön. Teint
Alles dies erzeugt die allein echte
Steckenpferd Lilienmilch Seife
à Stück 50 Pf., ferner macht der

Dada Creamrote u. riſſige Haut in einer Nacht
weiß u. ſamtweich. Tube 50 Pf. bei:
Helmbold Co., Leipzi erſtr. 104.
Bruno Berthold, Gr. Steinſtr. 48.
Bruno Pretzseh. ſie giger 1.
F. A. Patz, Gr. Ulrichſtr. 6
Franz Wahren, Poſtſtr. 1.
Ernst Jentzseh. Leipzigerſtr. 31.
Max Beyer, Oleariusſtr. 3.
Wilh. Durow, Dreyhauptſtr.
0. Kramer. Gegenüb. d. Glauch. K.Jn G iebichenstein: Fritz Sioli.

Hbbruch!
Brüderſtr. 13 (Hof)300 Meter len Fenſter, Türen,

retter, Latten,
Balken, Sparren, Rahmen.

e Brennholz
in Fuhren und Körben u. vieles
mehr billig zu verka

G. Lindner
Solide Famiſien

erhalten ſämtliche Wäſcheartikel,
Gardinen, Kleiderſtoffe, Kinder
kleiber, Knabenanzüge u. ſ. w.
in nur reeller Ware, auch auf

Teilzahlung vei
Friedrich Gronau

S Zövuſ, 16.
oſo große

Auswahl aus ſeidenweichem Haar.
Zöpfe hen von 2.50 R. an

bei O. Löffler,Haar-Sperinl-Gesechüäft,
Steinweg 30 u. 27, I. Etg.

Spezial-Damen-Friſier-Salon.

n 1 Mk.ſieren 50 tHaare ne e ſtets, Kilo 20 Mk.

S r J oſtenMai kentnFagt und alte

Kanalenweitchen

und z flottſtngende
zu Jan Preiſen.

Otto Schenker,
Fleiſcherſtraße 4, pt.
Abwarchdare Manschetten Schoner

Kleiner Berlin 2., I.
-------mW HeuteSeohlachtefest.Marie Bötteher,

Triftſtraße 2.

Morgen, Mittwoch

Damen- Stiefel

Schuhwaren.
Donnerstag zu Pf ingsten Sonnen

Grosser Extra-Verkaufl

12Eiu grosser Posten

-Halbschuhe
mit und ohne Lackkappen, hoch-
elegante neue Fassons.Paar 65.75 4.95

Kinder-Stiefel
braun und schwarz, elegante
bequeme PFassons, mit und
ohne Lackblatt, Gr. 18 22

Paar 2.45 1.95

Kinder- Stiefel
braun und schwarz, Normal-fassons und gradleistig, in

durchaus haltbaren Quali-
täten, Gr. 23 24

Paar 8.90 2.75 2.25

Kinder-Stiefel
braun u. schwarz, in leichter
u. fester Verarbeitung, mit
u. ohne Lackkappe, Gr. 25-26

Paar 4.25 3.45 2.90

Kinder- Stiefel
braun und schwarz, genüäht
und genagelt, breite Normal-
fasson, Gr. 27 35

Dam. 1“

Ein grosser Posten

-Halbschuhe
braun und schwarz, Wildleder,
Lackleder u. andere weiche Leder-
arten Paar 11.50 9.75 8.50 7.75

1*

Paar 5.50 3.80

2

Zeug-Schuhe

98.

Dam.

Ein grosser Posten

vorzüglich weiche Lederarten und
moderne Schaftschnitte, wit u. ohne
Lackkappen Paar 7.45 6.90 5.50

Ein grosser Posten

Damen- Stiefel
Goodyear Welt und ganz vorzüg-
liche andere Verarbeitungen, auch
mit Lackbesatz 11.75 10.90 9.75

(Lasting) mit Gummi-
zug und zum Schnüren

2.45 1.95 1.25

(raße 50).

Eifenb.alberſtädterſtraße 9).

kauerſtraße 15).

ſühters Hertel S., 4 M. (Gl

I 44 J. (Anhalterſtraße 10).
Friederike Wiegand gb. Beſchoren,

validen Kerſten

2.50, 4.50-65.00 M. verkauft
dhaus, Or. Klausstr. R.

Voraohriſiemnteuaige

aus Aluminium, in allen Preisen.
C. F. Ritter, Ra r
Kinderwagen F.

Niemeyerſtraße 8, Sout.

Neue

Kursbücher
S Gommer 1912. S

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandinng Halle. 6.
bar 12/43.

Erſuche denfenigen, der mir gm
F. ai abends meine deutsehe
z aus dem Stalle entwendet

elbe c widJ Zenſa s Anzeige erfolgt, da die

erſon erkannt iſt.
„Deutscher Mof“,

Passendorf.

c .]cc DDStandesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 20. Mai.
ufgeboten: Kaufmann Schuun Ken Knoll (Martinftr. z

und Leipzigerſtraße 36). Schneider
Luiſe Zornemann
30 und Linden-

eboren: Arbeiter KnackmußF (Turmſtraße 154). Kaufmann
noff ſener 24). Buchbinder Wrow arg (Annenſtr.erſekretär Meerwein S.

Oberlehr.
(Franckeplatz H.

(Frieſen-

römel und
(Brunoswarte

ienbeck T.Sehrer Schmölling S.
ſtraße 10).

Geſtorben Witwe PaulineRechenberg geb. Seipt, 67 J. (Gut

Witwe eirietteSteder We Werng aus Dresd

76 J. Robert

ahrſtraße 2). Witwe Friederike
randt geb. Reiſer, 81 J. (Dies-

ranzſtraße 20grbttlerg Stöbe e Gei v
frage e 39). AueSehr

auchaer-
Kaufmann Vierow,

Witwe

Arbeiters
2 (Mühlgaſſe H.
ſtraße 39).

Jn78 J. 4gnereſgate 164a). malieEhefrau
Leder-Sandalen

Ein grosser Posten äusserst haltbar und bequemes
Hlerren- Stiefel

aus gutem Ledermaterial, ganzvorzügl. Passformen, mit und ohne

Lackkappen Paar 7.50

J.

5.50

4 J
Weitgehendste Garantie

für Haltbarkeit unserer Schuhwaren

Ein grosser Posten

Herren- Stiefel
braun u. schwarz, Goodyear Welt u.
andere dauerhafte Verarbeitungen,
aparte Fass. Paar 11.75 10.90 9.75

mit Ledersohlen ge-
näht und genagelt

2.25 1.75 1.25

Tragen, breite Normalfassons,

Turn-Schuhe

malfass., Gr. 24—85

98 Pf.

leicht verarbeitetwird in jedem Palle geleistet.

3 2* 1* 1*

Chrom-Soble, br. Nor-

Segeltuch-Schuhe

e e e I

Grösse 24—35 Paar

n. Vorschrift, Leder-Paar 1,95 1.55 1.25 98 P.

Led. Hausschuhe

Paar 3.45 2.75D

(Glauchaerſtr. 68). Arbeit

nnd

eg lſtr. 27d).

Se Paul, 84J. Hrikenberaſtz 19).arbeiters B l S., 11 Mon.Schloſſerſtraße z Bahn ätjers

Reinhardt aus Erdeborn S.,Klinik). Hospitalit veit e
rankegen. Schulze, 50 J. (Graſeweg 39).

Halle-Nord (Gr, Brunnenſtr. 3a.)
20. Mai:

Aufgeboten: Tiſchler Beßlererta Krähnert ſt 3paer
ſtrgpe 78 u. Gr. Goſenſtr. 1Geborcen V Stole S.
Weißenbur ranes Rangiererhiele T. g gert e Schloſſer
eupert T unnenſe, 43).Annenneng Se T. (Fietenin e 38). Bauarbeiter Kalze T.

Former Zille Sohn
r. Gofenſtr. 15). Bahnarbeiterormelchert S. Borro erſtr. 69.

Geſtorben: Rangierführersrichte Ehefr. ma geb. J Theile,
(Deſſauerſtrafßze WitweS er e Giebichenſtein, 77 J.

e agnecrſgaße 13). Witwe
ellmut ahrettektnde irgte 9). erſt torbenen

ge e her hme aus Lettin Toch-
9 Jahre d iakoniſſ nhaus).Leſer ied 8 aus Könnern

Sohn iakoni rgu-ilwe n orne Rvſenberg,
56 J. (Blumenſtraße 9).

e ie Welch wiſſen.dtto Becker, Kröllwitz. Deutscher Iranspoſtardeiter-c Verband Atnledschatt HalleJe zur Pfingst-Bäckeroi za re De eigen eauf genommen wegte pro Vfund War 20 Pa. gollegen S 8 n e e
j Donnerstag nachmi hrKinderwagen Hochfeine SüßrahmMargarine Pfd. 50 und 70 Pf. Carl Booch. Miethe im 4 dingt ehe Wird

Kinder- Echte Holſteinſche Tee Butter (Margarine) eSportwagen Zucker Mandel-Ersatz ZTitronenPfd. 24 Pf. Pfd. 65 Pf. 3 Stck. 10 Pf. f Statt jeder hbesonderen rS Klapptawctüble Große friſche Eier billigſt. neneNur diesjährige Triftſtraße 22. Wilhelm Traut. valer und Grohvater der Plaſgreſſerer Vater, Schwieger

Neuheiten. Otto FärkelBeste Fabrikate. Hervorragend billige Preise.

urghardt 8 Zecher,L Zurg 10, Part., I., II., III. t. Mitgl. d. Rab.-Spar-Ver.

im 55. Lebensfahre.Haushaltungsbieher
für alle Tage des Jahres,für jede Familie und a Perſonen paſſend.

Harz 42/48.veirs Bnehnenainng,

Mit der d 35 ſtilles Beileid, zeigt dies tiefbetrübt an
m men der trauernden te denenFrau narrte re

Die Beerdigung findet amI mittags 3 Uhr von der tet z tet

Nachruf.
Am 14. reſp. 20. Mai verſtarben unſer Mitglieder

Paul Foſ c
Ed. Schulze.

Beiden werden wir ein ehren
des Andenken zu bewahren

us ſtatt.

gar die Inſerate verantwortlich: Rob. Jl gner. Drug der Haleſch. GenoffenſchBuchdrud. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß jetzt A. Jähnig. S a



re

re

1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 117 Halle a. S., Mittwoch den 22. Mai 1912 23. Jahrg.

Ergebnisloſe Wahlrechtsdebatten.
Preußiſches Dreiklaſſenhaus.

77. Sitzung. Montag, den 20. Mai 1912, vormittags 11 Uhr.
Die Miniſtertiſche ſind leer. Die Tribünen ſind überfüllt.

Die Wahlrechtsanträge.
Die Fortſchrittliche Volkspartei beantragt, die

Staatsregierung um Vorlage eines Geſetzentwurfes zu er-
ſuchen, die das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahl
recht und eine Reueinteilung der Wahlbezirke bringt.

Ein Eventualantrag der fortſchrittlichen Volkspartei fordert
das allgemeine, geheime und direkte Wahlrecht.

Ein Antrag Friedberg (natl.) verlangt gehe imes und
direktes Wahlrecht unter Beibehaltung eines abgeſtuften,
plutokratiſche Auswüchſe vermeidenden Wahlrechtes und unter
Beſeitigung des Geſetzes von 1893, welches den Grundſatz der
Beſſerung des Wahlrechts nach der Steuerleiſtung im Ge-
meindebezirk verletzte. (Das Verlangen geht alſo nach der
Drittelung in den Gemeindebezirken.)

Abg. Dr. Wie mer (Volksp.) weiſt auf die Abweſenheit der
Regierung hin und erklärt als Zweck des volksparteilichen An
trages, eine Mehrheit für das geheime und direkte Wahlrecht
zu konſtatieren. Staatsmänniſche Klugheit müßte auch die
Konſervativen zur Zuſtimmung beſtimmen. Aber die Konſer-
vativen wollen nur ihre Macht uneingeſchränkt erhalten. Wir
hoffen aber vom Zentrum, daß es ſeinem Programm treu
bleiben und die Rechte in glänzender Jſolierung zurücklaſſen
wird. Das heutige Wahlrecht iſt allgemein als unhaltbar er-
kannt. Es ſichert nur

das Uebergewicht des Großagrariertums,
das ohnehin ſchon am Herrenhaus eine ſtarke Stütze hat. An
geſetzgeberiſchen Mißerfolgen iſt das Abgeordnetenhaus trotz
ſeines von den Konſervativen ſo ſehr gelobten Wahlrechts nicht
frei geblieben. Es hat die Schule der Kirche ausgeliefert.
Preußen iſt nicht durch Stillſtand und Rückſchritt, ſondern
durch Erfüllung zeitgemäßer Forderungen groß geworden. Will
es die Vorherrſchaft behalten, ſo muß es auch in der Wahl-
rechtsfrage vorwärts gehen. (Beifall bei der Volksp.)

Der Präſident weiſt einige nationalliberale Abgeordnete von
dem Platze vor der Rednertribüne fort. (Heiterkeit.)

Abg. Dr. Lohmann begründet den nationalliberalen An-
trag, der mit dem Terrorismus und den unzuläſſigen Beein-
fluſſungen gegen die Wahlmänner aufräumen wolle. Wir
denken nicht daran, das Reichstagswahlrecht auf Preußen zu
übertragen, aber je länger man 'mit der Reform wartet, um
ſo radikaler wird ſie ſein. (Beifall bei den Natl.)

Abg. Hirſch (Soz.) beantragt zur Geſchäftsordnung, die
Verhandlung bis zum Erſcheinen des Miniſterpräſidenten und
des Miniſters des Jnnern aus zuſetzen. Nach der Ver-
faſſung haben wir das Recht, das zu verlangen. Das Nicht
erſcheinen der Miniſter bei dieſer Verhandlung iſt eine ſchwere
Beleidigung des preußiſchen Volkes.

Abg. Dr. v. Heydebrand (konſ.) iſt gegen den Antrag,
da die Miniſter bei der Verhandlung von Anträgen öfter nicht
erſcheinen. Der Miniſter des Jnnern hat wiederholt erklärt,
die Staatsregierung wünſche jetzt keine Wahlrechtsänderung.
Die Sozialdemokraten ſprechen mit den Miniſtern nicht immer
Le richtigen Tone. (Lachen und Unruhe links, Beifall
rechts.

Abg. Dr. Pachnicke (Volksp.) ſtimmt dem Antrag Hirſch
zu, da es ſich um eine Lebensfrage für die preußiſche Volksver-
tretung handele.

Abg. Hirſch (Soz.) erklärt gegenüber dem Abg. v. Heyde-
brand, daß erſtens zwiſchen dem preußiſchen Volke und dieſem
Parlament ein Unterſchied ſei und daß der vorliegende Antrag
überhaupt doch etwas anderes ſei, als gewöhnliche Jnitiativ-
anträge. Jch beantrage namentliche Abſtimmung.

Abg. Herold (Zentr.) hätte ebenfalls die Anweſenheit der
Miniſter gewünſcht, kann aber für den Antrag nicht ſtimmen,
weil die Regierung z Stellung zur Wahlrechtsfrage bereits
deutlich Kegeinwet habe.

Abg. Dr. Friedberg (natl.): Auch wir hätten die An
weſenheit der Miniſter gern geſehen. Wir werden hier am
meiſten imponieren, wenn wir unſere Beſchlüſſe trotz ihrer Ab-
weſenheit faſſen und die Regierung aus ihrem Zögern heraus-
zutreiben verſuchen.

Abg. Freiher v. Zedlitz (freikonſ.) lehnt den Antrag ſelbſt
verſtändlich ab, der ſchließlich in einfacher Abſtimmung das
Verlangen auf namentliche Abſtimmung wird nicht ausreichend
unterſtützt gegen die Fortſchrittler, Polen, Dänen und So-
zialdemokraten abgelehnt wird, worauf die Debatte weiter
geht.

Abg. Leinert (Soz.):
Nach der Etatsrede des Miniſters des Jnnern zu ſchließen,

werden wir uns hier noch oft mit dem Wahlrechtsantrag zu be
faſſen haben. Freiherr v. Zedlitz hat erklärt, daß die Wahl-
rechtsfrage in dieſer Legislaturperiode gelöſt werden müſſe;
warum beſtimmt er ſeinen Parteigenoſſen v. Bethmann Holl-
weg nicht dazu? (Sehr gut! links.) Wenn die Regierung nach
Herrn v. Dallwitz mit der Wahlreform warten will, bis die
Sozialdemokratie ihre ausſchlaggebende Bedeutung verloren
hat, ſo würden wir nie eine Wahlreform bekommen, denn

die Sozialdemokratie wächſt nnaufhörlich,
ſie wächſt über Sie hinaus und Sie werden ſich ihrer nicht er
wehren können. Bei den letzten Landtagswahlen haben die
Parteien, die das Reichstagswahlrecht einführen wollen,
1450 000 Stimmen erhalten, die Gegner aber nur 760 000.
Die zwei Drittel der Wähler, die für das Reichstagswahlrecht
ſind, ſchicken 164 Abgeordnete hierher, darunter die 104 des
Zentrums, während das reſtliche Drittel 277 Abgeordnete hier
her ſendet. (Hört, hört! links.)

Eine ſolche Fälſchung des Volkswillens
Unruhe rechts) iſt in keinem Parlament der Welt wieder ann re Zuſtimmung links.) Jn den ſechziger Jahren,

als unter dem Dreiklaſſenwahlrecht die Konſervativen eine
kleine Minderheit im Abgeordnetenhauſe bildeten, dachte Bis-
marck ſehr ernſtlich daran, die Oktroyierung der Dreiklaſſen
wahl, die auch er für ungeſetzlich hielt, zurückzunehmen und
das vordem beſtehende allgemeine, gleiche, geheime, wenn auch
indirekte Wahlrecht, wieder einzuführen. Die Breslauer
in ſchrieb unter Bismarcks Einfluß in dieſem Sinne und

eKre n zekurg aber bezeichnete dieſes Wahlſyſtem eine
Repräſentation des Geldkapitals mit dem lügneriſchen Schein,
daß es eine Vertretung des ganzen Volkes wäre, ſowie als die
Herſtellung einer modernen Geldariſtokratie, welche
alles Höhere und Edele in den Staub des gemeinſten Mate
riglismus herunterziehe. (Hört, hört! links.) Dieſer Aeuße-
rung der Kreuzzeitung haben wir nichts hinzuzufügen. Das
iſt ganz unſere Meinung. (Heiterkeit und Sehr gut! links.)
Jetzt aber iſt das Dreiklaſſenwahlrecht bei Jhnen die höchſte
Gerechtigkeit, denn Sie verdanken ja ihm allein die Möglich-
keit, noch zu politiſcher Geltung zu kommen. Das Reichstags
wahlrecht haut Sie immer mehr zuſammen und in den

rierte ja auch mit Ferdinand Laſſalle darüber. Die

Bundesſtaaten exiſtieren dieſe Ultrareaktionäre St nicht, die
ſich aus dem riiſegn Gutsbezirk herausgebildet haben.
(Sehr wahrl links. ie. können ſich nur hallen durch dieſes
widerſinnige, jeder Gerechtigkeit hohnſprechende Wahlrecht.
(Erneute lebhafte Zuſtimmung links.) Der Redner beſpricht
dann die Wandlungen der Nationalliberalen, deren Führer
Bennigſen, Lasker und Miquel ſchon 1867 die e des
Dreiklaſſenwahlrechtes durch das allgemeine, gleiche Stimm-recht er haben, während 1905 der nationalliberale Abg.
Schmieding ſich als überzeugter Anhänger des öffentlichen
Wohlrechtes erklärte und heute aus dem Antrag und der Rede
Lohmanns nur zu entnehmen war, daß man nicht weiß, was
man von den Nationalliberalen zu halten hat. Dieſe rechnen
damit, daß ihnen die Wähler auf ihre inhaltsloſen Phraſen
hineinfallen werden. Gegenüber den Lobſprüchen des Abg.
Dr. Bell auf die Haltung des Zentrums bei der Wahlrechtsvor-
lage ſtellt der Redner feſt, daß das Zentrum 1910 das direkte
und geheime Wahlrecht verhindert hat, um ſich die Gunſt
ſeiner konſervativen Blockbrüder, mit denen es ſich zur Aus-
raubung des Volkes verbunden hatte, zu erhalten. Das iſt ſo
gar von der konſervativen Schleſiſchen Zeitung ausdrücklich zu
gegeben worden. (Hört, hört! links.) Wenn Herr v. Bethmann
Hollweg freikonſervativ iſt, wie Herr v. Zedlitz erklärt hat,
dann gehört er einer Partei an, die abſolut keine Fühlung mit
dem Volke hat. Herr v. Zedlitz hat letzthin hier erklärt, ſeine
Partei habe noch nie mit der Sozialdemokratie eine Berührung
gehabt. Gegenüber den unglaublichen Beſchimpfungen, die wir
in den letzten Wochen hier erdulden mußten, ſtelle ich feſt, daß
alle Parteien ſchon mit der Sozialdemokratie bei dieſer oder
jener Gelegenheit zuſammengegangen ſind, auch die Freikon-
ſervativen in der Provinz Hannover, wo der freikonſervative
Herr Spinzig unſerem Vertrauensmann 40 Mark dafür gab,
daß er freikonſervativ ſtimmte. Die ſozialdemokratiſche Partei
hat eben eine ſo ungeheure Bedeutung erlangt, daß ſich keine
einzige Partei dem entziehen kann. (Sehr richtig! b. d. Soz.)
Wenn wir notgedrungen Terrorismus üben müſſen,
wir uns in Uebereinſtimmung mit der konſervativen Kreuz-
zeitung, die erſt vor kurzem erklärte, es wäre ſinnlos, je-
manden zuzumuten, ſeine Waren bei einem politiſchen Feinde
zu kaufen. Wir wollen
den unſittlichen Terrorismus durch die Wahlreform beſeitigen.
Da uns Herr Wiemer Schmähung unſeres preußiſchen Vater-
landes vorgeworfen hat, ſtelle ich feſt, daß wir das preußiſche
Volk und Vaterland niemals geſchmäht haben. Wir arbeiten
ja unausgeſetzt für des preußiſchen Volkes Wohlfahrt. Die
Reichstagsrede Scheidemanns unterſchreiben wir von Anfang
bis zu Ende. Scheidemann hat mit keinem Wort das preußiſche
Volk und Vaterland angegriffen. Etwas anderes zu behaup-
ten, iſt Fälſchung und Verdrehung. Der Kaiſer hat nach dem
Reichskanzler das Recht, ſeinen Unwillen über die elſäſſiſche
Volksvertretung zum Ausdruck zu bringen, wenn der Unwille
auch daher kommt, daß die elſäſſiſche Kammer ſich bemühte,
eine Volksvertretung zu werden. Aber das preußiſche Volk hat
ſeinen ebenſo berechtigten Willen über dieſes Parlament hier
zum Ausdruck zu bringen. Das hat Scheidemann getan. Weiter
nichts. Wenn der Kaiſer ſagt, er werde

die reichsländiſche Verfaſſung in Scherben ſchlagen
oder ſein Wille ſei das höchſte Geſetz, ſo iſt man begeiſtert.
Warum denn nicht auch, wenn er als ſeinen Willen die Aende-
rung des Wahlrechtes bezeichnet? Für wen gilt denn das
Königswort, wenn nicht für die Regierung? Die aber will
davon nichts wiſſen. Wir ſtehen hier, um den Willen des
Volkes zu genügen. Sie aber, die immer als Jhre Aufgabe
anſehen, den Willen des Königs zu erfüllen, unterlaſſen das.
Wir danken für die Aufklärung, daß dem König das Drei-
klaſſenparlament nichts angeht. Als der König vom Kanal
ſagte: Gebaut wird er doch! erklärte Herr v. Dallwitz, der
König hat nichts zu ſagen. Gebaut wird er nicht! Und die
epangeliſch-lutheriſche Landeszeitung ſagte, der König habe das
Wort nur als Sprechautomat für das Miniſterium ge-
ſprochen. Nun, wir haben ja noch immer denſelben Miniſter-
präſidenten. Warum erſcheint er nicht, um zu erklären, daß er
des Königs Willen durchführen will? Jnzwiſchen haben Sie
aber wichtigere Aufgaben gefunden, als die, die der König
meinte, nämlich Zuchthausgeſetze, Streikverbote, Hausknechts-
paragraphen und polizeiliche Vergewaltigung der Abgeord-
neten. Da ſoll man Jhnen zutrauen, Sie würden ein volks-
tümliches Wahlrecht ſchaffen.

Die Erbitterung im Volk iſt außerordentlich geſtiegen.
Zurufe rechts: Gegen Siel) Gehen Sie doch unter das Volk

und verteidigen Sie Jhre Grundſätzel (Sehr gutl bei den
Soz.) Nicht auf den Rechtsſtaat Preußen, ſondern nur auf
den Polizei- und Militärſtaat ſtützen und berufen Sie ſich.
Mit dem Polizeiſäbel, mit Flinten und Kanonen können Sie
wohl Hunderte und Tanſende niederknallen, aber keine Macht
der Erde kann aus den Köpfen den Willen zur BVeſeitigung des
Dreiklaſſenwahlrechtes wieder herausſchaffen. Mit Nägeln und
Zähnen werden wir arbeiten, um die Bevölkerung aufzuregen
und aufzuwühlen gegen das

bodenloſe Unrecht des Dreiklaſſenwahlrechtes,
und im Volke den Willen zur politiſchen Macht ſtärken. Vier
und eine viertel Million Stimmen erhielten wir bei der letzten
Wahl und dieſe Zahl wird noch ungeheuer ſteigen. Sie wollen
den Kampf gegen das Volk, Sie ſollen ihn haben, aber es geht
dann nicht nur um das Wahlrecht,

es geht aufs Ganze,
und ich kann ſchließen mit dem Ausſpruch eines Mannes, der
freilich nicht die Macht beſitzt, die er ſich zutraut: „Bisher
haben Sie das Volk nur von der guten Seite kennen gelernt,
Sie werden es noch von einer anderen Seite kennen lernen,
und dann ſchlägt es das ganze Dreiklaſſenwahlrecht in Scher-
ben und macht aus dem preußiſchen Junkerſtaat einen Kultur-
ſtaat, in dem Sie keinen Platz mehr finden können.“ (Lebh.
Bravol bei den Soz.)

Abg. Freiherr v. Heydebrand (konſ.):
Eine erneute Erörterung der Wahlrechtsfrage iſt ganz über

flüſſig. Das Reichstagswahlrecht hat doch auch ſeine
Flecken. Warum ſoll dies nicht zuerſt geändert wer-
den. Hier kommt jede Schicht der Bevölkerung zu ihrem Recht.
(Abg. Liebknecht (Soz.): Glauben Sie das wirklich?)
Allerdings! Bei den direkten Reichstagswahlen wird das Volk
unglaublich verhetzt. Auch die Neuabgrenzung der Wahlbezirke
können wir nicht billigen, denn ſie würde den Einfluß der
bodenſtändigen Bevölkerung ſchwächen. Herr Wiemer ſchreckt
freilich vor einer Demokratiſierung nicht zurück. Er hätte auch
ſagen können, von einer Sozialdemökratiſierung. Durch das
Stichwahlbündnis iſt die freiſinnige Partei geradezu in eine
Knechtſchaft von der Sozialdemokratie gelangt. (Stürm. Zu-
rufe bei den Freiſinnigen.) Die Verheimlichung dieſes Vünd-
niſſes zeigt von einem Rückgang der politiſchen Ehrlichkeit.
(Große Unruhe links und Zurufe: Wer hat denn den Sozial-
demokraten Geld angebeten? Das waren die Konſerbaliven
Wir ſind aber bereit, das Geſchehene zu vergeſſen und mit den
Freiſinnigen wieder zuſammenzuarbeiten, wenn ſie die ge

d d

meinſamen Intereſſen der bürgerlichen Geſellſchaft vertreten
wollen. (Abg. Wiemer (Volksp.): Wir danken jetzt!) udie Sozialdemokraten in Preußen den Todfeind erblicken, iſt
nach der Rede Scheidemanns im Reidrtage und nach dem Be
tragen der Sozialdemokraten hier wohl jedem klar. Sie haben
kein Gefühl für nationale Eigenart, während die Sozialdemo-
kraten anderer Länder Nationalgefühl haben. (Stürm. Brifall
rechts, Zurufe bei den Soz.)

Abg. Herold (Zentr.): Meine Parteifreunde werden für
den erſten Teil des freiſinnigen Antrages ſtimmen, nicht aber
für die neue Abgrenzung der Wahlkreiſe, bei denen man die
Tradition und die hiſtoriſche Entwicklung berückſichtigen muß.
Auch den nationalliberalen Antrag lehnen wir ab, denn die
Drittelung in den Urwahlbezirken hat ſich durchaus bewährt,
ſie liegt im Intereſſe des Miktelſtandes. (Bravol im Zentr.)

Abg. Korfanty (Pole): Das beſtehende Wahlrecht iſt ein
unhaltbares Unrecht. Wir ſtimmen deshalb für die freiſin-
nigen Anträge.

Abg. Freiherr v. Zedlitz (freikonſ.): Den Polen geſchieht
nur, was ihnen von Rechts wegen gebührt. (Lebh. Pfuirufe bei
den Polen.) Das preußiſche Wahlrecht iſt verbeſſerungsbedürf-
tig und hoffentlich gelingt es, in nicht zu ferner Zeit, es auf
Grundlage einer Abſtufung, die dem Mittelſtand einen ge-
nügenden Einfluß ſichert, feſt zu fundamentieren. (Beifall bei
den Natl. und Freikonſ.)

Ein Antrag auf Schluß der
nommen.

Abg. Borchardt (Soz.) (zur Geſchäftsordnung): Herrn
v. Heydebrands Rede war weſentlich ein heftiger Angriff gegen
uns. Trotzdem ſchließen Sie in dem Augenblick, wo ich zu Wort
kommen ſoll. Das iſt um ſo kraſſer, als die anderen gemel-
deten Redner noch als „Antragſteller zu Wort kommen. Sie
können ſich alſo nicht wundern, wenn wir einen Teil deſſen,
was wir zu ſagen haben, in Zwiſchen rufen ſagen. Ueber-
dies werden wir mit unſeren Argumenten direkt vor die
Maſſen gehen. (Sehr richtig bei den Soz.)

Abg. Dr. Pachnicke (Volksp.) (Schlußwort): Herr v. Heyde-
brand, der lediglich zum Fenſter hinaus geſprochen hat, er-
innere ich an das Wort des Fürſten Bülow, die Konſervativen
haben ein frivoles Spiel mit den Intereſſen der Monarchie
und des Landes getrieben. (Sehr richtig! links.) Das Wahl-
recht muß ſeines agrariſchen feudalen Charakters entkleidet
werden der Feudalismus ſtützt ja den Staat nicht mehr, ſon
dern muß ſelbſt geſtützt werden durch Zuwendungen aller Art.
(Lebh. Beifall links.) Wird das Verſprechen des Königs nicht
gehalten, ſo wird der Eindruck erweckt, als laſſe der König mit
ſeinem Willen ſpielen. Wenn den Nationalliberalen unſere
Forderungen zu weit gehen, ſollten ſie wenigſtens unſeren
Eventualantrag annehmen, für den wir namentliche Abſtim-
mung beantragen. (Bravo! bei der Volksp.)

Abg. Dr. Friedberg (natl.) (Schlußwort): Das frei-
ſinnige Stichwahlabkommen iſt uns nicht gerade ſympathiſch,
auf der rechten Seite iſt aber gar ſehr der Druck des Bundes
der Landwirte zu ſpüren. (Sehr richtigl links.) Der Abg.
Herold hat ſich hier mehr als Anhänger des preußiſchen wie
c n Wtaaswahlrechtes gezeigt. (Sehr richtigl bei den
Natlib.

Abg. Dr. Liebknecht (Soz.) (perſönlich): Der Abg. von
Heydebrand hat einen ganz hilfloſen Verſuch unternommen,
den Blick von der Wahlrechtsſchmach abzulenken und einen ab-
geſchmackten Entrüſtungsrummel gegen den Ton der Sozial
demokratie zu inſzenieren.
In der Abſtimmung wird zunächſt der Prinzipalantrag der
Fortſchrittlichen Volkspartei von der Rechten und den Na
tionalliberalen abgelehnt, ſodann der nationalliberale
Antrag gegen die Stimmen der Nationalliberalen. Der fort
ſchrittliche Eventualantrag wird mit 188 gegen 158 Stimmen
bei einer Stimmenthaltung abgelehnt; für ihn ſtimmen
die ganze Linke, und das ſchwach beſetzte Zenkirum; gegen ihn
die Konſervativen und Freikonfervatibven. (Abg.
Hoffmann (Soz.) ruft: Die Folge der Abkommandierung des
Zentrums!)

Das Haus vertagt ſich auf Dienstag 11 Uhr (Beſitzbefeſti
gungsgeſetz, ſtrafrechtliche Verfolgung eines Vorwärts-Redak-
teurs und der Abgeordneten Borchardt und Leinert; Unter
ſtützungswohnſitzgeſetz.)

Gewerkſchaftliches.
Ein ſchweres Fiasko der Streikjuſtiz im Ruhrrevier.

Vom Eſſner Landgericht wurde nach eingehender Verhand-
lung und nach mehreren Konferenzen feſtgeſtellt, daß
Hunderte von auf Freiheitsſtrafen lautenden
Urteilen der Streikjuſtiz erſter Inſtanz geſetz
widrig und deshalb ungültig ſind.

Eine Unzahl der von den Schöffengerichten des Ruhrreviers
verhandelten „Streikvergehen“ beſtand darin, daß die Sünder
den bei polizeilichen Abſperrungen anläßlich des Schichtwechſels
erfolgten Aufforderungen von Polizeibeamten zum Weitergehen
nicht oder nicht ſchnell genug Folge geleiſtet haben ſollen. Zahl-
reiche Perſonen wurden wegen ſolcher Lappalien unter Be
rufung auf die Oberpräſidialverordnungen für Rheinland und
Weſtfalen zu Haftſtrafen von 1-4 Wochen verurteilt.
Die erſten Berufungen zweier Bergleute gegen Hafturteile in
Höhe von einer bezw. zwei Wochen wurden jetzt vor der Eſſner
Strafkammer verhandelt. Hier ſtellte ſich heraus, daß die an
gezogenen Oberpräſidialverordnungen ausſchließlich
Geldſtrafen in Höhe bis zu 60 Mk. zulaſſen. (1)
Die beiden Bergleute erzielten dann auch Umänderung ihrer
Freiheitsſtrafen in Geldſtrafen von 50 bezw. 30 Mk.

Es iſt alſo kein Zweifel, daß eine Rieſenmenge erſtinſtanz
licher Urteile gegen Streikende einfach hinfällig ſind. Die über
eilte Streikjuſtiz im Ruhrrevier, die von den Miniſtern in den
Parlamenten als vorbildlich hingeſtellt wurde, hat ein ſchmäh-
liches Fiasko erlitten. Hinzu kommt noch, daß zahlreiche Ver
urteilte, die keine Rechtshilfe hatten, ihre ungeſetzliche Frei
heitsſtrafe längſt abgemacht haben. Bei dieſen hat die Staats
anwaltſchaft zweifellos die Verpflichtung, das Wiederaufnahme
verfahren einzuleiten, denn es geht doch nicht an, daß im preu
ßiſchen Rechtsſtaate Hunderte von Menſchen herumlaufen, die
der Juſtiz nachſagen dürfen, eines heilloſen Verſehens wegen
unſchuldig Freiheitsſtrafe erlitten zu haben. Hätten die Ver-
antwortlichen der Juſtiz auf ein ordnungsmäßiges Verfahren
der Streikgerichte geachtet, dann wäre der Rechtſprechung eine
rieſige Blamage und zahlreichen ihrer Opfer ungerechte Strafe
Aſpart geblieben. Aber Preußen iſt bekanntlich ein Rechtsſtaat!

Debatte wird ange-
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Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 21. Mai 10912.

Zur Lohnbewegung in den Halleſchen Bäckereien.
Am Donnerstag, den 16. Mai, fand eine Verſammlung der

Bäckergeſellen ſtatt, die ſich mit der Lohnbewegung und ins-
beſondere mit den Verhandlungen, die mit der Jnnung vor dem
Gewerbegericht am 22. Mai ſtattfanden, beſchäftigte. Die Ver
ſammlung war unwillig darüber, daß die ganze Angelegenheit
durch dieſe Verhandlungen ſo in die Länge gezogen würde.
Weiter wurde einſtimmig zum Ausdruck gebracht, daß die Ver
treter bei den Verhandlungen den beſtehenden ſchlechten Ver
hältniſſen Rechnung tragen müßten und nur einer Einigung
zuſtimmen ſollten, wenn durch ſie wirkliche Vorteile für die Ge
hilfenſchaft feſtgelegt werden. Vor allen Dingen darf unter
keinen Umſtänden auf die Beibehaltung des Koſt- und
Logiszwanges eingegangen werden. Die Gehilfen ſind
feſt entſchloſſen, wenn die Jnnung Verſchleppungsmanöver
macht, den Kampf ſofort mit aller Schärfe aufzunehmen.

Die Verbandsleitung wurde erſucht, den am Dienstag ſtatt
findenden Volksverſammlungen eine Reſolution zu unter
breiten, die die Unterſtützung des Kampfes der Bäcker durch die
geſamte Arbeiterſchaft ausſpricht. Es wurde dann folgende
Reſolution eingebracht, die der Volksver ſammlung
am Dienstag zur Annahme empfohlen werden ſoll:

Die Verſammlung nimmt mit Jntereſſe Kenntnis von dem
Kampf der Halleſchen Bäckergeſellen zur Beſeitigung des
Koſt- und Logiszwangs beim Arbeitgeber. Dieſe Forde-
rungen zur ſtrikten Durchführung zu bringen, liegt nicht nur
im Jntereſſe der Bäckergeſellen, denen damit einigermaßen
menſchen würdige Lohn- und Arbeitsbedingungen zu ver-
ſchaffen wären, ſondern auch die geſamte Bevölkerung hat
das größte Jntereſſe daran, daß der veraltete Koſt-, und
Logiszwang in den Bäckereien ausgerottet wird. Er iſt die
Haupturſache der ſprichwörtlich gewordenen Unſauberkeiten
und ſanitären Mißſtände in manchen Bäckereien.

Die Verſammlung macht es der brotkonſumierenden Be-
völkerung zur Pflicht, die Bäckergeſellen in ihrem Kampfe zu
unterſtützen und auf die Bäckermeiſter dahin einzuwirken,
daß ſie die zeitgemäßen und vollauf berechtigten Forderungen
ihrer Geſellen bewilligen.
Nach dieſem Beſchluſſe der Bäcker, ſich baldigſt die Hilfe der

Arbeiterſchaft zu ſichern, iſt es nicht unmöglich, daß die nächſten
Tage uns den Bäckerſtreik bringen, falls die Jnnungsmeiſter es
nicht vorziehen, ebenſo wie die Großbetriebe, ruhig und in Frieden
Tarife abzuſchließen. Kommt es zum Streik, dann wird ſich die
Bevölkerung zur Boykottierung der Widerſpenſtigen rüſten müſſen.

Preußen bis auf die Knochen blamieren!
So lautet die neueſte Parteiparole der Sozialdemo-

kratie. Wer's nicht glaubt, der muß ſich der ſchweren Mühe
unterziehen, eins der ſeltenen Exemplare der Halleſchen Zei-
tung ausfindig zu machen. Da ſteht's drin, und dann muß es
doch wahr ſein. Die ganze „Schimpfrede“ des Genoſſen Scheide-
mann gegen Preußen war, ſo ſagt die Halleſche nur als ein
Vorpoſtengefecht in dem Feldzugsplan gegen das Preußentum
anzuſehen. Und obwohl die Rede nach den Anweiſungen der
Parteiliteraten auswendig gelernt war, ſei ſie den Partei
führern noch lange nicht ſcharf genug geweſen. Die ſchönſten
„Kraftſtellen“ habe Scheidemann noch vergeſſen. Das alles
weiß die Halleſchel! Und ſie weiß ihren 279 Leſern noch ſchlim-
meres zu offenbaren. Das Blättle ſchreibt:

Von Parteiſeite iſt für die nächſte Zukunft der Feldzugs
plan aufgeſtellt worden, Preußen und das Preußentum vor
aller Welt zu diskreditieren und bis auf die Knochen
zu blamieren, und Genoſſe“ Scheidemann hatte ſich in
ſeiner Freitagsrede nach dieſer Parole zu richten. Durch die
rückſichtsloſeſte Verleumdung und Beſchimpfung des ganzen
Regierungs u. Verwaltungsſyſtems des preußiſchen Staates
ſollen die Maſſen zu leidenſchaftlichem Haſſe a u f
gepeitſcht werden, damit ſie ſchließlich ſich in den Kampf
gegen „Monarchie, Junker- und Pfaffentum“ ſtürzen. Das
Endziel iſt: Revolution und Republik eineRepublik, in der ſich die ſozialdemokratiſchen Führer bequem
und behaglich an die öffentliche Futterkrippe ſtellen können.
Scheidemann kündigte dieſes rote Jdeal mit den Worten an:
„Sie werden ſich klar machen müſſen, daß Sie über kurz oder
lang Platz machen müſſen entſchloſſeneren Männern, die
bereit ſind, nicht allzulange nach der Errichtung der Republik
China auch Preußen Deutſchland zu einem modernen Staats
weſen zu machen.“

Das iſt der Plan der verruchten Sozis, und das Verdienſt
der Halleſchen iſt es, dieſen Feldzugsplan entdeckt zu haben.
Jm Vollbewußtſein ſeiner geiſtigen Größe wirft ſich das Blatt
deshalb zum Rufer in dem Abwehrkampf aller Staatserhal-
tenden auf. Nachdem es nachdrücklichſt auf die großen Ge-
fahren nochmals hingewieſen hat, ruft es aus, es ſollten ſich
„alle wahren Vaterlandsfreunde zu einer gemeinſamen energi-
ſchen Abwehr dieſer ſyſtematiſchen Hetze zuſammentun und
gegen die des Vaterlandes Ehre und Anſehen bedrohende So-
zialdemokratie zu wirkſamen Abwehrmaßregeln rüſten!“

Schade nur, daß dieſen flammenden Aufruf nicht einmal
alle Redaktionsſtuben der Halleſchen Zeitung durchſchallt hat.
Während nämlich dem Politiſchen die Hoſen ſchon ſo zittern,
daß er ſich ſelbſt und ſeinen Freunden durch ſeinen Angſt-
ſchrei Mut zu verſchaffen ſucht, iſt der lokale Herr noch oben
auch. Er weiß noch nichts von dem Feldzugsplan, hat alſo
den Ernſt der Situation noch nicht begriffen und ſchreibt des-
halb, wie auf einem Vulkan tänzelnd:

Es wird wieder in Wahlrechts rummel ge-
macht. Für den Dienstag planen die roten Genoſſen wie-
der eine ſogenannte Demonſtrationsverſammlung, in welcher
der Radikalen einer, der Vertreter von Halle im Reichstage,
Fritz Kunert, Gelegenheit erhalten ſoll, ſich und ſeinen
Radikalismus wieder in empfehlende Erinnerung zu bringen.
Weiter hat es keinen Zwech; denn ſo ſchlau ſind
die roten Macher ſchon, daß ſie eine Aenderung des preu-
ßiſchen Landtagswahlrechts durch ihre Verſammlungen nicht
im eten dürfen nach der Borchardtiade ſchon vollends
nicht.

Weiter hat es keinen Zweck, ſchreibt der Lokale. Und der
Politiſche wittert Revolution. Es würde alſo wohl nötig ſein,
daß die Herrchen ſich zunächſt einmal über ihre eigene Arbeit

verſtändigen, ehe ſie hochſtrategiſch Feldzugspläne für andere
entwerfen.

Gewerkſchaftliche Sperren und Parteipreſſe.
Ein aufſehenerregendes Urteil fällte ſoeben der Strafſenat

des ſäch ſiſchen Oberlandesgerichts zu Dresden. Jn
der Nr. 224 der Leipziger Volkszeitung vom vorigen Jahre be-
fand ſich unter der Rubrik: Gewerkſchaftsbewegung eine Notiz
mit der Ueberſchrift: Achtung, Schneider! Wegen mangelnder

Lohnzahlung oder weil ſie unſere Tarife nicht eingehalten
haben, ſind folgende Geſchäfte geſperrt.“ Es folgten nun in

S

geſperrtem Druck die Namen verſchiedener Firmen. Des
weiteren wurde noch in der Notiz geſagt, daß durch die Mani-
pulationen dieſer Firmen die bei ihnen beſchäftigten Schneider
um ihren verdienten Lohn gekommen ſeien. Unterzeichnet war
die Notiz vom Verbande der Schneider und Wäſcherei Arbeiter
Filiale Leipzig. Einer der in dem Artikel genannten Firmen-
Jnhaber namens Kuſahy ſtrengte gegen den verantwortlichen
Redakteur der Leipziger Volkszeitung, Genoſſen Müller. die
Privatbeleidigungsklage an und erzielte ſowohl am Schöffen,
wie am Landgericht als Berufungsinſtanz eine Verurteilung
des Beklagten. Jn dem Urteil wurde ausgeführt, daß die Be
leidigung aus der Form und den begleitenden Umſtänden der
Notiz hervorgehe und hauptſächlich in dem Satze, daß die
Schneider um ihren verdienten Lohn gekommen wären, ent
halten ſei. Dann ſei auch nicht unterſchieden worden, ob die
Geſchäftsinhaber faule Zahler ſeien, oder aus Mangel an
Mitteln den Lohn nicht gezahlt hätten. Auch aus dem Sperr
druck und der Publikation in einer Tageszeitung gehe die be-
leidigende Abſicht hervor. Gegen dieſes Urteil legte der beklagte
Redakteur Reviſion beim Oberlandesgericht ein und rügte eine
Verletzung des S 193 (Wahrung berechtigter Jntereſſen). Des
weiteren enthielt das Urteil Widerſprüche; es ſei erwieſen, daß
der Kläger den Lohn nicht ordnungsmäßig gezahlt habe. Es
ſei in dem Urteil nicht klar zu erſehen, ob Kuſay ordnungs-
widrig gezahlt oder den Tarif nicht innegehalten habe. Des
halb ſei in der Notiz keine Beleidigung zu erblicken. Der
Strafſenat hob das Urteil der Vorinſtanz auf und ſprach
den Angeklagten frei. Nach den Feſtſtellungen des
Senats ſei davon auszugehen, daß vom Berufungsgericht Form
und Jnhalt der angeblich beleidigenden Notiz verkannt worden
ſei. Eine Beleidigung ſei weder aus der Form noch den be-
gleitenden Umſtänden der Notiz zu konſtruieren. Auch aus der
Tatſache, daß die Namen der Firmen in Sperrdruck erſchienen
ſeien, gehe eine beleidigende Abſicht ebenſowenig hervor, wie
aus der Wahl des Zeitungsorgans. Zwiſchen der Leipziger
Volkszeitung und dem Angeklagten einerſeits ſowie dem Ver-
band der Schneider andererſeits beſtehe eine Vereinbarung zur
Aufnahme aller das gewerkſchaftliche Leben betreffenden
Notizen. Deshalb habe der Angeklagte die Notiz aufnehmen
müſſen. Auch aus dieſer Art der Aufnahme gehe die fehlende
Abſicht einer Beleidigung klar hervor. Jn der Hauptſache be-
ruhe der Freiſpruch aber darauf, daß dem Kläger der S 193
(Wahrung berechtigter Jntereſſen) zugebilligt worden ſei.

Nachahmenswerte Maßnahmen gegen die Fleiſchtenerung.
Das Gewerkſchaftskartell Rudolſtadt hatte wegen der zurzeit
herrſchenden Fleiſchteuerung den Magiſtrat erſucht, Maße
nahmen gegen die Teuerung zu treffen. Darauf hat der
Magiſtrat einſtimmig beſchloſſen, dieſem Geſuch zu entſprechen,
indem die Stadt den Fleiſchver kauf in eigene
Hand nehmen will. Das Fleiſch ſoll aus Holland und
Dänemark bezogen und der Bevölkerung zum Selbſtkoſtenpreis
abgegeben werden. Dazu hat man ſich bei uns immer noch
nicht aufraffen können.

Lupinenkaffee. Zu welchen Hilfsmitteln die Nahrung s-
mittelfälſcher greifen, zeigte wieder einmal eine Ver-
handlung, welche das Amtsgericht Berlin-Mitte beſchäftigte.
Angeklagt wegen wiſſentlichen Vergehens gegen das Nah-
rungsmittelgeſetz und Betrugs waren der Kaufmann Adolf
Priebe, der Kaufmann Otto Kloß und der Handlungsgehilfe
Martin Meiſe. Eines kaufte eine Frau Ptock in der
Filiale des Angeklagten Kloß in der Zionskirchſtraße einhalbes Pfund Kaffee um Preiſe von 70 Pfennig. Verkäufer
war der Angeklagte Meiſe, der bei Kloß, welcher mehrere der-

artige Filialen unterhält, angeſtellt war. Nach dem Genuſſe
des fraglichen Kaffees wurden Frau P., wie auch deren Ehe-
mann von heftigen Magenſchmerzen befallen. Sie lieferte
den Kaffee bei der Polizei ab, die ihn dem Nahrungsmittel-
Unterſuchungsamt des Polizeipräſidiums überwies. Hier ſtellte
der Regierungsrat Profeſſor Juckenack feſt, daß der Kaffee zu
einem Viertel aus dem geröſteten Samen der
blauen Lupine beſtand. Vor Gericht bekundete der Sach-
verſtändige, daß in neuerer Zeit ſehr häufig Kaffee mit
dieſem Samen und auch mit den der Kaffeebohne ähn-
lichen braſilianiſchen Platterbſen verfälſcht wird. Die
Unterſuchung ergab, daß der Angeklagte Kloß den gefälſchten
Kaffee von Priebe bezogen hatte, der dieſe Fälſchungen
im großen betrieb. Da auch dem Verkäufer Meiſe bekannt
war, daß es ſich nicht um reinen Kaffee handele, wurde auch
gegen ihn Anklage erhoben. Das Gericht nahm lediglich mit
Rückſicht auf die bisherige Unbeſcholtenheik der Angeklagten
von einer Gefängnisſtrafe Abſtand und erkannte gegen Priebe
und Kloß auf je 100 Mk. Geldſtrafe und gegen Meiſe auf 30
Mark- Geldſtrafe. Dieſe Beträge werden die Fälſcher wahr-
ſcheinlich ſchon über reichlich mit ihrem Schwindel
verdient haben. Mit Geldſtrafen iſt den Auswüchſen des
Kapitalismus nicht beizukommen.

Zum Gondelblumenkorſo auf der Saale. Der Wettbewerb
der Städte um den Fremdenverkehr bringt es mit ſich, daß jeder
die Vorzüge ſeiner Stadt herausſtreicht. Das herrliche Saale
tal und das Gondeln ſind nun eigenartige Vorzüge unſerer
Stadt. Mit dem geplanten Gondelkorſo will der Verkehrs-
verein eine günſtige Gelegenheit zur Reklame für Halle be-
nutzen. Die Beteiligung ſteht jedem Ruderluſtigen frei. Schon
mit geringen Mitteln kann man ſchöne Wirkungen erzielen.
Und die Teilnehmer haben noch einen beſonderen Vorteil: Die
Teilnehmer werden den Korſo am beſten ſehen können.

Der Verkehrsverein beabſichtigt, für hervorragende Lei-
ſtungen eine Erinnerungsmedaille zu verleihen. Meldungen
ſind in der letzten Zeit zahlreich eingegangen. Merkwürdiger-
weiſe ſind faſt alle verfügbaren großen Gondeln beſetzt, wäh-
rend Meldungen für kleine Boote, 2 bis 10 Perſonen, noch ver
hältnismäßig wenig eingegangen ſind. Es iſt dies um ſo mehr
zu verwundern, als die Ausſchmückung eines kleinen Bootes
doch mit wenig Mitteln reizvoll geſtaltet werden kann. Es iſt
wohl anzunehmen, daß bis zum Meldeſchluß, dem 25. d. Mts.
auch in dieſer Gruppe, die geſondert prämiiert werden ſoll, noch
zahlreiche Meldungen eingehen. Auf der aus Sicherheits-
gründen abgeſperrten Spitze der Peißnitz hat der Ausſchuß das
Recht erworben, Bänke aufzuſtellen und eine beſchränkte An-
zahl Beſucher zuzulaſſen. Einlaßkarten hierfür, ſowie für die
kleine Abſperrung am gegenüberliegenden Ufer in der Tal-
ſtraße, werden durch die Geſchäftsſtelle, Brüderſtraße 4, aus-
gegeben.

Halleſches 500 Jahr Feſtſpiel. Auf dem Hofe der Moritz
burg beginnen jetzt die Aufbauten des Spielplatzes und der
Zuſchauertribüne nach den vom Bauausſchuß gefertigten Plä-
nen, mit deren Ausführung die hieſige Baufirma Konrad
Bauer betraut wurde. Die ergänzenden Dekorationsteile wer-
den im Anſchluß an die ſtehenden Gebäude und Umfaſſungs-
mauern plaſtiſch und wetterfeſt gearbeitet. Die dem Spiel-
platz unmittelbar gegenüber aufzuführende Zuſchauertrivüne
faßt 1800 Perſonen. Mit der Kleinarbeit der Proben haben
die Spielleiter, Regiſſeur Sieg und Oberregiſſeur Scholling
ſowie die Hilfskräfte begonnen. Die Hauptproben werden
auf dem inzwiſchen hergeſtellten Spielplatz am 1. Juni ihren
Anfang nehmen. Der Billettvorverkauf wird Ende dieſes
Monats beginnen.

Der Sonntagsſonderzug nach dem Harze verkehrt in dieſem
Jahre Sonntag, den 26. Mai, zum erſten Male. Der Zu
fährt 6 Uhr früh hier ab und trifft abends 11,53 Uhr dier
wieder ein.

Der Sonderzug führt nur die dritte Wagenklaſſe. Die Rei-
ſenden können in Halle ſchon außer den bedeutend Preiſe
ermäßigten Sonderzugkarten nach der Uebergang ar lionen
Aſchersleben, Wegeleben und Halberſtadt die von dieſen Ueber
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Berſendung von Paketen während der Flingſtzeit. Die
Verſendung mehrerer Pakete mit r paketadreſſe iſt für
die Zeit vom 20. bis einſchließlich 25. Mai weder im inneren
deutſchen Verkehr noch im Verkehr mit dem Ausland aus-
genommen Argentinien geſtattet.

Vermißt wird ſeit geſtern tag er neun Jahre alte
Schüler Kurt Meiſter. erſcheint nicht ausgeſchloſſen, daß
ihm ein Unglücksfall an den Pulverweiden e iſt.

e Angaben bitten wir nach Steinweg 7 an Emil Meißner
zu ſenden.

Mauereinſturz. In der Fleiſcherſtraße wird neben dem
Peterſchen Grundſtück für einen Neubau ausgeſchachtet. Heute
früh 8 Uhr brach nun ein Stück der des Peterſchen
Hauſes zuſammen und fiel in die Ausſchachtung. Ein Grude-
herd, ein Tiſch, mehrere Töpfe und ſonſtiges Küchengeſchirr
fielen mit den Mauerſtücken in die Ausſchachtung. Ungenügende
Abſteifung ſoll die Urſache dieſes Malheurs ſein.

Straßenſperrungen. Wegen Vornahme von Regulierungs-
arbeiten wird die Dölauerſtraße zwiſchen Kröllwitzerſtraße uns
der Knochenmühle vom 20. d. M. ab bis auf weiteres für den
Fahr und h geſperrt. Ebenſo wegen Verlegungç
eines Gas und Vaſſerrohrſtranges die 2. Vereinsſtraße
Wegen h des Hauptſammelkanals wird die Trothaer
ſtraße zwiſchen Morlſtraße und Mötzlicherſtraße vom 21. d. M
ab bis auf weiteres für den Fahr und Reitverkehr in der Rich-
tung nach Sennewitz, Morl, Brachwitz, Bahnhof Trotha uſw.
geſkerrt. Der Fuhrwerksverkehr hat ſeinen Weg durch die
Mötzlicher-, Seebener- und Oppinerſtraße zu nehmen.

Familientragödie. Die zuſammengebundenen Leichen eines
Arbeiters und eines ſechsjährigen Knabens wurden geſtern am
Trothaer Wehr aus der Saale gezogen. Wahrſcheinlich liegt
ſie vrs eines Vaters vor, der ſeinen Sohn mit in den Tod
nahm.

Unfälle. Eine Viktualienhändlerin zertrümmerte geſtern
im angetrunkenen Zuſtande eine Küchentürſcheibe und verletzte
ſich dabei erheblich an der Hand. Geſtern nachmittag lief deretwa fünf Jahre alte Knabe Merz in der Veeſenerſtraße einem

Radfahrer direkt ins Rad. Der Junge wurde zur Seite ge-ſchleudert und ſchlug mit dem Kopfe derart auf die Bordkante,
daß er ſchwer blutende Verletzungen davontrug.

Geſtohlen wurden am 5. d. Mts. ein Winterüberzieher
aus ſchwarzem Tuch, mit Stoffkragen und überzogenenKnöpfen; am 12. d. Mts. ein weiß und braungefleckter Jagd
hund mit kurzgeſtutztem Schwanz und braunem Lederhalsband,
auf den Namen „Lord“ hörend; am 17. d. Mts. eine goldene
Damen-Remontoiruhr, der äußere Deckel mit blauen Emaille-
blumen und mit der Gravierung „M. S.“ verſehen; eine
lange Double-Damenuhrkette nebſt herzförmigen Schieber mit
einem blauen Stein; am 18. d. Mts. ein rotgeſtrichener, zwei
rädriger Handtafelwagen mit Lattenbelag, eiſernen Rädernhalbrund geſchnittenen Seitenbretern und mit der Firmo
„Alfred Bernhardt, Gr. Ulrichſtraße 46“; eine Flaſche Sekt,
Marke „Rpederer u. Cie, Carte d'Or, Longeville bei Metz“;
2 Flaſchen Rotwein, Marke „1906er Beychevelle“, mit der
Firma „P. Aliebert Proprietaire“; am 20. d. Mis. eine ſil-
berne Herren-Remontoiruhr, im Deckel der Name „Paul Ger
hardt“ eingekratzt.

Wernigerode.

Schönnewitz. Gemeinderat. Das Rechnungsjahr 1911-12
war ein ſehr reges. Die Einnahmen betrugen 80060 Mark,
die Ausgaben 67 000 Mk. Unter den Einnahmen befindet ſich
eine Anleihe von 30000 Mk., die durch Amortiſation gedeckt wer-
den ſoll. Jnfolgedeſſen können die 13 000 Mark Ueberſchuß zu
weiteren Pflaſterungen an der Dorfſtraße und am S zulhauſe
verwendet werden. Die kommunalen Steuerzuſchlöge bleiben
auf dem alten Satze von 165 Prozent beſtehen. Einer An
regung, die Gewerbeſteuer um 20 Prozent zu reduzieren, wurde
nicht zugeſtimmt. Die Gewerbeſteuer beträgt 215 Prozent.

Oſendorf. Gemeindevertreterſitzung. Als erſtes
wurde die vielbeſprochene Schöffenwahl vorgenommen. Aus
der Wahlurne ging ein Mann als gewählt hervor, der alles
andere nur keine Ortskenntnis in Oſendorf beſitzt, da er höch
ſtens 112 bis 2 Jahre Einwohner von Oſendorf iſt. Abgegeben
wurden 11 Stimmen. Es erhielten: Buchhalter Müller 7 und
Gärtnereibeſitzer Bölke 4 Stimmen. Mithin war der Gruben-
beamte gewählt. Wähler der zweiten Klaſſe merkt euch das für
die nächſte Wahl. Alsdann wurde die Rechnung für das
Jahr 191011 vorgelegt. Die Einnahmen betragen 35 831,80 Mk.,
die Ausgaben 35 928,08 Mk. mithin iſt ein efizit von 91,28
Mark vorhanden. Die Vermeſſung des Winkels ſoll nach dem
erſten Grasabſchnitt vollzogen werden. Es wurde Kenntnis ge
nommen von der Eingabe des Rittergutsbeſitzers Gödigke-
Döllnitz, der Strafantrag ſtellen will, weil die Gemeinde die
Elſter zu Fiſchereizwecken verpachtet hat, ſoweit ſie die Ge
markung Oſendorf durchfließt.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Alte Liebe roſtet nicht. Ein Ehepaar hatte ſich im März 1904
verheiratet und war nach kurzen Freuden wieder auseinander-
gegangen Sie frug weder nach Geſetz und Recht und nahm ſich
einen anderen Mann, mit dem ſie in eine zweite Ehe einging.
Da die erſte Ehe nicht geſchieden war, wurde ſie wegen Doprel-
ehe zu zehn Monaten Gefängnis verurteilt. Daraufhin wurde
die erſte Ehe geſchieden und ſie für unwürdig erklärt. Da ihr
aber der erſte Mann doch beſſer gefallen hatte als der zweite,
kehrte ſie zur alten Liebe wieder zurück. Dieſem nun nicht mehr
ſtaatlich anerkannten Ehebunde entſprangen vier Kinderchen.
Um nun Scherereien aus dem Wege zu gehen, meldete das
Paar die vier Kinder auf dem Standesamte als ehelich geboren
an. Bei der Meldung legten die Eheleute die Eheſchließungs-
urkunde vom Jahre 1904 vor. Dieſe galt aber doch nicht mehr
da die Ehe doch geſchieden war. Durch dieſe Meldungen ſind
nun die Staatsperſonenſtandsbücher in große Unordnung ge
bracht worden. Das Ehepaar ſtand nun wegen intellektueller
Urkundenfälſchung unter Anklage und der Staatsanwalt be
antragte gegen ihn drei, gegen ſie zwei Wochen Gefängnis. Da
die Angeklagten aber meinten, ſie hätten gelaubt, mit den
Formen werde es nicht ſo genau genommen und behaupteten
von der erſten Eheſcheidung ſei ihnen nichts Schriftliches zu
gegangen, wurde die komplizierte Verhandlung vertagt. Es
e dem Standesamt Ermittlungen angeſtellt werden.

Rückfällige. Der 30jährige Arbeiter Fran z von hi idem Abſatz eines Fahrrades, das nen ikatbeltet enweneet
worden war, als Hehler mitgewirkt hatte, wurde zu ſechs
gongten Gefängnis verurteilt. Der ösjährige Arbeiter
Zriſſinski, der ſeiner Logiswirtin, einer Witwe ein Paar
Stiefeln geſtohlen hatte, erhielt vier Monate Gefängnis
Weil er auf den Riebeckſchen Montanwerken eine Anzahl Bretter
entwendet hatte, mußte ein Arbeiter zu der niedrigſt zuläſſigen

Se drei Monaten Gefänçhnis verurteilt werden.
ine Gefallene. Eine jugendliche Friſeuſe von hier, diefrüher beſſere Tage geſehen hat, wurde wegen intellektueller
Urkundenfälſchung, Gewerbsunzucht und Beilegung eines
falſchen Namens zu einem Monat Gefängnis, vier Weden Haft
und Ueberweiſung an die Landespolizeibehörde verurteilt.

e r e war



Soziales.
Wie weit geht die Verantwortlichkeit eines Krankenkaſſen-

angeſtellten?
Mit dieſer Frage, die für das Arbeilsberhällnis der Ange

ſtellten der Ortskrankenkaſſen von ſehr erheblicher Bedeutung
iſt, hatte ſich das Schiedsgericht für Arbeiterverſicherung in
Berlin in ſeiner Sitzung vom 14. Mai 1012 zu beſchäftigen.
Der Angeſtellte F. der Ortskrankenkaſſe der Maſchinenbau-
Arbeiter in Berlin war im vergangenen Jahre mehrfach zur
Vertretung eines andern Angeſtellten beordert worden ſeine
Arbeiten ſollten in der Zwiſchenzeit von einem andern Ange-
ſtellten erledigt werden. Der Angeſtellte F. bemerkte jedoch
ſtets nach der Rückkehr auf ſeinen Poſten, daß erhebliche Rück
ſtände aus der Tätigkeit ſeines Vertreters liegen geblieben
waren. Er verſuchte nun, dieſe Rückſtände teilweiſe nach
Schluß der Bureauzeit zu erledigen und meldete den Tat-
beſtand auch dem Abteilungsvorſteher Warnſt. Dieſer ver
anlaßte jedoch nichts darauf. Als nun F. am 9. September er
krankte, ließ der Vorſtand die Rückſtände durch einen andern
Angeſtellten aufarbeiten, und erteilte dem Angeſtellten F. nach
ſeiner Wiederherſtellung eine Verwarnung mit der Androhung,
daß er im Wiederholungsfalle entlaſſen werden würde. Hier-
gegen richtete ſich die Beſchwerde des F., mit der er vom
Schiedsgericht am 14. Mai 1912 abgewieſen wurde. Das
Schiedsgericht war der Anſicht, daß der Angeſtellte auch für die
von ſeinem Vertreter verurſachten Rückſtände verantwortlich
ſei und ſie eben durch Ueberarbeiten hätte beſeitigen müſſen.
Da er dies jedoch nur ſehr unvollkommen verſucht habe, ſei die
Verwarnung als eine ſehr milde Beſtrafung zu betrachten.

Wenn dieſe Rechtsauffaſſung wirklich Geltung erhalten ſollte,
ſo würde das für die Angeſtellten der Krankenkaſſen zu unab-
ſehbaren Konſequenzen führen. Sie müßten dann ſtets trotz
der größten Ueberlaſtung alle vorkommenden Arbeiten erledi-
gen, und nicht nur die ihrigen, ſondern auch die anderer Ange-
ſtellten. Die leidige Ueberſtundenfrage würde dadurch aller-
dings für die Kaſſenbureaus mit einem Schlage gelöſt ſein.
Es iſt aber zu hoffen, daß die Kaſſenvorſtände, deren ſozialer
Sinn ſich ſchon ſo oft bewährt hat, ſich dieſe Auffaſſung des
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung nicht aneignen.

Allerlei.
Katholiſche Heilkunſt.

In der Wiener Arbeiterzeitung leſen wir: Vas vlöde Ge-
ſchrei nach Spitälern, Armen und Schulärzten, nach medizini-
ſchen Fakultäten und anderen ebenſo koſtſpieligen wie zwedk

ioſen Dingen iſt eben eitel Freimaurererei und Weltlichkeit
und Umſturz und Unſinn, gewiſſe „kirchlich“ geſinnte Kaninchen
haben das immer geſagt und der bayeriſche Liebfrauenbote, der

ſich im Hinblick auf die Heilwunder der „Gnadenorte“ ſehr
eifrig mit Volksmedizin beſchäftigt, hat nun durch die Ent-
deckung eines neuen, gut chriſtlichen Heilmittels ſolchen exzen-
rriſchen Fordernngen alle Baſis entzogen. Spitäler, Aerzte,
Arzneien Plunder und Luxus, wo uns Gott doch in ſeiner
Weisheil und Vnade ſo vollkommen eingerichtet hat, daß wir
unſer Univerſalheilmittel, unſere Apotheke ſtets mit uns her
umtragen. Wer innerliche Gebreſte hat, der mag's ſchlucken,
und wer äußerlich leidet, der laſſe ſich von einem mildtätigen
Mitchriſten ins Geſicht ſpucken! Ja „Spucken!“ Denn um
nichts Geringes handelt es ſich als um den Theriak aller
Theriake, die Quinteſſenz aller Arzneien, die göttliche Spude!
Gibt da nämlich der Liebfrauenbote einem Auskunftſuchenden
felgende Belehrung: „Einreibung mit Speichel iſt ein natür-
liches und nicht zu unterſchätzendes Heilmittel. Schon die alten
Römer ſchätzten die Heilkraft des Speichels. Denken Sie dar-
an, wie auch die Tiere durch Ablecken mit der Zunge ihre Wun-

L

Zum
Jubiläum der Liebesgabe!

Vor faſt genau 25 Jahren wurde der Ausdruck Liebesgabe
als Schlagwort zur Bezeichnung des Kontingents erfunden,
durch das den Branntweinbrennern die hohen Extraptofite in
die Taſche geſchaufelt wurden. Am 11. Mai 1887 war es, als
der konſervative Abgeordnete v. Wedel Malchow bei der Be
ratung des Branntweinſteuergeſetzes ſagte:

Die Brenner haben ihre Steuer immer gezahlt! Nun
ſollen dieſe unglücklichen Leute 100 Millionen Mark
Steuern auf ihre Produkte mehr bekommen. Dafür muß
doch irgendeine kleine Liebesgabe gegeben werden!

25 Jahre lang haben ſeitdem die Branntweinbrenner die
Liebesgabe bezogen, und über eine Milliarde Mark iſt ihnen
dadurch aus den Taſchen der Schnapstrinker geſchenkt worden.
Jetzt ſoll angeblich die Liebesgabe abgeſchafft werden, aber in
Wahrheit wird ſie verdoppelt und verdreifacht durch jene Be-
ſtimmungen des Branntweinſteuergeſetzes, die die Alleinherr-
ſchaft des Spiritusringes begründen. Darum gilt es, als Ant-
wort auf die neueſte Geſetzesmacherei im Reichstage, bei der
mit dem Schnapsblock eine Reihe nationalliberaler Schnaps-
brenner zuſammenwirken, den Branntweinbohykottbeſchluß der
Parteitage und Gewerkſchaftskongreſſe, mit größter Strenge
durchzuführen. Jeder klaſſenbewußte Arbeiter trage die Loſung
weiter:

Meide den Schnaps!
4 S
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Sangdie einzige mit Mandelmiſch hergestellte
Pflanzen-Butter-Margarine.

Nur ocht mit dem Namenszug des Geh. Medizinalrat Prof. Dr. Oskar Liebreich

Alleinige Producenten: Sana-Geselischaft m. b. H., Cleve,
welche die Mögüechkeit, einen vollwertigen Butter-Ersatz nur aus Pfanzenfetten herzustellen,

zuerst erkannt und seit 1904 verwirklicht hat.

Nachahmungen weise man zurück

Max Born do Arbeitsmarkt.

den heilen ſuchen. Und auch der Herr bemerkt in ſeiner Er-
zählung von Lazarus und dem reichen Praſſer, wie die Hunde
die Geſchwüre des erſteren beleckten. Wenn alſo die betreffende
Frau bei ſolchen Anwendungen etwaigen Einfluß des böſen
Feindes ausſchließt und in ihren Gebeten, ihrem Jnhalt wie
Gebrauch nach, nichts Abergläubiſches beimiſcht, iſt ſie vom Ge
wiſſensſtandpunkt aus nicht zu tadeln und zu beunruhigen.“
Na alſol Die alten Römer und Jeſus Chriſtus als Lehrmeiſter
der Heilkunde, wobei es dem zweifellos gottesgelehrten Medi-
zinmann des Liebfrauenboten nebenſächlich erſcheint, daß Jeſus
in ſeinem Gleichnis die „Hundeleckheilmethode“ nicht gerade als
vorbildlich, ſondern als charakteriſtiſches Merkmal elendeſter
Verlaſſenheit anführte. Das verſchlägt nichts! Der klerikale
Redakteur iſt auch in mediziniſchen Dingen ſachverſtändig.
Tuet alſo, geliebte Chriſten, wie er euch rät: Spuckt euch fleißig
an und ſchmiert euch damit im Namen Gottes natürlich und
beileibe nicht im Namen des Teufels, „deſſen“ „Einfluß“ Kin-
der des 20. Jahrhunderts auch beim Spucken ausſchalten
müſſen. Tut alſo und ihr werdet geſund bleiben und lange
leben auf Erden. Amen!

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles Gottl.Kasparek, ſämtl. in Halle.

(Die heutige Nummer umfaßt 12 Seiten.)
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Unſere Filial-Expeditionen,

in denen Jnſerate und Abonnements Beſtellungen zu Original
preiſen entgegengenommen werden, ſind:

A. Albrecht, Zigarrenhandlung, Lindenſtr. 54,

E. Bendlin, do. Torſtr. 43,J. Schneider, do. Beeſenerſtr. 23,
J. Sanow, do. Geiſtſtr. 5,Paul Leuſchner, do. Mittelwache L,
E. Jungmann, do. Pfännerhöhe 33.
G. Gerig, Materialwarenhandlung, Triftſtr. 28,

Haupt-Expeditioen, Harz 4243.
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e Altbewahrte Nahrundo
für Kinder und Kranke

e 3 m e 4 r ne T
Sportwagen!

sportwagen in allen Arten, Fabrikate erster Z25

Häuer 265.00 biszusammenleghbar Ia. Fabrikat, wit u. ohne

Gummi o In allen Preislagen

dagen!!
250
1250

Bütfettier
x Kinder

KastenwagenILedertueh-Ausschlag, Gummi-
Räder, Porzellangriff

Korbgeflecht neueste Muster, mit u. ohne

Gummi 55.00 bis
Il

Ernst Haeckel o a

Tee 0 Volksbuchhandlung Halle a. S

Geiststrasse 22 Hall. arkt (Salzgrafenhaus), für eine PRriihstücksstube,empfiehlt zum Pfingſtfeſte ſelten billig Herren cragen, Ser- Vlolin- u. Rlavier- Unterricht Hat da s 90 Nert
viteurs, weisse u. hunt. Oberhemden, Sporthemden, Kern, erteilen Nay, S Kaution ſtell. muß, kann BVüfett

Naooo-Unterzeuge, Sohlipse in herrlichen Muſtern. Eichendorfſſtr. 28. Torſtr. 49. S auf Rechnung übernehmen. Be
S. Kinder-Stroh- und Wasoh-Hütohen T werber, ledig oder verheiratetBaby-mötzen, Wagendeoken, Kopflissen und Kleid- Tüchtige Dachdecker S mögen Offert. unt. B. J. 3024

ohen, immer das Neueſte. ſtellt ein L. Bornvehein, Gr. S an Kudolr Mosse, Halle,
Märhkerſtraße 9.

Meldungen abends 7—8 Uhr

S Strümpfe und Handschuhe einreichen.
Ni IlWeß ühe II und morgens 8—9 Uhr im

für Damen, Herren und Kinder. Große Auswahl.

Wäsche- Total Ausverkauf
der früheren Firma Menckhotr Co. Wäſche Fabrik,

Geiſtſtraße 19, Hof 2. Etage, erbeten.

gegen hohen Lohn gesuent.

Zu Ffingsten!

Auf Abzahlung

Vorzügliche Küohe,
werbungen ſind bis 1. Juni einzureichen. Der Vorſtand. zu chhalt er

T.II Aonvum Verein ſli Torgau l. I a den rer o J S prischePökellnoehen
r cWir ſuchen für unſer Geſchäft in Torgau per bis 1800 Mk. Schriftliche Mel

dungen mit Zeugnisabſchriften bis REBBBBDBOGDGGBOGRBO
zum 10. Juni 1912 an den unter-
zeichneten Vorſitzenden erbeten.

Merſeburg, den 20. Mai 1912. Therwosflaschen

n Ding n zum iangern ſern Kaithalten
er Stadt Hersebürg. c Teinnn 004 Thiele, Vorſigender. C. F. Ritter, Ka h

S a o l l oAnzüge (eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht). J Spelsen Sie
Wir ſuchen zum 1. Juli d. J. einen tüchtigen umſichtigen Bekanntmachung. s im Volks ark z

r Lagerhalter i argkir eine unſerer Verkaufsſtellen in Merſeburg. Be und re den erſicherungs

e ca S
r

GardinenIhreBetten o t t TeppicheBetten HOeariusstrasse I nen
am Hallmarikt.

Möbel

Polster
I. Juli einen tüchtigen, kautionsfähigen

La grerha lter
Offerten mit Gehaltanſprüchen ſind bis 25. Mai

bei uns einzureichen.
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itarmired. Fricie!

Der Crut von
Monte risto

Wie iner

Thesfep
Direktor u. Beitzer: Fanal Bläthgen.

Sturmischer Srfolg! Volle Häuser!
Laoben!Der a. Hartstein. et

Nur noch bis Freitag „Dienstmann No. 48.“
Ab 25. d. Mts. Heinrich amüsiert sich.

Augserdem die c mit ihrem Sionx-weltberihmte „morcaschani Indinaner.
Erna Koschel a Theater Agentin.

TiIIy Abott e e
La bella Leblane. Marg. Gilton. Der Biograph.

Anfang s.10 Uhr. Tageskasse 10-1 und Uhr.

ch enn e obearbeitet von A. Steinmann.
bewödnl.

HyxienisoheZahnbürsten
mit Luftdurführung von 50 Pf. an

C. F. Ritter, ha
kigleben. kiglehen.

Mittwoch d. 22. Mai abds. 7 Uhr im „Hohenzollern“:orfenſ protest Versammiune Feinste u t er
Moſgotine de Eſitemaken der brence ers Sehzen I

l ggegen die Landtagsſchmach und den Wahlrechtskampf e 5 e e e e ſrigzen s m Goen

im Abgeordnetenhauſe. z eReferent: v. Lojewsaki Leipzig. t 4 a e a
Männer und Frauen! Erſcheint zahlreich. Der Einberufer. u

M fugenlos, massiv Gold, evon 4 Mark an.

S Am Betten Annertrt gadevel Spazierstöck gen r Ixaue u. S Bruno Klinz

3 Uhr ab, im Dreierhaus, Osendorf: e regeKränuone Zu Grosse Auswanl. Billigste Preise. h e r reverbunden mit: Preiskegeln, -Sechiessen Znſchäpi Pulver 4 M., a
und Tombols. 6.50 8 10 M., ſow. mitrtike e n e r. S 3 92 t r Markt (Rathaus). d br conrag Cche e e

J e alle a. S., Graſewe nevor Sie Ihre Wahl8 Garten- Damenbedſenung.

treffen, besuchen Sie unsere

und Wasch-in z ;Jlo7tWagen Tischdecken
Ausstellung. Tischdecke t Fg, 200 176 190 135 V

Tischdecke e 200 100 120 110 98W Wir bieten eine un erer Stückware 195 186 150 1.28 1.20 1.00 99

Kklassiqer Ffabrikate wie nie zuwor.
Wir offerieren: o Gastwirte

g 400 500 n 700 800 ete.

hnderwortanen e aMarkKisenmn- s jDrel le ſje r b. Sohaib b.
heran 13

Haien-Leinen, Partien Fran e e ten

führung v. M. 60.00 bis

Grosse Märkerstrasse 26.

e oberen

Kastenwagen n 20

Kataloge gratis u. franko. Kataloge Aati u. frankotie willige ua. e Win

rädern u. alen Griff

chhhccc-c-mlce2c]ll

Noatio 2. S., Mecktpiatz 2 u.

geg. Brummer Benjamin.

Richard Flemming,Waſchg efäße, gdauerhaſt und n Grdhte Aus Halle g. Sp h tgraſgebe
wahl. Böttcherei, Schülershof 1. Große Auswahl, billigſte 5

Vohnung wiſnn

in nur Ausführung

übg Ia. Ausk.,
ble mit und c

hnen und
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66. Sitzung bon Montag, den 20. Mai 1912, 1 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Dr. Delbrück, Kühn.

Die Rechtsverträge Deutſchlands mit Bulgarien
ſind der erſte Gegenſtand der Tagesordnung.

Miniſterialdirektor Kriege: Bisher beruhten die Rechte der Aus
länder in Bulgarien auf den ſogenannten Kapitulationen. Danach
ſteht den Mächten das Recht der eigenen Gerichtsbarkeit über ihre
Angehörigen in Bulgarien zu und dieſe Gerichtsbarkeit wird aus-

durch die Konſuln. Bulgarien hat ſeit lange den Wunſch, die
apitulationen abzuſchaffen. Sämtliche Mächte und auch Deutſch

land find damit einverſtanden. Die Geſetze, die Rechtſprechung
und die Verwaltung in Bulgarien machen dieſe Aufhebung unbe-
denklich. Zu dieſem Zweck will Deutſchland Rechtsverträge mit
Bulgarien abſchließen, die dem Reichstag zur Genehmigung vor-
gelegt werden. Es handelt ſich um einen Konſularvertrag, um
einen Vertrag um Rechtsſchutz und Rechtshilfe in bürgerlichen An-
gelegenheiten und um einen Auslieferungsvertrag. Der Jnhalt
des letzten Vertrages iſt: die Auslieferung beruht auf Gegenſeitig-
keit und findet bei allen gemeingefährlichen Vergehen und Ver-
brechen ſtatt.

Abg. Dr. Am Zehnhoff (Z.) iſt mit den Verträgen einverſtanden.
Abg. Dove (Vp.) regt an, daß Deutſchland auf die Türkei dahin-

wirken möge, daß ſie ihre innere Rechtspflege, die ſehr veraltet
iſt, ſo verbeſſere, daß auch dort die Kapitulationen aufgehoben
werden können.

Abg. Haaſe (Soz.):
Wir werden für die Verträge ſtimmen, weil ſie gegenüber dem

gegenwärtigen Zuſtand einen Fortſchritt bedeuten.
Miniſterialdirektor Kriege erklärt, daß die Regierung in dieſer

Richtung auf die Türkei bereits zu wirken ſuche.
Die Verträge werden angenommen.
Jn einem zweiten Nachtragsetat werden 250 000 M. für die Er-

richtung einer Verſuchsanſtalt für Luftſchiffahrt und 7500 M. für
die Vorarbeiten zum Ausbau des Reichstagsgebäudes Herſtellung
neuer Arbeitszimmer für die Abgeordneten) gefordert.

Nach unweſentlicher Debatte wird der Nachtragsetat bewilligt.
Der nächſte Gegenſtand iſt die zweite Beratung des Geſetzes auf

Beſeitigung des Branntweinkontingents.
1. Die Branntweinverbrauchsabgabe.

Der S 1 bringt die Beſeitigung des Kontingents in Nord-
deutſchland und die allgemeine Einführung des bisherigen höheren
Abgabenſatzes von 125 M. für den Hektoliter.

Nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen ſollen jährlich 16 Millionen
aus der Verbrauchsabgabe zu Vergütungen für den techniſchen
Spiritus verwendet werden (Abſ. 2 des S 1).

Die Sozialdemokraten ſtellen hierzu zwei Anträge, über die
namentlich abgeſtimmt werden ſoll.

1. Jn 8 1, Abſ. 1, ſtatt: „der niedrigere Abgabenſatz von
1,05 M.“ zu ſetzen: „der höhere Abgabenſatz von 1,25 M.“ wird
aufgehoben. (Einheitliche Feſtſetzung der Verbrauchsabgabe auf den
niedrigſten bisherigen Satz von 115 M. für den Hekktoliter.)

2. Den Abſ. 2 des S 1 wie folgt zu faſſen:
„Aus dem Ertrage der Verbrauchsabgaben ſind jährlich 16 Mil-

lionen M. zu entnehmen und zu verwenden: 1. zur Gewährung von
Beihilfen an hilfsbedürftige Kriegsteilnehmer; 2. zur Deckung des
Reichszuſchuſſes, der zur Herabſetzung der Altersgrenze vom 70. auf
das 65 Lebensjahr für den Bezug der Altersrente erforderlich iſt.

Abg. Dr. Südekum (Soz.):
Die Vorlage und ihre Verteidiger behaupten, es ſei

die Abſicht dieſes Geſetzes, die Liebesgabe aufzuheben.
Seit vielen Jahren bekämpfen wir die Liebesgabe auf das
ſchärfſte, weil mit ihr die Aermſten der Armen genötigt werden,
aus ihrem kümmerlichen Einkommen zum Teil ſehr beſitzſtarke Mit-
lieder der Geſellſchaft zu unterſtützen. Für ſie wird eine Für-eeeſebgehuns getrieben. Die Liebesgabe iſt die gerade Um-
hrung einer vernünftigen Sozialpolitik. Die Vernunft gebietet,

daß der Starke dem Schwachen hilft. Hier aber geſchieht das Un-
vernünftige, daß die Schwachen den Starken helfen. Nun wird
eingewendet, daß durch die Liebesgabe der Betrieb der Landwirk-
ſchaft in gewiſſen Teilen des Reiches überhaupt erſt rentabel ge
macht werde. Aber nicht alle Güter mit leichtem Sandboden be-
ſitzen Brennereien, ſie müßten ſchon längſt den Weg alles Fleiſches

egangen ſein, wenn die Behauptung richtig wäre, daß nur dieLiebeehabe den Betrieb ſolcher Güter ermögliche. Wir ſehen aber
im Gegenteil, daß die bäuerlichen Wirtſchaften im Oſten, beſonders
in Pommern ſtark zunehmen. Zwei Tage vor Beratung des
ringe hat Graf SchwerinLöwitz hier die wachſende
Bedeutung der Kartoffeltrocknung betont, d. h. die Möglichkeit, die
Kartoffeln anders als für die Brennerei zu verwerten. Das
widerlegt auch die Behauptung, daß die Landwirtſchaft in gewiſſen
Teilen des Reiches nur mit Hilfe begünſtigter Brennereien exiſtenz-
ſähig ſei. Jn Wirklichkeit handelt es ſich darum, daß die großen
Grundbeſitzer ihre führende Rolle ohne die Exiſtenz begünſtigter
Brennereien ſchwer halten können. Denken Sie an die Ausplaude-
rungen des Dr. Semler, der auch jetzt fern von Madrid weilt, wie
er es immer tut, wenn die Gefahr beſteht, daß über die Branni-
weinliebesgabe wird. (Heiterkeit.) Er hat 1909 bei den
Steuerdebatten bekanntlich erzählt, was ihm der damalige Staats-
ekretär Graf Poſadowsky in einer ſchwachen Stunde anvertraut
at: „Wir brauchen die Liebesgabe unbedingt. Wovon ſollen ſonſt

die oſtdeutſchen Großgrundbeſitzer die Zulage für ihre Leutnants-
ſöhne und Söhne als Referendare bezahlen Vor allen Dingen
wäre es notwendig, ein klares Bild über die Lage der kontingen-
tierten Brennereien zu haben. Aber davor hüten ſich die Herren.

eder Arme, der gezwungen iſt, Armenunterſtützung in Anſpruch
zu nehmen, muß es ſich gefallen laſſen, daß ſeine Verhältniſſe

nau unterſucht und klargelegt werden. Das ſollte auch für dieFeennereibeſther elten, die öffentliche Gelder in Anſpruch nehmen.
Von den Folgen der öffentlichen Armenunterſtützung, Verluſt des
Wahlrechts, ſind die Liebesgabenempfänger freilich bewahrt geblieben.
Ja die Junker haben verhindert, daß in Preußen, wo ſie herrſchen,
die Beſſerſtellung der Empfänger von Armenunterſtützung in bezug
auf das Wahlrecht, die das Reichsgeſetz von 1909 brachte, einge-
führt wurde, was Sachſen und Württemberg längſt getan haben.
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) Die Verteidiger der
Vorlage behaupten, man brauche nur den Unterſchied der Veſteue-
rung, das Kontingent, aufzuheben, um die Liebesgabe zu beſeitigen.
Aber ſchon die Begründung der Vorlage ſagt ausdrücklich, daß das
Kontingent weſentlich an Bedeutung verloren hätte. Deshalb iſt
es recht naiv, wenn der bayeriſche Miniſterpräſident v. Hertling
meinte, man könne es der Linken nie recht machen; ſolange die
Liebesgabe beſtanden hätte,
e n Der Unterſchied iſt eben der: Wir wollen die Liebes-
gabe wirklich aufheben, Sie (nach rechts) wollen ſie hur ſcheinbar
ßefeinigen. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Sozialdemökraten.) Jn
Wahrheit iſt durch das Branntweinſteuergeſetz von 1909 die wirt-
ſchaftliche Aufgabe des Kontingents zum großen Teil auf dein
Durchſchnittsbrand, und was noch fehlte, auf den Vergällungs-
zwang und Ueberbrand übergegangen.

was eigentlich
Stagtsfaſſe fließen; jetzt erreicht didie Steuern ſollen, tene Vorlage das Gegenteil Die

hätte ſie geſchrien, ſie müſſe auſge
a 2 r miodenun wolle man ſie aufheben und da ſei es ihr wieder ge rlei V en, we it viele e Ehnicht einverſtanden ſein können. Auf die Frage der Liebesgabe will Arbeit damit abtragen.

nämlich, daß ſie reſtlos in die
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will, als ſie daraus eine höhere Einnahme ar ſich ziehen kann.
Sie will 36 Millionen Mark mehr für die Reichskaſſe gewinnen.
Das iſt ja nun freilich nicht gelungen. Denn wenn man das
Geſetz, ſo wie es aus der Kommiſſion herausgekommen iſt, genaueranſieht, ſo bemerkt man, daß der ters des S 1 ſchon die Hälfte

der von der Regierung geforderten Summe wegſtreicht. Die Be-
ſchlüſſe der Kommiſſion konnten aber nur eine Mehrheit finden,
weil die nationalliberalen Herren der Kommiſſion bis auf einen
fluchtartig in das Lager der Agrarier übergingen. (Hört! hört!
bei den Sozialdemokraten.) Jm Jahre 1909 war es ähnlich. Da-
mals war auch ernſthaft die Rede von einer Verminderung des
Kontingents. Die Nationalliberalen wollten bis auf den niedrig-
ſten Satz, bis auf 1 M. herabgehen, und auch damals wäre eine
Mehrheit für die Verminderung der Kontingentsſpannung vorhan
den geweſen. Damals aber wollte das Zentrum wieder zur Re
gierung kommen durch die Zertrümmerung des Bülowblocks, und
man konnte in der Kommiſſion ſehen, wie die Herren vom Zentrum
gewiſſermaßen das Geld in der Hand ſchüttelten (Heiterkeit links),
und da konnten die Konſervativen nicht mehr widerſtehen und
ſagten, nein, mit den Freiſinnigen und mit den Nationalliberalen
gehen wir nicht wieder zuſammen. (Sehr richtig! links, Gelächter
rechts.) Diesmal hat ſich das Gleiche wiederholt, nur mit einer
leichten Veränderung der Parteien. (Sehr wahr! bei den Sozial-
demokraten.) Der Nationalliberale Herr Sieg iſt ja gewiß liberal,
er iſt ſehr liberal, aber nur ſolange, bis die agrariſchen Jntereſſen
in Frage kommen, dann aber iſt er genau ſo agrariſch wie (nach
rechts zeigend), die da drüben. Vor einigen Tagen hatten wir das
Vergnügen, einen Mann aus Auſtralien hier zu ſehen. Er ſagte,
ich bin der einzige Mann, der einen ganzen Kontinent vertritt,
aber ich bin auch danach gewachſen. Auch Herr Sieg kann ſagen:
Jch bin der einzige, der in der nationalliberalen Partei die ultra-
agrariſchen Jntereſſen vertritt, aber ich bin auch danach gewachſen.
(Große Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.

Um die Liebesgabe wirkſam aufzuheben, haben wir beantragt,
die Branntweinſteuer auf 105 M. herabzuſetzen, und auch der
Staatsſekretär hat zugeben müſſen, daß unſer Antrag der richtigſte
Weg wäre, aber fügte er hinzu, ich kann dieſen Weg nicht mit
Jhnen gehen, denn dazu fehlt mir das Geld. (Sehr richtig! rechts.)
Selbſtverſtändlich haben auch wir eingeſehen, daß die Einnahme
aug dieſer Steuer dann nicht ſo groß wäre wie bisher, und ſo ſind
wir auch bereit, hierfür eine Deckung zu ſchaffen. Einer unſerer
Vertreter hat ausdrücklich im Namen unſerer Fraktion erklärt,
daß wir bereit wären, für eine Erbſchaftsſteuer zu ſtimmen (Hört!
hört! links), um eine, indirekte Steuer zu ermäßigen. Vorläufig
ſind aber die Mehrheitsparteien auf dieſen Vorſchlag noch nicht ein-
gegangen, das letzte Wort in dieſer Angelegenheit iſt jedoch noch nicht
geſprochen; beim Nachtragsetat werden wir zu Anträgen kommen,
die die Frage der Beſitzſtener noch einmal anregen. Die 16 Millio-
nen Mark, die zugunſten des techniſchen Spiritus von der Steuer
geſtrichen werden, ſind gewiſſermaßen das Feigenblatt für die
Nationalliberalen Heiterkeit links), mit welchem ſie vor die Jn-
duſtrie treten wollen und ſagen, wir haben auch für die Jnduſtrie
etwas getan. Das iſt aber durchaus nicht richtig. Der Preis des
techniſchen Spiritus kann nicht dauernd auf einer ungeſunden
Höhe erhalten werden, da er ſich ſonſt nicht mit denjenigen Pro-
dukten konkurrenzfähig erhalten kann, mit denen er notwendiger-
weiſe konkurrieren muß. Würde die Spirituszentrale den Spiritus-
preis für den techniſchen Spiritus noch einmal in die Höhe treiben,
ſo würden, wie man im Lande zu ſagen pflegt, die Brenner im
Spiritus erſaufen! (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.
Darum kommen auch dieſe 16 Millionen lediglich den Agrariern
zugute, die nur ſo den Preis nicht nur für den Trinkbranntwein,
bei dem leider der Konſumrückgang auch bei Preistreibereien nicht
ſo ſtark iſt, ſondern auch den des techniſchen Spiritus auf der
jetzigen Höhe halten können. Darum erſuchen wir erneut, Ernſt
zu machen mit der Abſchaffung der Liebesgabe, die hier nur ſchein-
bar verſucht wird, ohne Rückſicht auf die Verhältniſſe in Süd-
deutſchland, die wir durchaus aufrechterhalten wollen, und bitten
Sie, zunächſt einmal den Einheitsſatz von 105 M. pro Hektoliter
feſt zuſetzen. Bleiben Sie dabei, daß die 16 Millionen heraus-
genommen werden ſollen, ſo verwenden Sie dieſe wenigſtens anders,
einer meiner Freunde wird Jhnen nachher noch Anträge unter-
breiten. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Speck (Z.): An der gegenwärtigen Vorlage hat eigentlich
niemand eine rechte Freude. Jhr Vorzug iſt, daß ſie mit dem
Schlagwort Liebsgabe aufräumt. Herr v. Hertling hatte voll
kommen recht. Dieſelben Leute, die immer mit der Behauptung
krebſen gingen, die Liebsgabe ſei ein Geſchenk an die oſtelbiſchen
Junker, die erklären jetzt, die Aufhebung der Liebesgabe ſei eine
Neubelaſtung des Konſums. (Hört! hört! rechts und im Zentrum.)
Für den niederen Steuerſatz kann nur eintreten, wer dem Reich
die notwendigen Mittel verweigern will. (Rufe bei den Sozial-
demokraten: Erbſchaftsſteuer!) Darauf kommen wir ja noch ſpäter.
Die 16 Millionen ſind nicht für die Agrarier, ſondern für den
techniſchen Spiritus; um ſie ſoll der Preis für den Trinkbranntwein
niedriger gehalten werden können. (Sehr richtig! rechts und im
Zentrum.) Sie ſind alſo für ein Geſchenk für die Konſumenten.
Trotz mancher Bedenken ſtimmen wir für die Vorlage, weil ſie große
Vorteile für die kleinen Brenner bringt und ſüddeutſche Wünſche
erfüllt.

Abg. Keinath (natl.): Herr Dr. Semler iſt wegen langer
ſchwerer Krankheit und aus keinem anderen Grunde abweſend.
Die Schwierigkeiten der Materie liegen in den ſcharfen Gegen-
ſätzen nicht nur zwiſchen Produktion und Konſum, ſondern auch
zwiſchen Nord und Süd, zwiſchen Groß- und Kleinbetrieb. Der
Augenblick für die Vorlage iſt nicht beſonders glücklich, weil gerade
jetzt die Spirituspreiſe beſonders hoch ſind. (Einer der beiden
amtlichen Stenographen erleidet einen Ohnmachtsanfall; der Red-
ner muß ſeine Rede eine Zeitlang unterbrechen.) Die national-
liberale Partei hält an ihrem Standpunkt gegen neue Konſum-
ſteuern feſt. Nun iſt es zweifelhaft, ob der vorliegende Geſetzentwurf
den Konſum verteuern wird. Bekanntlich zeigt der Konſum des
Trinkbranntweins aus allerhand Gründen eine rückſchreitende
Tendenz. Dieſe Tendenz wird ganz von ſelbſt die Maßnahmen
der Spirituszentrale hemmen, wenn ſie den Trinkbranntwein
ſchrankenlos verteuern wollte. Wir haben verſucht, alle Vorſichts-
maßregeln zu treffen, um den techniſchen Spiritus konkurrenz-
fähig zu erhalten. Die Kommiſſionsbeſchlüſſe ſtellen einen Kom-
promiß dar, an dem zwar niemand in allen Einzelheiten volle
Freude hat, aus dem aber auch nicht einzelne Steine heraus-
genommen werden dürfen, ohne daß das Ganze zerbricht. Darum
wird die Mehrzahl meiner Freunde alle Abänderungsanträge ab-
lehnen. Wenigſtens ein Teil der Liebesgabe wird durch dies Ge-
ſetz beſeitigt. Da die Regierung und ein Teil der Rechten hierzu
bereit ſind, würden wir es für einen großen Fehler halten, wollten

i Wort „Liebesgabe“ jetzt nicht aus dem politiſchen Wort-
Wir werden alſo in der großen Mehrheit für

wir das
ſchatz ausſchalten.

das Geſetz ſtimmen.
DyDr.Abg. Doormann (Vp.): Die Vorlage bringt in ihrer jetzi

gen Geſlalt mancherlei Verbeſſerungen, wenn wir auch mit vielem

ich nicht eingehen, weil wir es für ganz ausſichtslos halten, daß

Wäre dieſe Vorlage vor
m Geſetz von 1909 eingebracht worden, ſo hätte ſie das erreicht,!

durch eine erneute Diskuſſion eine Einigung erzielt wird. Jeden-
falls iſt es durchaus unrichtig, wenn behauptet wird. wir hätten
in der Liebesgabe ein Werkzeug der politiſchen Agitation geſehen.
Wir brauchen ein derartiges Werkzeug nicht. Sehr richtig! links.)
Auſzerordentlich bedauerlich iſt es, daß zwar das
aber die Kontingentierung bleibt, die alles weniger denn ein Vor-
teil :ſt. Die Vergällungspflicht hat eine gewiſſe ng. aber
ſie ſoll nicht ſchikanös gehandhabt Deshalb lehnen wir

O unC c le
werden. C

kohu Liebesgabe jetzt nicht, weil ſie jede Verſchärfung des Vergällungezwanges ab der Schatzſckretä:Regier will die Aufhebung der Lie jetzten veit ärfung ezwanges ab. Dir Tchatjekeetsein ünredt gutmachen will, ſondern ſie ſtellt ſich auf den Stand verſprach ſich 36 men von der Veſeitigung des Kontjngents.
Zuntt daß ſie das anrüchige Geſetz von früher nur inſofern ändern davor hat ihm die Kommiſſion 16 Millionen weggenommen.

h n

Kontingent fällt,

Aber krale iſt

wir glauben, daß auch der reſtliche Betrag nicht herauskommen wird.
Man ſollte nicht die klare Sachlage verdunkeln, daß dieſe Steuer
vom Konſum getragen werden wird. Bravol! links.)

Abg. Graf Mielzynski (Pole) iſt mit der Vorlage einverſtanden.
Die Polen beantragen, ähnlich wie die Sozialdemokraten, die Ver
wendung der 16 Millionen zur Herabſetzung der Altersgrenze und
zur Unterſtützung der Veteranen und Witwen.

Abg. Freiherr v. Gamp (Rp.) lobt die Wirkſamkeit der Spiritus-
zentrale. Die Kommiſſion kommt den Sozialdemokraten mit den
16 Millionen auf halben Wege entgegen. (Abg. Wurm [Soz.])t
Ja, nur auf halbem!) Damit können Sie ſchon zufrieden ſein.
Es gibt kein Gewerbe, das ſo malträtiert wird, wie das Brannt-
weingewerbe. Wer würde ſich das gefallen laſſen, wenn die Land
wirte nicht ſo geduldig wären. (Lachen bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Dr. Will (Ztr., Elſäſſer) wünſcht weitere Vergünſtigungen
für die kleinen Obſtbrenner.

Abg. Dr. Weill (Soz.):
Dem Abgeordneten Speck muß ich ſagen, daß wir die Liebes

gabe aufheben wollen. Aber es handelt ſich hier nicht etwa um die
Aufhebung der ſogenannten Liebesgabe, ſondern um die ſogenannte
Aufhebung der Liebesgabe. Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.)
Das iſt teilweiſe ſogar vom Abgeordneten Keinath zugegeben wor
den, und auch vom Abgeordneten von Gamp, wenn er die Theorie
der Fürſorgegeſetzgebungen ausdrücklich verteidigt. Jn dieſer
Theorie konnte er ſich allerdings auf die böſen Wege des Sozialis-
mus locken laſſen. (Heiterkeit.) Von einem malträtierten Spiritus-
gewerbe zu ſprechen, weil keine Ruhe in die Geſetzgebung kommt,
iſt durchaus nicht berechtigt. Auch dieſes Pfuſchwerk wird nicht
länger als drei Jahre lebensfähig ſein. Die Beſeitigung des Kon
tingents iſt noch lange nicht die Beſeitigung der Liebesgabe, und
zahlreiche Jntereſſenten und Fachleute fordern auch, daß gleich-
zeitig die Vorſchriften über den Durchſchnittsbrand und Ver-
gällungszwang verſchwinden. (Hört! hört! bei den Sozialdemo-
kraten.) Unſer Antrag zu Abſatz 1 würde die wirkliche Aufhebung
der Liebesgabe bedeuten. Dadurch würde auch der Ertrag der
Vorlage nicht vernichtet werden, nachdem die ſozialdemokratiſche
Fraktion erklärt hat, daß ſie bereit iſt, eine aufgehobene indirekte
Steuer durch eine direkte Steuer, z. B. die Erbſchaftsſteuer, zu er
ſetzen. (Hört! hört! links.) Jn der Kommiſſion haben allerdings
zwei Drittel der nationalliberalen Vertreter gegen unſeren Antrag
geſtimmt und damit zum Ausdruck gebracht, daß ſie ſich der Ver
ſprechungen aus dem Wahlkampfe nicht mehr erinnern, den gerade
ihre Partei im Zeichen der Erbſchaftsſteuer geführt hat. Sie wer-
den jetzt im Plenum wiederum auf die Probe geſtellt werden. Die
Kommiſſion hat erhebliche Abſtriche am Ertrag der Vorlage zu-
gunſten des techniſchen Spiritus gemacht, und die Regierung hat ſich
damit abgefunden. Auch dieſe 16 Millionen belaſten den Trink-
branntwein und ſind ein Geſchenk an die Jnduſtrie, das nur ge
macht wird, weil man die Ueberproduktion und infolgedeſſen einen
Preisſturz fürchtet. Wir ſchlagen aber eine beſſere Verwendung
vor als durch die Konſumenten eine Verſicherungsprämie an die
Brenner bezahlen zu laſſen. (Sehr richtigl bei den Sozialdemo-
kraten.) Wir wollen durch unſeren zweiten Antrag, daß mit den
16 Millionen die Beihilfen an die Kriegsteilnehmer erhöht werden,
und die Altersgrenze bei der Altersverſicherung vom 70. auf das
65. Lebensjahr herabgeſetzt wird. Früher ſagte man, das Geld
ſei nicht vorhanden. Die Mittel ſind aber jetzt durch die Kom
miſſionsbeſchlüſſe geſchaffen. Nehmen Sie daher unſeren Antrag
an, Sie erfüllen das Gebot Jhres eigenen ſozialen Gewiſſens.
(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Kölſch (natl.): Der Vorredner hat fich unnütze Sorge
gemacht. Es ſitzt wohl unter den Nationalliberalen kein einziger
Gegner der Erbſchaftsſteuer. Jch halte es für richtig, den ſozial-demokratiſchen Verwendungsantrag Agehnen und durch eine

Erbſchaftsſteuer für die Deckung zu ſorgen.

Abg. Wurm (Soz.)
Bei der Behandlung eines jeden Spiritusgeſetzes ſtreitet man

ſich darüber, wer die Koſten trägt. Die Landwirte behaupteten von
Anfang an, daß ſie die Opfer für die neue Wehrvorlage trügen.
Die Konſumenten erkannten aber bald, wie unberechtigt dieſe
Klage iſt. Der Spirituspreis iſt ſtändig geſtiegen, und der frühere
Staatsſekretär Sydow hat ſelbſt erklärt, daß die Branntweinſteuer
geſetzgebung eine Fürſorgegeſetzgebhung für die Brenner ſei. Es
iſt Jhr (nach rechts) Pech, daß alle die Schlagworte, von denen
Sie behaupten, daß Sie von uns agitatoriſch verwertet werden,von denen geprägt werden, die Ihre Intereſſen wahrnehmen

wollen. Die Brenner rechnen ſelbſt darauf, daß der Spiritus teurer
wird, und auch die Spirituszentrale wird, wie Herr Kreth, deren
Direktor, erklärt hat, durch die geplanten Maßregeln geſtärkt wer
den. Die Liebesgabe wird nur dem Namen nach beſeitigt, der Ver
gällungszwang gibt der Zentrale die Möglichkeit, die Preiſe in die
Höhe zu treiben. Jn einer Petition des Verbandes Pfälziſcher
Spiritusintereſſenten heißt es: „Durch die Spirituszentrale iſt
das Gewerbe in ein Abhängigkeitsverhältnis gebracht worden,
welches uns zu Bürgern zweiter Klaſſe degradiert. (Hört! hört!
bei den Sozialdemokraten. Dem Gewerbe und den ſpiritusver-
brauchenden Jnduſtrien werden in der Tat ungeheure Laſten auf
gebürdet.

Wenn jemand vor drei Jahren behauptet hatte, daß die Zen
trale den Spirituspreis um 70 bis 80 Proz. erhöhen würde, ſo
hätte die Rechte das eine Verleumdung genannt. Heute iſt der
Preis glücklich von 40 auf 75 geſtiegen. (Zuruf rechts: Durch den
Kartoffelmangell) Die Preisſteigerung der Kartoffeln ſteht zu
der des Spiritus in keinem Verhältnis. Das w m des
Branntweinſteuergeſetzes iſt, daß man überall, wo im Geſetze
ſteht: die näheren Beſtimmungen trifft der Bundesrat, die
Worte ſetzen könnte: die näheren Beſtimmungen trifft die Spiri-
tuszentrale. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) Wenn eineMehrheit für die Steuererhöhung an 125 M. vorhanden iſt, aus
deren Erträgniſſen ein Teil für andere Zwecke abgezweigt wird,
dann wollen wir dafür ſorgen, daß die Liebesgabe in moderner
Form einer recht großen Anzahl mitlerer und kleiner Brennereienzuteil wird. So iſt der Einfluß der Zentrale zu brechen. Bei der

ſogenannten Verbilligung des gewerblichen Spiritus liegen die
Dinge ſo, daß trotz aller künſtlichen Produktionseinſchränkung ein
Ueberſchuß an Spiritus fabriziert wird, der in den Konſum nicht
hineingehen kann, da der Branntweinverörauch nicht zum wenig-
ſten durch unſere Bekämpfung der Schnapspeſt zurückgegangen iſt.
Wenn die Brennereiinduſtrie nicht in der Spiritusflut ertrinken
will, muß ſie ſich einen Jnlandsmarkt ſchaffen oder die Produktion
einſchränken. Es iſt alſo ein Scheinmanöver, wenn man ſo tut,

als ob die 16 Millionen Mark, die aus der Verbrauchsabgabe ge
nommen werden, nun rein zum Nutzen der vergällten Spiritus
gebrauchenden Bevölkerung von den Brennereibeſitzern hergegeben
würden. Die Brenner nehmen das Geld eben von den Brannt-
weintrinkern und machen dabei ein gutes Geſchäft. Die 16 Mil-
lionen wollen wir anders verwenden, als die Kommiſſion veſchloſſen
hat, und die Ehrenſchuld an die Veteranen des Krieges und der

Jn dem 3 Milliarden-Etat des Reiches
fehlten ſeinerzeit lumpige 8 Millionen für die Verbeſſerung der

Altersrentenbezüge durch die Herabſetzung der Altersgrenze auf
das 65. Lebensjahr Jetzt haben Sie Gelegenheit, Jhr gutes Herz
zu beweiſen und die 16 Millionen im Jntereſſe der armen Be
völkerung zu verienden, um einen Teil des Unrechts wieder gut

zu machen, das durch die Branntweinſteuergeſetzgebung dem Lande
geſchieht. (Leblafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Kreth e (k.): Die Sozialdemokraten können keinen Satz aus
o darauf hinzuweiſen daß ich der Leitung der Shiritus-

angehäre. KLachen bei den Sozialdemokegtene e gen-
kein politiſches, agrariſches Unternehmer, es gibr unter
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den Brennern Andänger aller Parteien. der Geſchäftslben wir einen Konſervattven, einen a und einen

3 den m m mit hr un rtragen. iterkeit. ir treib nſondern wollen GeſHaſte machen. vol rechel 44

Der Cent Abg. Wurm (Soz.):
tuspreis iſt ſeit der vori Kampagne um min-deſtens 40 Millionen egen, der Karkoffelpres Acht an den

a Teil. Trotz bevorſtehenden ſchlechten Kartoffelernte
der Bundesrat im Herbſt keine Erhöhung des Durchſchnitts

randes vorgenommen. Wenn die Spritfabriken Sähtze von

r dere u o beweiſt h daß ſie ſichunter ittichen irituszen w len. (Bei-fall bei den Sozialdemokraten. t wegt a wo
Die Beſprechung u
Der r der Sogzialdemokraten, die Liebesgabe vollſtändig

zu beſeitigen, alſo die Verbrauchsabgabe auf 1,05 M. feſtzuſetzen,
wird in namentlicher Abſtimmung mit 211 gegen 141 Stimmen
der Sogialdemokraten und Fortſchrittler bei einer Stimmenthal

tung Tr de ru r andere ſozialdemokratiſche Antrag, der die für dentechniſchen Spiritus heſamten 16 Millionen für die Kriegsvete-

ranen und zur der Altersgrenze bei der Altersver-
ſicherung vom 70. auf das 66. Jahr verwenden will, wird mit
203 gegen 147 Stimmen abgelehnt. Dafür ſtimmten die Sogial-
demokraten, die Fortſchrittler und einige wenige Nationalliberale.

8 1 der Vorlage wird darauf gegen die Stimmen der Sozial
demokraten und einiger Fortſchrittler unverändert angenommen.

S 2, der die Bindung des Reſervatrechts von Baden, Bayern
ſeien erttemberg enthält, beantragen die Sozialdemokraten zu

reichen.
Abg. Dr. Südekum e in dieſer Beſtimmung eine Ver

faſſungsänderung und Minderung der Rechte des Reichstages.
Schatzſekretär Kühn: Es handelt nicht darum, ein neues

Reſervat zu ſchaffen, ſondern um die Ausmefſſung des beſtehenden.Würde der Paragraph geſtrichen, ſo würde das fur die Regierung

gleichbedeutend mit der Ablehnung der Vorlage ſein.
In namentlicher Abſtimmung wird das Reſervat mit 219 gegen

126 Stimmen aufrecht erhalten.
Die und 4 enthalten die Vergünſtigungenfür die kleinen Obſtbrenner. Die zialdemokraten beantragen,

die Produktionsgrenge für die Kleinbrenner von 50 auf 100 Liter
zu erhöhen und weitere Erleichterungen bei der ermäßigten Ver-
brauchsabgabe.

Die Anträge, die von den Abgeordneten Peirotes (Soz.) und
Dr. Weill (Soz.) kurz begründet werden, werden gegen die Stim-
men der Sozialdemokraten, der Elſäſſer und einiger Zentrumsab-
geordneter abgelehnt.

Auch im übrigen werden die Anträge der Sozialdemokraten,
für die durchweg die Volkspartei und von den Nationalliberalen
der badiſche Abgeordnete Kölſch ſtimmen, abgelehnt. Dagegen wird
gegen dieſe Parteien auf Antrag Dietrich (k.) der von der Kom-
miſſion neueingeführte S 7a geſtrichen, der das Kontingent für die
gewerblichen ſüddeutſchen Brennereien auf das Höchſtmaß von 3000
Hektolitern beſchränkt.

S 7b gibt einer Reihe von Erzeugniſſen der chemiſchen Jndu-
ſtrie die Vergünſtigung der Vergällungsprämie. Die Sozialdemo-
e beantragen, für das Bleiweiß dieſe Vergünſtigung zu

reichen.
Abg. Davidſohn (Soz.) begründet den Antrag mit der Forde-

rung, die von Bleiweiß, wie es in Schweden und
Baden geſchehen iſt, überhaupt zu verbieten; jedenfalls dürfe ſie
nicht noch prämiiert werden. In dieſen Tagen war der Reichstag
während der Tagung der Branntweinkommiſſion von Jnter-
eſſenten geradezu überſchwemmt, auf ihre Wünſche
wurde Rückſicht genommen; möge wenigſtens dieſer kleine Wunſch
der geſamten Arbeiterſchaft erfüllt werden. (Bravo! bei den Sozial
demokraten.)

Der Antrag der Sozialdemokratie wird angenommen.
Alle weiteren die von den Abg. Südekum und

Wurm begründet werden (Streichung der Kürzung des Durch
anker kürzere Befriſtung der Feſtſetzung des Durch

nittbrandes), werden abgelehnt.
Der Reſt des Geſetzes wird unverändert nach den Kom-

miſſionsbeſchlüſſen angenommen. Das Haus vertagte ſich auf
Dienstag 11 Uhr. Kleine Vorlagen, Etatsreſte, Wahlprü-
fungen, Petitionen, die Beſitzſteuerreſolution.

Schluß 614 Uhr.

Aus der Provinz.
Die Neehauſer Wahlaffäre vor Gericht.

Der Gipfel konſervativen „Anſtandes“!
Jn ſeiner letzten Nummer entrüſtete ſich der Mansfelder

Bergbote ganz künſtlich in einem Der Gipfel ſozialdemokra
tiſchen „Anſtandes“ überſchriebenen Hetzartikel über die
Vorgänge im preußiſchen Junkerparlament und bezichtigte
unſere durch Polizeifäuſte an der Ausübung ihres Mandats
behinderten Genoſſen der Rüpelei, Unanſtändigkeit und anderer
Scheußlichkeiten. Jn wie „hochanſtändiger“ Weiſe aber gerade
die Mansfelder konſervativen Größen mit politiſchen Gegnern
zu verkehren pflegen, zeigte uns recht deutlich der Gerbſtedter
Beleidigungsprogeß, mehr aber noch eine Verhandlung, die
vor dem Eisleber Schöffengericht ſtattfand und in
welcher die mehrfach beſprochenen Vorgänge im Wahllokal zu
Neehauſen (Wahlkreis Mansfeld) zur Verhandlung ſtan-
den. Schon am Hauptwahltage wurden in jener konſervativen
Hochburg die vom ſozialdemokratiſchen Wahlausſchuß ent-
ſandten Vertrauensleute von den „hochgebildeten“ Großagra-
riern aufs ärgſte beſchimpft, bedroht und miß-
handelt. Gegen einen Genoſſen wurde mit einem
Knüppelgeſchlagen. Nur durch ſchleunigſte Flucht ent
zog er ſich der ihm zugedachten Lektion. Beim Niederhauen
traf der ſchlagfertige Agrarier die Wirtin des Lokals. Geſäß-
tritte wurden verabreicht. Von dem Gutsbeſitzer und Wahl-
vorſtandsmitglied Ramdohr wurde der eine unſerer Ge-
noſſen mit voller Wucht abſichtlich derart auf den Fuß
getreten, daß ihm der Nageleiner Zeheabging.
Auf ſofort erhobene Beſchwerde wies der Landrat die ſchimpf-
und ſchlagfertigen Ordnungskämpen an, „die fremden Leute“
im Wahllokal zu dulden. Dadurch fühlten ſie ſich gekränkt und
drohten mit Niederlegung ihrer Aemter.

Auch am 20. Januar, am Tage der Stichwahl, wurden die
aus Halle entſandten Genoſſen Wieſen und Hagemeiſter
von den Gutsbeſitzern Schimpf, Ramdohr und Rath, die den
Wahlvorſtand bildeten, mit nicht gerade ſchmeichelhaften Be-
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grüßungsworten empfangen. Gleich beim Betreten des Wahl
lolals wurde ihnen bedeutet, daß ſie ſich ſchleunigſt zu ent
fernen hätten. Beſonders freigebig warf der Gutsbeſitzer und
Oberleutnant d. R. Otto Rath mit Schimpfworten
umher, die ihres Liebreiges wegen hier nicht wiedergegeben
werden können. Außer ſich vor Erregung ſchrie er unſere
Leute an: „Von jedem Lumpen laſſen wir uns nicht beauf
ſichtigen! Jhr ſeid wohl erſt geſtern aus dem Zuchthauſe ent
laſſen?“ uſw. Als unſere Freunde in aller Ruhe und unter
Berufung auf das Wahlgeſetz Einlaß zum Wahllokal forder-
ten und als Legitimation ihren Militärpaß vorwieſen,
wurde ihnen von dem Leutnant entgegnet: „Eure Militär
papiere habt Jhr vielleicht geſtohlen; wir ſch auf die
Papiere!“ Daß ein preußiſcher Leutnant in ſolch unappetit-
licher Weiſe von Militärpapieren ſpricht, dürfte wohl ſelten
vorkommen. Die Namen dieſer Arendtwahlmacher wurden
mit genauer Schilderung der Staatsanwaltſchaft mitgeteilt
mit dem Antrage auf Strafverfolgung. Die Staatsanwalt-
ſchaft als „die objektivſte Behörde der Welt“ fand es jedoch
nicht für notwendig, im öffentlichen Jntereſſe gegen die Herren
Gutsbeſitzer vorzugehen. (Gegen den Arbeiter aber, der im
Piesdorfer Wahllokal durch Umſchütteln der Kuverts das ge-
heime Wahlrecht ſchützen wollte, ſchritt der Staatsanwalt
natürlich ein wegen groben Unfugs.) So mußten denn die
beſchimpften und mißhandelten Arbeiter den Privatklageweg
beſchreiten, um jenen konſervativen Muſterknaben zu zeigen,
daß ſoviel „Anſtändigkeit“ ſelbſt einem an mancherlei gewöhn-
ten Sozialdemokraten zu viel wird.

Jn der Gerichtsverhandlung gab der Wahlvorſteher
Schimpf ohne weiteres zu, daß der Protokollführer Rath in
bezug auf die Privatkläger von Lumpen und Vaga-
bunden geſprochen habe, jedoch ſeien dieſe Aeußerungen nur
in hypotheſiſcher Form gebraucht worden. Jm Jahre 1907
habe in der Tat ein noch nicht lange aus dem Zuchthauſe ent-
laſſener Mann aus Höhnſtedt in Neehauſen der Wahl bei-
gewohnt. Wie uns mitgeteilt wird, iſt dieſe Behauptung von
unſeren Höhnſtedter Freunden als eine grobe Unwahrheit be-
zeichnet worden. Niemals iſt ein ſolcher Mann als Abgeſandter
der ſozialdemokratiſchen Partei im Wahllokal zugegen ge-
weſen. Weiter meinte der gute Mann, ihr Leben ſei bedroht
geweſen (durch die zwei ruhigen, unbewaffneten Genoſſen
weil eine Botenfrau aus Volkmaritz (1) erzählt habe, daß die
Eisleber 40 Mann hinausſchicken wollten, um Sturm
zu laufen und wie ein anderer Zeuge ſich's „dachte“
die als Wahlurne dienende Suppenſchüſſel zu plündern, um
nachzuſehen, was für Stimmen abgegeben ſeien. Sie hätten
ſich deshalb mit Revolvern bewaffnet. Der Zeuge
gab ferner zu, daß der Landrat telephoniſch den Wahlvorſtand
aufgefordert hätte, die zwei „fremden Leute“ ins Wahllokal
zu laſſen. Sie hätten dies jedoch nicht getan, eher würden ſie
ihre Aemter niedergelegt haben. Alſo ſelbſt vor dem Land
rat haben die Herren Bündler keinen Reſpekt, wenn es gilt,
mit allen nur auszudenkenden Gewaltmitteln ihrem Schütz-
ling Arendt noch einmal das Mandat zu erjagen.

Weiter kam in der nicht unintereſſanten Verhandlung zur
Sprache, daß die Stimmzettel nach 7 Uhr abends, alſo
nach Schluß der geſetzlichen Wahlzeit, nicht ſofort aus
gezählt und verleſen wurden, vielmehr ein Mit-
glied geſagt habe, dazu ſei ja Zeit bis 10 oder 11 Uhr, ſogar
bis morgen früh. Die Herrſchaften ſtimmten ſogenannte
patriotiſche Lieder an und kümmerten ſich nicht um die Pro-
teſte der Arbeiter. Hätten ſich die Proteſtierenden nicht eiligſt
davongemacht, vielleicht wäre auch ihnen ein Pröbchen reichs-
treuer Anſtändigkeit verabreicht worden. Auch der als Ent-
laſtungszeuge geladene Gaſtwirt konnte nicht anders, als zu
beſtätigen, daß die beleidigenden Worte gefallen ſeien. Er
denke ſich das aber ſo, daß ſie nicht perſönlich geweſen
ſeien. Da noch zwei andere Zeugen die Vorgänge in der
oben geſchilderten Form beſtätigten, blieb dem Verteidiger
des patriotiſchen Ehrabſchneiders nichts anderes übrig, als
zuzugeben, daß eine Beſtrafung wegen öffentlicher Beleidi-
gung erfolgen müſſe. Seine Bitte um eine milde Beſtrafung
fand bei den Schöffenrichtern verſtändnisvolle Aufnahme,
denn das Urteil lautete auf 765 Mark Geldſtrafe oder
15 Tagen Gefängnis. Auf Antrag des Vertreters der Belei-
digten ſoll das Urteil nicht nur in der wenig geleſenen Eis-
leber Zeitung, ſondern auch im Halleſchen Volksblatt auf
Koſten des Berurteilten veröffentlicht werden.

Ob der, wenn auch nicht empfindliche Denkzettel zur Folge
haben wird, daß die rabiaten Agrarier in Neehauſen ſich in
Zukunft etwas manierlicher betragen werden, zumal wenn
ihnen vom Landrat aufgetragen wird, auch Sozialdemokraten
als gleichberechtigte Menſchen zu behandeln, können wir heute
noch nicht ſagen. Hoffen wir das beſte!

Der Prozeß gegen den Gutsbeſitzer Ramdohr, der einem
unſerer Genoſſen am Wahltage den Nagel vom Fuße geſtampft
hat, ſteht noch aus. Da auch dieſe Mißhandlung dem Staats
anwalt nicht wichtig genug ſchien, um im öffentlichen Jntereſſe
gegen den rohen Menſchen vorzugehen, mußte auch hier der
Privatklageweg betreten werden. Nachträglich wird uns noch
mitgeteilt, daß der wegen Beleidigung verurteilte Leutnant
Rath ſich zur Zahlung einer hohen Buße erboten habe, wenn
die Klage zurückgenommen würde. Jedenfalls fürchtet dieſer
tapfere Herr nunmehr die Folgen ſeiner liebenswürdigen
Worte über den Militärpaß. Unſere Genoſſen lehnten das
Anſinnen jedoch ab. Wie ſagte doch der Führer der Konſer-
vativen, Herr v. Heydebrand, der Buſenfreund der Mansfelder
Schimpfagrarier, auf dem kurz vor den Wahlen in Breslau
ſtattfindenden Parteitage? „Wir führen den Wahl-
kampf mit anſtändigen Mittelnl!“ Wie hoch-
anſtändig die Mittel ſind, haben uns nicht nur die vielen Ver-
urteilungen konſervativer Wanderredner, ſondern auch der
Neehauſer Wahlprozeß gezeigt. Vor ſoviel Anſtändigkeit kann
man ja beinahe bange werden. Der Mansfelder Bergbote wird
in ſeinem ausführlichen Prozeßbericht hoffentlich nicht ver-
geſſen zu ſchreiben: Das iſt der Gipfel konſerva-
tiven „Anſtandes“!

Merſebnes, Stadtverordnetenwahl. Bei der amMontag ſta ter wafe laſſe wurde

i Militärflieger, die von
Döberitz kamen, mußten hier eine Notlandung vornehmen.
Bei dieſer Gelegenheit ſtieß der eine Apparat ſo hart auf den
Erdboden, daß er ziemlich ſtark beſchädigt wurde und ſeine
Fahrt aufgeben mußte. Der andere Apparat wurde von dem
leichen Schickſal ereilt, als er einige Manöver unweit derTier aus u Die Flieger ſelbſt kamen mit heiler Haut

davon. Nach den beiden Unfallſtellen entwickelte ſich eine
wahre Völkerwanderung, zumal der eine Apparat gegen bend
wieder aufſtieg und einige Schauflüge ausführte, welche ſehr

gut gelangen. 6Wansleben. Vom Fahrſtuhlgetötet. Ein betrübender
unglücksfall ereignete ſich in der Ziegelei Wansleben. Dort
wurde der Ziegeleiarbeiter Schäfer von einem plötzlich nieder-

ehenden Fahrſtuhl, der ſich feſtgeklemmt hatte, dermaßen ge-
roffen, daß ihm der Schädel eingedrückt wurde und der Tod

auf der Stelle eintrat.
Helbra. Wenn zwei dasſelbe tun, ſo i es nicht

dasſelbe. An dieſen Ausſpruch des preußiſchen Juſtiz-d triſters denkt offenbar auch unſer Amtsvorſteher. Als im
hieſigen Arbeiterlokale am Donnerstag ein Zrüblngrfeſt ſtatt
fand und ein Schauſteller ſeine Orgel ſpielen ließ, wurde das
ſelbe ſchon am andern Tage für den darauf folgenden Sonntag
verboten mit der n Die Ruhewerdegeſtört.Man denke, erſt wird das Unternehmen dem Wirt geſtattet,
nachdem die großen Koſten verurſacht wird es kurzerhand
verboten. Wenn man bedenkt, daß auf dem Marktplay, in deſſen
Nähe allerdings nur Proletarier wohnen, oft 3--4 Orgeln
ſpielen, und wenn ferner die Rekruten im rühjahr von rüh
um 6 Uhr bis in die ſinkende Nacht das Dorf mit einer Muſik
kapelle abklappern, und die Kriegervereine faſt jede Woche
einige mal das gleiche tun, ſo haben ſich das die inwohner ein
fach gefallen zu laſſen. Wenn patriotiſche Radaubrüder nachts
im Vorfe ſingend und johlend ruheſtörenden Lärm verurſachen,
ſo iſt vielfach weder Polizei noch Nachtwächter zu ſehen. Aber
wenn im Arbeiterlokale irgendetwas unternommen wird, ſo
wird mit Argusaugen darüber gewacht, daß ja nicht irgendein
Paragraph verletzt wird. Die Steuern des Wirtes und der
Schauſteller, die ſteckt Vater Staat ruhig ein, ohne Rückſicht auf
die Geſinnung, nur für Rechte hat man zweierlei Maß. Darum,
ihr Arbeiter von Helbra, unterſtützt euer Lokal, meidet die
bürgerlichen Kneipen, die wohl gerne euer Geld nehmen, aber
im entſcheidenden Moment verſagen. Den Beweis haben doch
unſere Wirte in Helbra ſage genügend erbracht. Sorgt dafür,
daß uns unſer Lokal erhalten bleibt, nicht der Perſon willen,
aber der guten Sache wegen.

Eilenburg. Ortsſtatut über die Anlegung von
Bürgerſteigen. Jn der letzten Stadtverordneten Ver-
ſammlung empfahl der Magiſtrat den Stadtverordneten folgen
des Ortsſtatut über die Anlegung von Bürgerſteigen im Be
zirke der Stadt Eilenburg zur Annahme:

S 1. Die Neuanlegung und die mittels Freilegung des
Grund und Bodens vollzogene Verbreiterung von Bürger
ſteigen erfolgt durch die ſtädtiſche Verwaltung. Ueber das zu
den Bürgerſteigen zu verwendende Material beſchließt der
Magiſtrat nach Anhörung der Baudeputation.

8 2. Zur Deckung eines Teils der der Stadtgemeinde hier-
durch erwachſenen Koſten haben die mit ihren Grundſtücken an
die Bürgerſteige angrenzenden Grundſtückseigentümer Beiträge
zu leiſten, ſoweit nicht S 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 und
das auf Grund desſelben erlaſſene Ortsſtatut vom 16.-18. Juli
1906 anwendbar ſind. Die Beiträge werden nach Verhältnis
der Frontlänge der Grundſtücke erhoben und betragen bis 75
Prozent der aufzuwendenden Koſten. Der nach Deckung dieſes
Anteils verbleibende Reſt wird als der dem öffentlichen Jnter-
eſſe entſprechende Teil des Koſtenbedarfs aus den zur Beſtrei-
tung der allgemeinen Ausgaben beſtimmten Einkünften der
Stadtgemeinde beſtritten.

S 3. Die Beiträge ſind innerhalb vier Wochen nach erfolgter
Aufforderung an die Stadthauptkaſſe zu zahlen Der Magiſtrat
kann den Je h en angemeſſene Teilzahlungen be-
willigen. Die Beiträge haben die Natur öffentlicher dinglicher
Abgaben und unterliegen der Beitreibung im Verwaltungs-
zwangsverfahren nach Maßgabe der Verordnung vom 15. No-
vember 1899.

S 4. Die Heranziehung zu den trägen geſchieht auf
Grund eines Beſchluſſes beider ſtädtiſchen Körperſchaften nach
8 9, Abſatz 3 ff. des Kommunalabgabengeſetzes.
s 5. Dieſes Ortsſtatut tritt am Tage nach ſeiner Veröffent

lichung in Kraft. Der in S 4 erwähnte 8 9 des Kommunal-
rgagengefetee lautet: Die Gemeinden können behufs Deckung
der Koſten für und Unterhaltung von Veranſtal-
tungen, welche durch das öffentliche Jntereſſe erfordert werden,
von denjenigen Grundeigentümern und Gewerbetreibenden,
denen hierdurch beſondere wirtſchaftliche Vorteile erwachſen,
Beiträge zu den Koſten der Veranſtaltungen erheben. Die Bei-
träge ſind nach den Vorteilen zu bemeſſen. Beiträge müſſen in
der Regel erhoben werden, wenn andernfalls die Koſten, ein
ſchließlich der Ausgaben für die Verzinſung und Tilgung des
aufgewendeten Kapitals, durch Steuern aufzubringen ſein
würden. Der Plan der Veranſtaltung iſt nebſt einem Nach
weiſe der Koſten offen zu legen. Der Beſchluß der Gemeinde
wegen Erhebung von Beiträgen iſt unter der Angabe, wo und
während welcher Zeit der Plan nebſt Koſtennachweis zur Ein
ſicht offen liegen, in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen, daß
Einwendungen gegen den Beſchluß binnen einer beſtimmt zu
bezeichnenden Friſt von mindeſtens vier Wochen bei dem Ge
meindevorſtande anzubringen ſeien. Handelt es ſich um eine
Veranſtaltung, welche nur einzelne Grundeigentümer und Ge-
werbetreibende betrifft, ſo genügt an Stelle der Bekannt-
machung eine Mitteilung an die Beteiligten. Der Beſchluß be
darf der Genehmigung. Zu dieſem Behufe hat der Ge-
meindevorſtand den Beſchluß nebſt den dazu gehörigen Vor-
verhandlungen und der Anzeige, ob und welche Einwendungen
innerhalb der geſtellten Friſt erhoben ſind, der zuſtändigen Be
hörde einzureichen. Der Beſchluß der zuſtändigen Behörde iſt
in gleicher Weiſe zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen, wie
der Beſchluß der Gemeinde bekannt gemacht worden iſt.
Gegen den Beſchluß der zuſtändigen Behörde ſteht den Be

j teiligten die Beſchwerde offen.

Pelikan-
Garamel-Malzhblier

(nnehgesüsst mit Raffinade).

Der steigende Konsum zeugt für
die Beliebtheit der Pelikan-Biere.

Mit Recht c

Pelikkan-
Garamel-Schwarzhler
Sehr schwer eingebrautes Bler von äusserstGehaltvolles, fast alkoholfreies Bier kann man heute sagen, diese Biere sind

malzig, vollmundigem Geschmack.

mr die besten, hekömmlichsten zvon lieblieh süssem Geschmack. und nahrhaftesten, alkoholarmen Getränke. Fast alkoholtrei!
Erhältlioh in allen einschlägigen Geschäften. Heinrich Müllers V. beim kirkauf achte man genag auf die Schutzmarte: Pelikan.

Gegründet 1718. Schwemme Brauerei Pernsprecher 1318.
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m 4 7z Stadiderordneten Michael und Schul z e bekämpften

ntr z her ſo Reuß und Ritterx. Genoſſe Raute
e, als S 6 einzuſchalten: „Wird bei Neuanlegung oder

erbreikerung von Bürgerſteigen der hierzu benötigte Grund
Zu Boden von en S Grundſtückseigentümern der

tadtgemeinde unentgeltlich überlaſſen, ſo können die betreffen-
den Eigentümer zu den in S 2 bezeichneten Beſträgen nicht

rangezogen werden. Die durch Verlegung der Grenzen, Ver-
etzung der Torpfeiler, Umzäunungen, Staketen uſw. entſtehen-
en Koſten übernimmt in dieſem Falle die Siadtgemeinde.

Wenn dieſer ar agrarh mit eingeſchalten werde, ſei die ſozial-
demokratiſche Fraktion bereit, ihre Zuſtimmung zu dem Ent
wurf zu gebe

Der Erſte Bürgermeiſter, ſowie der Vorſteher Zier
vogel hatten keine Bedenken, dem Antrage des Genoſſen
Raute zuzuſtimmen. Stadtv. Ritter nannte den Antrag
widerſinnig, da 73 Steuern zu entrichten habe undſomit der nichts ſchenken würde. Stadtv. Reuß be
merkte, daß die Stadt die Verpflichtung habe, die Unkoſten
allein zu tragen. Nur um einer Steuererhöhung auszuweichen,
chaffe man ein derartiges Geſetz. Ferner müſſe dann ein be
timmter Satz feſtgelegt werden, ſonſt würden ſtets die Magi

atsvorlagen angenommen. Genoſſe Raute bezweifelte, daß
eder ohne Gemeinſinn ſei. Es gäbe auch Bürger, die zu

ſten der allgemeinen Intereſſen auf einen kleinen perſön
ichen Vorteil verzichten. Der Beweis ſei ſchon in Külzſchau

erbracht, wo einige Anlieger ren Grund und Boden zur Ver
breiterung des Bür e uſw. unentgeltlich hergeben wollen.
Nach dem Stadtv. Reuß müßten die Stadtverordneten die ihnen
r Vorlagen ar nicht erſt durchleſen und nur dem
zuſtimmen, was der iſtrat einbringt. (Reuß: So t es
auch!) Genoſſe Raute: Das iſt eigentlich wenig ſchmeichelhaft
er die hiefigen Stadtverordneten. Es haben nicht nur Magi
trat, ſondern auch die Stadtverordneten zu unterſuchen, inwie

weit privates und inwieweit öffentliches Intereſſe in Frage
kommt und danach den Prozentſatz des vom Eigentümer ge
forderten Zuſchuſſes zu beſtimmen. Nachdem noch dem Ent
wurf hinzugefügt worden war: „Ueber das zu den Bürger

eigen zu verwendende Material beſchließen die beiden ſtädti
chen Körperſchaften,“ wurde das Ortsſtatut mit dem Zuſatz

antrag des oſſen Raute gegen 5 Stimmen angenommen.
T. Die Barbiergehilfen, deren Arbeitszeit ins un

endliche ausgedehnt iſt, verſuchen auch in Eilenburg, dieſe zu
kürzen. Die geſtellten Forderungen dieſer Art waren wirk
lich ſo minimal, daß es wirklich der Menſchlichkeit Hohn ent
pricht, dieſe abzuſchlagen. Schluß der Arbeitszeit ſoll Montag
is inkl. Freitag 8 Uhr abends ſein, am Sonnabend um 9 Uhr

und Sonntags um 12 Uhr. Jn der kürzlich ſtattgefundenen
Kommiſſionsſitzung wurde dem ſtattgegeben bis zur Sonntags
ſchlußzeit. a ei unmöglich durchzuführen, da Rückſicht auf
die Landkundſchaft genommen werden müßte und dergleichen
mehr. Man einigte ſich in der Kommiſſionsſi ung dahin, dieſe
Frage gemeinſchaftlich zwiſchen Meiſter und Gehilfen in einer
zerſammlung zu behandeln. Hier die Gehilfen aber

an unerwartet auf Widerſtand. er ſtellvertretende Ober
meiſter lehnte alles ab bis auf den Geſchäftsſchluß am Sonn-
abend. Es kam zu erregten Auseinanderſetzungen, in der Ge
noſſe Pinkowski den Standpunkt der Gehilfen verteidigte. Die
Jnnungnsleute unter Führung des ſtellvertretenden Ober
meifters Dietrich glaubten durch allerlei Ausflüchte dieſe ſehr
beſcheidene Forderung als unannehmbar hinzuſtellen, und führte
ſogar ein ſolcher zum Beweis an, daß ſein Gehilfe lieber
oder e Stunde länger arbeitet (7). Schließlich einigte manſich auf olgenden Vertrag: Anfang der Arbeitszeit, Montag
bis inkl. Freitag 7 Uhr früh bis 8 Uhr abends. Sonnabends von
früh 6 Uhr bis abends 9 Uhr. Sonntags früh 6 Uhr bis 2 Uhr
nachmittags im Sommer. Und im Winter von früh 48 Uhr
am Montag bis inkl. Freitag. luß abends 8 Uhr. Sonn
abend und Sonntag Anfang 7 Uhr bis 9 Uhr abends und 2 Uhr
nachmittags.

Bitterfeld. „Arbeiterwohlfahrt“ in der Anilin-
fabrik bei Bitterfeld. Jm Anſchluß an den bereits

eſtern unter Wolfen mitgeteilten Bericht über den bevorſtehenden Einzug der Gelben auf dem genannten Werk wird uns
von anderer Seite noch geſchrieben Aufmerkſame Leſer unſerer
Stadtverordnetenberichte werden ſich erinnern können daß in
letzter Zeit die Anilinfabrik von der Stadt Bitterfeld einen
Komplex Land gekauft hat, den ſie zu einem Preiſe
haben wollte, angeblich, um auf dieſem Boden Wohlfahrtsein
richtungen zu ſchaffen. Welcher Art dieſe ſein ſollen. haben
nun die dort beſchäftigten Arbeiter am Freitag, den 10. Mai,
erfahren, wo ihnen mitgeteilt wurde, daß die Werksleitung die
Gründung eines gelben Werkvereins beabſichtige. Die Grün
dung ſollte am Sonnabend mittag erfolgen. Kaum war derWete Plan bekannt geworden, g7 auch ſchon eine kräftige

gegen dieſe gelbe Gründung ein. Jn ſehr
t beſuchten Verſammlungen, die am Freitag abend und
onnabend früh ſtattfanden, legten die dort beſchäftigten Ar

beiter Verwahrung gegen das Anſinnen der Direktion ein. Das
paßte den Herren nun anſcheinend nicht in den Kram, die
Gründung verzögerte ſich, kam aber dann einige Tage ſpäter
de zuſtande.

ie Werksleitung mit dem Jnslebenrufen dieſer Sumpf
e in ihrem Betriebe beabſichtigt, iſt für jeden denkenden

Arbeiter klar, wenn auch in der Begründung des Planes geſagt
wird, die Arbeiter ſollen bei 20 Pf. Wochenbeitrag wöchentlich
3 Mark Krankengeld mehr erhalten. Es iſt ja ſehr lobenswert, wenn die Serren jetzt einſehen, be die Krankenunter
ſtützung bisher zu niedrig geweſen iſt. Wollte man aber Ab-Füſe ſchaffen, brauchte man nur die Beiträge und Leiſtungen

der b en Betriebskaſſe zu und man hatte das-
ſelbe Ziel erreicht. Deshalb braucht man dem Arbeiter noch
nicht den Verrat ſeiner Arbeiterehre zuzumuten. Das
war ja aber eben nicht der Zweck der Uebung. Man will dem
Arbeiter nicht helfen, ihm nicht in Zeiten der Not unter die
Armee greifen, ſondern man will die wirtſchaftliche Not der
Arbeiter nur bequemer und leichter in Gold für die Aktionäre
ummünzen, was ſich am beſten erreichen läßt, wenn man einen
Keil in die Arbeiterſchaft treibt, die Unſolidarität fördert und
hätſchelt. Mit uneinigen Arbeitern hat die Direktion immer
leichteres Spiel. Leider finden ſich unter den Arbeitern immer
noch ſolche, die auf Koſten ihrer Leidensgenoſſen Vorteil zuen ſtreben, indem ſie ſich den Wün chen der Direktion
efügig zeigen. Glücklicherweiſe iſt die Zahl derjenigen in der
nilinfabrik nicht groß. Die Betriebsleitung ſucht deshalb

ihrer ſation M suzuführendaß ſie bei die von der Zitzlſchaft in dieſem Werkverein abhängig Ob ſie damit
durchkommen wird. Nennt man das nicht Terroris-
mus Volwertige Arbeiter halten in der Regel auf ihre
Ehre und ihre nnung. Sie wollen keine Wohltaten und
Gnade, ſondern Recht. Ob es der Direktion nun auf ge
fügige oder auf tüchtige Arbeiter ankommt? Als einerder eifri ſten Macher bei der Sache betätigle ſich der Meiſter
Hob of der doch eigentlich als Meiſter die Richtigkeit der
vorſtehenden Sätze am beſten zu beurteilen in der Lage ſein
b Oder hat auch er es nötwendig, Auge Stellung durch

e
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olche Mittelchen zu feſtigen? Ob bei ſolchen Gefahren die
chtung der großen Maſſe der Arbeiter ihm gegenüber ſteigtoder auch nur bewahrt bleibt, wagen wir fuglich zu bezweifeln.

Daß ſich die Firma die Sache etwas koſten läßt, iſt ſchon dar
aus erſichtlich, daß ſie am 17. Mai 12 jener angenehmen Mit
glieder nach Berlin geſandt hat, um die gleichen „Wahlfahrts
einrichtungen“ bei der Firma Siemens u. Halske zu ſtudieren.
Auch ſoll ſeitens der Firma ſchon ein Beitrag von 80000 Mk.
r geſtellt ſein zur Verwendung für dieſen „nützlichen“

we
offentlich bewirkt der geſunde Sinn der dortigen Arbeiter,

daß jene Herren von ihrer Wohlfahrtsſucht recht bald und
gründlich geheilt werden. Die beſte und wirkſamſte Antwort
iſt: Hinein in die freien Gewerkſchaften!
Gräfenhainichen. Glänzender Siegbeider Knapp-
n Bei der am Montag auf Grube Barbaraattgefundenen Knappſchaftswahl fielen auf Gottlob Apelt als
Aelteſten von 37 abgegebenen Stimmen 30. Als Erſatzmänner
wurden mit 27 Stimmen gewählt Kretzſchmann erſter, Hart-
mann zweiter Erſatzmann. Bei den Erſatzmännern wurden
im ganzen 30 Stimmen abgegeben. Mit erdrückender Majorität
t auch hier wieder die Liſte des Bergarbeiterverbandes durchs

iel gegangen, ein Beweis, daß der Organiſationsgedanke ſich
auch hier immer mehr Bahn bricht.

Roitzſch. Verunglückte Fahrt. Am Sonntag morgen
überflog das Militärflugzeug A. 6 unſeren Ort. Dasſelbe
war in Weimar aufgeſtiegen, um nach Döberitz zu rig
Jnfolge Motordefekts landete der Führer in dem Roggenfelde
des Gutspächters Pfaff. Als am Abend die Weiterfahrt er-
folgen ſollte, erlitt das Fahrzeug infolge ſchlechten Abfahrt-
geländes ganz erheblichen Schaden. Der Propeller ſowie das
Untergeſtell ging dabei in Trümmer. Mit Geſpann mußte es
nach dem Bahnhof gebracht werden, von wo aus es nach Berlin
befördert wurde.

Wolfen. Ein Gerichtsvollzieher „verhaftet“.
Daß der Gerichtsvollzieher bei Pfändungen oft mit Schwierig-
keiten zu kämpfen hat, iſt eine alte Tatſache, daß er aber bei
Ausübung ſeines Dienſtes „verhaftet“ und nach dem Amts-
gericht geführt wird, iſt wohl ein ſeltener Fall. Dieſer hat ſich
im benachbarten Altjeßnitz ereignet. Als nämlich der Gerichts
vollzieher F. dort bei dem Arbeiter Pietſchker eine Pfändung
vornehmen wollte, verhinderten drei Männer die Amtshand-
lung, indem fie den Gerichtsvollzieher für „falſch“ und ſeine
Legitimation für „geſtohlen“ bezeichneten, den Beamten „vergen und ſchließlich nach dem Amtsgericht zu Jeßnitz
führten. Kier konnte er, ſich legitimierend, bald wieder ent-
laſſen werden.

Torgau. Auf zum Proteſt! Für das gleiche, geheime,allgemeine und direkte Wahlrecht in Hreußen, für die politiſche
Gleichberechtigung der Frau, für Erweiterung und Sicherung
der Volksrechte gilt es heute abend in der auf dem Königsbad
ſtattfindenden z zu demonſtrieren. Den gewaltigen
Kundgebungen im ganzen Lande muß ſich auch unſere Proteſt
aktion würdig anſchließen. Der rohen Gewalt der Herrſchen-
den, der Lauheit und traurigen Untertänigkeit des „Fortſchritts“
etzen wir den geeinten Willen des Proletariats entgegen.

arxum auf in die Verſammlung und erhebt laut eure Stimme:
Gegen die Gewalt für das Recht!
Torgau. Viele ſind berufen, aber Der Landratdes Kreiſes Torgau macht J Blatt ſeraemde vekannt:

„Der Herr Regierungspräſident zu Merſeburg beabſichtigt,
ur Ausbildung von Turn und Spielleitern in Torgau etwande Juni d. 9. einen Kurſus abhalten z laſſen, an dem

nicht nur Geiſtliche, Lehrer und
ſondern auch andere zur Pflege der ſchulentlaſſenen
S geeignete Perſonen teilnehmen können. Der

urſus findet an ſechs aufeinanderfolgenden Nachmittagen
g. 3--4 Stunden ſtatt. Unterrichtet wird in turneriſchen

ebungen und Jugendſpielen, auch finden Vorträge aus den
verſchiedenen Gebieten der Jugendpflege ſtatt. Den Kurſus-
teilnehmern werden aus Staatsmitteln Beihilfen
ewährt. Diejenigen Perſonen des Kreiſes, die bereit ſind,ſich an dem Kurſus zu beteiligen, wollen mir dies bis zum

1. Juni mitteilen.“
lſo nicht nur Lehrer, Lehrerinnen und Pfaffen ſollen in

die Geheimniſſe der königlich preußiſchen Jugendpflege ein-
en werden, ſondern auch andere, aber nur „geeignete“ Per-

ehrerinnen,

onen. Wir wetten, daß jemand, mag er ſich noch ſo ſehr zum
Jugendpfleger eignen, aber ſozialdemokratiſcher Ge
ſinnung verdächtig iſt, von der Teilnahme am Kurſus zurück-
gewieſen wird. Dagegen iſt mit großer Wahrſcheinlichkeit
damit zu rechnen, daß ehemalige Rekrutendriller mit
„gutem“ Zeugnis mit offenen Armen aufgenommen werden.

Sülldorf. Streik der fremden Schnitter. Die
er Schnitter hatten hier über ſchlechte Behandlung durch
en Aufſeher Böſel zu klagen. Sie legten die Arbeit nieder und

verlangten die Entfernung des Aufſehers. Der Gendarm wurde
nun herbeigerufen, konnte aber auch nichts ausrichten. Die
Polizei holen, das iſt immer das erſte Mittel der Agrarier. Nach
dreitägigem Streike kam eine Verſtändigung zuſtande. Eine
beſſere d wurde verſprochen und die Entlaſſung des
„Rädelsführ iwerden.

ers“, die angedroht war, ſoll nicht ausgeſprochen

alle a. S. Für Parteizwecke. Verſammlungseintritte am
1. Mai in Wörmlitz 12.90 Mk., von B. E. 1. Mk. Reiwand.

Für den Maifonds: Von Mitgliedern der Schreibtiſchmontage
erhalten 12,50 Mk. Frommkbhold.isleben. Für Parteizwecke gingen ein: Von einem „Nee-
häuſer Vagabunden“ durch J. Wieſen 1 Mk. Joh. Stelzer.

Ein ſchweres Automobil Unglück
hat ſich am Montag auf der Berlin Hamburger Chauſſee etwa
i Meilen von Frieſack ereignet. Prinz ilhelm
von Cumberland ſteuerte ſein Automobil ſo unglücklich, daß es
in den ſtürzte. Prinz Georg Wilhelm und ſein
Kammerherr Greve wurden auf der Stelle getötet.
Der Chauffeur, der im Jnnern des Wagens ſaß, kam mit einem
Bruch des linken Armes davon. Die Leichen der Verunglückten
wurden nach der Kirche des Dorfes Nackel r und dort
aufgebahrt. Her Fing befand ſich auf der Reiſe zum Leichen
begängnis ſeines Onkels, des Königs von Dänemark, nach
Kopenhagen und hatte in tn des Herrn von Greve
gete na e Berlin verlaſſen. Etwa 10 Kilometer hinter
er Stadt Frieſack werden zurzeit an der Chauſſee Reparatur-

arbeiten vorgenommen. Der Prinz hatte offenbar die Tafeln,
auf denen zu langſamer Fahrt aufgefordert wird, überſehen.
Da dieſe Strecke noch nicht gewalzt war, geriet das Gefährt des
Prinzen ins Schleudern. Prinz Georg verlor die Gewalt über
das Auto und die ſauſte gegen die Prellſteine der Chauſſeeund dann gegen einen Fauſſecbaum. Der r ſchlug vorn
über mit dem Kopf auf das Blechgehäuſe des Motors, ſein
Kopf wurde a e r außerdem warihm durch das Steuerrad der Bruſtkaſten eingedrückt worden.
Der Begleiter des Prinzen, Kammerherr von Greve, wurde
ebenfalls vornüber geſchleudert und brach ſich das Genick.
S der Prinz als auch ſein Begeliter waren auf der
Stelle tot.

Verzweiflungstat eines Familienvaters.
Am Sonntag nachmittag fand man den Schreiner Franz Baur

in Stuttgart, ſeine Frau und beider Kinder im Alter von7 und 1/2 ehren durch ausſtrömendes Gas betäubt in
der Küche ihrer Wohnung liegen. Der Mann war bereits tot.
Die Frau und die beiden Kinder wurden ſofort nach dem Kranken-
aus gebracht, jedoch ſtarb das jüngſte Kind nach kurzer Zeit.
b die Mutter und das älteſte Kind am Leben erhalten werden

können, iſt noch r cheſt. Unheilbares Leiden ſoll die
Unglücklichen zu dem ritte veranlaßt haben.

Ein ſchweres Aeroplannunglück
ereignete ſich am Sonntag in Amesbury in der Nähe von
Salisbury (England). Dort unternahm der Abviatiker Leutnant
Achton mehrere Flüge, die von Erfolg begleitet waren. Als er
landen wollte, ſetzte der Motor in geringer Höhe aus und der
Apparat ſtürzte unter die Menge. Ein 17jähriger junger Mann
wurde auf der Stelle getötet, mehrere andere Perſonen haben
Verletzungen davongetragen.

Wie Patrioten Feſte feiern.
Auf einem Turnfeſt in Haibach (Bahern) gerieten 40 Mann

und zwei Unteroffiziere des Aſchaffenburger Jägerbataillons
mit Bauernburſchen in Streit, in deſſen Verlauf die Bauern
mit Revolvern und Jagdflinten einen Angriff machten. Die
Jäger machten von ihren Waffen Gebrauch und erhielten vom
Bataillonskommando in Aſchaffenburg „Verſtärkung“. Der
„Kampfplatz“ zeigte auf beiden Seiten zahlreiche Ver-
wundete. Einige von dieſen befinden ſich in ernſter
Lebensgefahr.

Kleines Allerlei. Das große Los der preußiſchen
Klaſſenlotterie fiel auf die Nummer 179 124. Ein Teil
des Loſes iſt nach Tönning gefallen, ein anderer nach
r Zu ſammenſtoß zweier Züge. Jnder Nähe von Grenoble ſtieß ein Straßenbahnwagen, der die
Barriere durchfuhr, mit einem Eiſenbahnzuge zuſammen. Ein
Bankier aus Grenoble, der ſich mit ſeiner Familie im Straßen-
bahnwagen befand, wurde getötet, ſeine n wurde mit
ebrochenem Schädel in ein Krankenhaus gebracht. MehrereInſaſen des Wagens ſind verletzt worden. Die Schuld wird

dem Führer des Straßenbahnwagens zugeſchrieben. Einſchwerer Unfall, bei dem drei Eiſenbahngrbeiten
getötet wurden, ereignete ſich heute vormittag bei Zantoch
i. Mark. Dort überfuhr der D-Zug 7 Berlin-Schneidemühl dreirege und verletzte ſie ſo ſchwer, daß ſie kurz darauf

arben.

Verſammlungsberichte.
n r welche ſpäter als zehn Tage nach Statt
finden der Verſammlung eingehen, finden keine Aufnahme.

Schneider. Jn der letzten Mitgliederver ſammlung
wurde zunächſt die Abrechnung vom 1. Quartal 1912 verleſen.
Leider mußte bei dieſer Gelegenheit gerügt werden, daß eine
Anzahl Mitglieder ihre Streikmarken noch nicht entnommen
hat. Gegen dieſe Mitglieder ſollen die ſtatutariſchen Beſtim-
mungen Anwendung finden und ſoll ihnen bei Unterſtützungs
fällen keine Unterſtützung durch die Ortsverwaltung ausge
zahlt werden. Unter den freiwillig Ausgetretenen befinden ſich
auch die früheren Geſchäftsführer der Produktivgenoſſenſchaft
Solidarität Max Schwedler und Otto Friedrich. Der Vor-
ſitzende gab ſodann bekannt, daß außer dem Arbeitgeberver-
band noch etwa 55 andere Firmen den Tarif anerkannt haben.
Unter der kleinen Anzahl Firmen, welche ſich ſtrikte weigern,
dem Tarifabkommen beizutreten, befindet ſich die Firma Otto
Knoll, Leipziger Straße 35. Ueber dieſe Firma wurde die
Sperre verhängt. Gleichzeitig wurde ein Antrag angenommen,
daß die maßgebenden Jnſtanzen erſucht werden ſollen, gegen
Herrn Knoll, der auch Beſitzer des Etabliſſements Knolls Hütte
in der Heide iſt, vorzugehen. Es wurde ſodann noch einmal
auf den Beſchluß der vorigen Verſammlung verwieſen, daß die
neuen Tarife für Mitglieder 20 Pf., für Nichtmitglieder 50 Pf.
koſten und daß kein Mitglied ſeinen Tarif veräußern dürfe.
Da von einer Seite der Verſuch gemacht worden iſt, auf Um-
wegen durch Organiſierte Tarife für 20 Pf. zu erwerben,
wurde der Beſchluß dahingehend verſchärft, daß Kollegen, die
bereits einen Tarif für 20 Pf. gekauft haben und einen zweiten
begehren, hierfür 50 Pf. zu zahlen haben. Am dritten
Pfingſtfeiertag ſoll n Dampferausflug nach Wettin veran-
ſtaltet und dazu die Mitglieder des Gewerkvereins H.D. die
während der ganzen Lohnbewegung in treuer Waffenbrüder-
ſchaft zu uns geſtanden haben, eingeladen werden.
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Wegen vollständiger Kuflösung
kommen Weiter die grossen Warenvorräte, welche in den

Fabrik-Räumen der früheren Firma

Menckhoff Co
Halle a. S., Geiststrasse 19, Hof r., II. Etage lagern, zum

Tofal- Ausverkauf.
Laut Liste des beeidigten Taxators waren bei Eröffnung am 20. Mai

vorhanden und werden F enorm billig R Verkauft:
2800 tuck Damen -Hemden 12000 stack Weiße KlsrenBezüge,

4000 neter Oäsche-Barchent 5000 neter Wäsche -Spitzen,

IIIIE IIIFerner in grossen Partien:
Blaudruck, Rein-Leinen, Halb-Leinen, Schürzenstoffe,
Barchent-Röcke, Damen- Beinkleider, Hemdenpassen,
Waschbörtchen, Languett., Bett-Gimpe, Wäsche-Feston.

NB. Der Verkauf findet nur in den Fabrikräumen

Kein laden

Eingang durch den Torweg, über den Hof, zum Fabrikgebäude durch e t Beeſenerſtraße 3

Plakate erkenntſich. I. Etage rechts. Sie
Verkaufs zeit von 9 Uhr vormittags bis 7 Vhr abends.

Epperse.
559 m W W 2a nete 3J W r

der

Kelne Schaufengter

l h

99 Fabrik,
Wäsche-

S

Gr. Ulrichstrasse 58
Leipzigerstrasse 61

S

T werxſchiedenen,
chicen Formen mit
Tuchbaud GarnierReqlenne Preise

V
S lish. CIub

r. Nriobotraseo 58
Leipzigerstrasse 61.

Per mar at

Würmer
nebſt Brut beſeitigen ſicher

D. Voarmn-Tabletten Sch. 35 Pf.Bannboßſs- e Bahnh.

Ansfchts-Postkarten
empfiehlt Die Volksbuchhandlung.

Gr. Steinſtraße 67.
Triftſtraße 22
Kl. Ulrichſtraße 30

o

ſſſ fus Ida
nüller'schen Neumarnt-Brauerel, Geiststrasse 19, Echte Wagner

Wilh. Backmann

S Werſebarg

Holſteinſche Pflanzenbutter mit Eigelb.
Vegetabile Margarine erhältlich bei:

Albrechtſtr. 46, Ecke Geiſtſtr. Gebr. Raue
Paul Schiemenz
Fr. Barth
F. O. Beier

Wilh. Traut
H. Becker
A. Speiser

Die Unterzeichneten,
Mitglieder vom Konſumverein für Weißſzenfels-Naum-
burg und Umgegend, haben in den letzten Tagen eine Prüfung
über die Waren und deren Preiſe zwiſchen dem Konſumverein
und der Konkurrenz vorgenommen.

Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt, daß von 108 Waren-
proben der Konſumverein in 6 Fällen teurer, in 22 Fällen gleich
und in 80 Fällen billiger als wie die Konkurrenz war. Dieſe
108 Artikel koſten (die Artikel zum ganzen, reſp. Pfund umgerechnet)
bei der Konkurrenz 51.12 Mk. und im Konſumverein 42.73 Mk.
Bei der Konkurrenz alſo 8.39 mehr.

Die näheren Unterlagen, insbeſondere von wem die Waren
bezogen worden ſind, uſw., können bei den Unterzeichneten eingeſehen
werden.

Wir halten es für unſere Pflicht, zumal auch die Qualität der
Waren der Konkurrenz nicht nachſteht, ja in vielen Fällen die Kon-
kurrenz übertrifft, dieſes Reſultat öffentlich bekanntzugeben.

Wir find davon überzeugt, daß, wenn die Konſumenten,
die für den Konsumverein Weissenfels-Haumburg
in Frage kommen, ihre Waren von dieſem beziehen ſie gut und
preiswert bedient werden.

Weißenfels, den 18. Mai 1912.
Karl Schulze, Weißenfels, Moritz Winkler, Naumburg,
Gustav Pohnle, Karl Harien,
Karl Wagner, Josetf Seppelt,
Reinhold Degen, Paul Wilde,Frieär. Gerecke, Max müller,
Willy Sachse, Friedrich BRecht, nichteritz,
Ernst Tänzoer, Paul Böhme, Gröſt,
Paul Strauss, Albert Zimmer, Nahlendorf,
Otto Lau, Hermann Seiler, Tagewerben,Ernst Nösel, Hermann Panli, Obergreißlau,

Frieärieh Kettenbeil, Cleben.

T

Zum neuen Kleide eine
chice neue Tasche!

e

Wir haben eine prachtvolle Auswahl
und empfehlen als ganz besonders haltbar
und billig

Saffianlecertaschen

n 385 525 650 g00 n. 950

C. F. Ritter, Halle a. S,
Leipzigerstrasse 90.

Mitglied des Rabatt-Spar-Vereins.

brorze all.

Kinderwagen-
nd Sportwagen Neuheiten

Theodor Lühr,Mitglied des u e

Dr. Thompson's
Seifenpulver

(Schutzmarke Schwan)
sPart Arbeit, Zeit, Geſd.

Bakettels Pfennig

R. XNateseola,empf. rGr. Auswa SigeS Gewahr r gute Arbeit.

Plüſchſofa 55, gfa z imhan.Chaiſelong., Vertik. nußb. u. birk.
Kleiderſchrk., Tiſche rumeau,.
Auszieht. b. z. vk. teinweg7, IEt.

Markttaschen
aus Rindleder, ganz unverwüst-

lich, von A. 3.25 an.

C. F. Ritter, bate v S e e e e S. m. b. L Verleger vorm. Aug. e. Groß jetzt A. Jähnig Sämtl. i. Halle a. S.
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